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Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren 
in dem Studiengang Nano-Science mit akademischer Abschlussprüfung 

Bachelor of Science  
 
Aufgrund von § 6 Abs. 1 und 2 des Hochschulzulassungsgesetzes (HZG) vom 22. März 
1993 (GBl. S. 201) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. September 2005 (GBl. S. 
629), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. Dezember 2011 (GBl. S. 565), § 
60 Abs. 1 Satz 3 des Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S.1), 
zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65), und von 
§ 10 Abs. 5 der Hochschulvergabeverordnung (HVVO) vom 13. Januar 2003 (GBl. S. 63, 
ber. S. 115), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 03. Mai 2012 (GBl. S. 
276), hat der Senat der Universität Tübingen am 21. Juni 2012 die nachfolgende Satzung 
beschlossen. 
 
 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
 
Die Universität Tübingen vergibt im Studiengang Nano-Science mit dem Abschluss Bachelor 
of Science 90 v.H. der nach Abzug der Vorabquoten verfügbaren Studienplätze an 
Studienbewerber1 nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens. Die 
Auswahlentscheidung wird nach dem Grad der Eignung des Bewerbers für den gewählten 
Studiengang und den angestrebten Beruf getroffen. 
 

§ 2 Fristen 
 
Der Antrag auf Zulassung muss für das Wintersemester bis zum 15. Juli bei der Universität 
Tübingen, Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung, Wilhelmstr. 11, 72074 Tübingen, 
eingegangen sein (Ausschlussfrist). 
Für den Nachweis der Fristwahrung ist der Eingangstempel der Zentralen Verwaltung der 
Universität maßgebend. Nach Fristablauf eingegangene Unterlagen werden nicht 
berücksichtigt. 
 
§ 3 Form des Antrags 
 
(1) Der Antrag ist auf dem von der Universität vorgesehenen Formular zu stellen. 
 
(2) Dem Antrag sind in Kopie beizufügen: 
 

a)  das Zeugnis der Allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung (HZB), einer 
einschlägigen fachgebundenen HZB bzw. einer ausländischen HZB, die von der 
zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannt worden ist, in amtlich 
beglaubigter Kopie; im Falle beruflich Qualifizierter ohne schulische Hochschulzu-
gangsberechtigung nach § 59 LHG ist alternativ das Zeugnis mit der Gesamtnote der 
Eignungsprüfung vorzulegen oder, falls keine Eignungsprüfung gesetzlich gefordert 
wird, das Zeugnis mit der Gesamtnote der Meisterprüfung bzw. der gleichwertigen 
Fortbildungsprüfung oder Fachschulprüfung im Sinne von § 14 Schulgesetz; 

b)  bei Bewerbern, die die HZB nicht in einem deutschsprachigen Land erworben haben, 
das Zeugnis über eine mit mindestens der Notenstufe 2 – 3 abgelegte DSH-Prüfung 

                                                
1 Alle Amts-, Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in dieser Ordnung betreffen gleichermaßen Frauen wie Männer und 
können auch in der entsprechenden weiblichen Sprachform geführt werden. Dies gilt auch für die Führung von 
Hochschulgraden, akademischen Bezeichnungen und Titeln. 
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(75 % der erreichbaren Punkte). Die Anerkennung und Anrechnung von Äquivalenten 
zur DSH regelt die DSH-Prüfungsordnung; 

c) Nachweise über eine geltend gemachte studiengangspezifische Berufsausbildung, 
Berufsausübung, praktische Tätigkeit, besondere Vorbildung, außerschulische 
Leistungen und Qualifikationen, die über die Eignung für den Studiengang, für den die 
Zulassung beantragt wird, besonderen Aufschluss geben, insbesondere Nachweise 
über eine geltend gemachte studiengangspezifische Berufsausbildung oder ein 
Praktikum; 

 
(3) Die Universität kann verlangen, dass die der Zulassungsentscheidung zugrunde 
liegenden Dokumente bei der Einschreibung im Original vorzulegen sind. 
 
(4) Liegt das Zeugnis über die Hochschulzugangsberechtigung für den beantragten 
Studiengang bis zum Ende der Antragsfrist noch nicht vor, kann der Zulassungsantrag auf 
ein vorläufiges Zeugnis gestützt werden. Das vorläufige Zeugnis muss auf bereits vollständig 
abgeschlossenen  Prüfungsleistungen zum Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung 
beruhen, eine vorläufige Bewertung der Prüfungsleistungen enthalten und von einer für die 
Notengebung oder Zeugniserteilung autorisierten Stelle ausgestellt sein. Eine Zulassung auf 
Grundlage eines vorläufigen Zeugnisses ist unter der Bedingung auszusprechen, dass die 
Hochschulzugangsberechtigung bis spätestens zur Einschreibung nachgewiesen wird und 
sich die vorläufige Zulassung durch das endgültige Zeugnis bestätigt. Im Übrigen bleibt das 
endgültige Zeugnis bei der Zulassung unbeachtlich. Wird der Nachweis nicht fristgerecht 
erbracht, erlischt die Zulassung. 
 

§ 4 Auswahlkommission 
 
(1) Vom Fakultätsrat der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät wird zur 
Vorbereitung der Auswahlentscheidung für den Studiengang eine Auswahlkommission 
bestellt. Die Kommission besteht aus drei Mitgliedern, die dem hauptberuflichen 
wissenschaftlichen Personal in den Fächern Biologie, Chemie und Physik angehören. Ein 
Mitglied muss der Gruppe der Professoren angehören. Die Mitglieder werden vom 
Fakultätsrat für die Amtszeit von vier Jahren bestellt. Wiederbestellung ist möglich. 
 
(2) Vorsitzender der Auswahlkommission ist der für Nano-Science zuständige Studiendekan; 
der Vorsitz kann an einen Professor der Auswahlkommission delegiert werden. Der 
Vorsitzende ist für die ordnungsgemäße Durchführung des Auswahlverfahrens zuständig 
und koordiniert die Auswertung die Ergebnisse.  
 
§ 5 Auswahlverfahren 
 
(1) Am Auswahlverfahren nimmt nur teil, wer 
 

a) sich frist- und formgerecht um einen Studienplatz beworben hat und 
b) nicht im Rahmen einer vorweg abzuziehenden Quote am Vergabeverfahren teilnimmt. 

 
(2) Die Auswahlkommission trifft unter den eingegangenen Bewerbungen eine Auswahl 
aufgrund der in § 6 genannten Auswahlkriterien und erstellt gemäß § 7 eine Rangliste. Die 
Entscheidung über die Auswahl trifft der Rektor aufgrund einer Empfehlung der 
Auswahlkommission. 
 
(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die Unterlagen nach § 3 nicht fristgerecht oder nicht 
vollständig vorgelegt wurden. 
 
(4) Im Übrigen bleiben die allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden Bestimmungen 
in der Zulassungs- und Immatrikulationssatzung der Universität Tübingen unberührt. 
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§ 6 Auswahlkriterien 
 
Die Auswahl erfolgt aufgrund einer gemäß § 7 zu bildenden Rangliste nach folgenden 
Kriterien: 
 

a. Für die Bildung der Rangliste im Rahmen des Auswahlverfahrens ist die 
Gesamtqualifikation der HZB zu berücksichtigen. Im Falle beruflich Qualifizierter ohne 
schulische Hochschulzugangsberechtigung nach § 59 LHG ist alternativ die Gesamt-
note der Eignungsprüfung oder, falls keine Eignungsprüfung gesetzlich gefordert wird, 
die Gesamtnote der Meisterprüfung bzw. der gleichwertigen Fortbildungsprüfung oder 
Fachschulprüfung im Sinne von § 14 Schulgesetz maßgeblich. 

 Ausländische Noten sind nach den Richtlinien der Kultusministerkonferenz in deutsche 
Noten umzurechnen. 

b. Berufsausbildung, berufspraktische Tätigkeit, besondere Vorbildung oder 
außerschulische Leistungen und Qualifikationen (z. B. Preise, Auszeichnungen), die 
Aufschluss über die Eignung für den Studiengang geben. 

 

§ 7 Erstellung der Rangliste für die Auswahlentscheidung 
 
(1) Die Reihung erfolgt nach der Durchschnittsnote der HZB. Im Falle beruflich 
Qualifizierter ohne schulische Hochschulzugangsberechtigung nach § 59 LHG ist alternativ 
die Gesamtnote der Eignungsprüfung maßgeblich oder, falls keine Eignungsprüfung 
gesetzlich gefordert wird, die Gesamtnote der Meisterprüfung bzw. der gleichwertigen 
Fortbildungsprüfung oder Fachschulprüfung im Sinne von § 14 Schulgesetz. 
 
(2) Für eine Berufsausbildung, berufspraktische Tätigkeit, besondere Vorbildung oder 
außerschulische Leistungen und Qualifikation, die Aufschluss über die Eignung für den 
Studiengang geben, wird die Note um bis zu 0,5 verbessert. Hierbei werden insbesondere 
nachstehende Kriterien folgendermaßen bewertet: 
 

a) abgeschlossene Berufsausbildung mit Berufserfahrung 0,5 
abgeschlossene Berufsausbildung ohne Berufserfahrung 0,4 
3-jährige Berufsausbildung in einem Beruf, der mathematisch-naturwissenschaftliche 
Aspekte beinhaltet 0,3 

b) Freiwilliges soziales oder ökologisches Jahr mit für das Nano-Science-Studium 
förderlichen Tätigkeiten 0,3 

 Praktikum mit qualifiziertem Nachweis über eine dem Nano-Science-Studium 
förderliche Tätigkeit von 6 Wochen oder länger 0,2 

 Praktikum mit qualifiziertem Nachweis über eine dem Nano-Science-Studium 
förderliche Tätigkeit von 2 – 6 Wochen 0,1 

 Bei nur geringer eigener Aktivität und Selbstständigkeit und nur entferntem Bezug zur 
Nano-Science (z.B. Behindertenarbeit) vermindert sich der Bonus um die Hälfte. 

c) Preise mit naturwissenschaftlichem Bezug (z.B. Jugend forscht) 0,5 
 entsprechender Landespreis 0,3 
 entsprechender Regionalpreis 0,2 

 
(3) Bei Ranggleichheit gilt § 16 HVVO. 
 
§ 8 Quotenregelung 
 
(1) Für die gesetzlich vorgesehenen Vorabquoten gelten die Festsetzungen der 
Hochschulvergabeverordnung in ihrer jeweils aktuellen Fassung. 
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(2) Verfügbar gebliebene Studienplätze werden 
 

a) zu 90 v.H. nach dem Ergebnis des von der Hochschule durchgeführten 
Auswahlverfahrens und 

b) zu 10 v.H. nach Wartezeit vergeben. 
 
(3) Bei der Berechnung der Quoten wird gerundet. 
 
§ 9 Abschluss des Auswahlverfahrens 
 
(1) Das Auswahlverfahren wird durch einen Bescheid über die Zulassung abgeschlossen. 
Den Bescheid erteilt die Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung.  
 
(2) Im Zulassungsbescheid wird eine Frist bestimmt, innerhalb derer die Zugelassenen 
verbindlich zu erklären haben, ob sie den Studienplatz annehmen. Liegt die Erklärung der 
Zentralen Verwaltung der Universität nicht fristgerecht vor, so wird der Zulassungsbescheid 
unwirksam. Auf diese Rechtsfolge ist im Bescheid hinzuweisen 
 
§ 10 In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft.  
 
 
 
Tübingen, den 21.06.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren 
in dem Studiengang Medizininformatik mit akademischer Abschlussprüfung 
Bachelor of Science 
 
Aufgrund von § 6 Abs. 1 und 2 des Hochschulzulassungsgesetzes (HZG) vom 22. März 
1993 (GBl. S. 201) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. September 2005 (GBl. S. 
629), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. Dezember 2011 (GBl. S. 565), § 
60 Abs. 1 Satz 3 des Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S.1), 
zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65), und von 
§ 10 Abs. 5 der Hochschulvergabeverordnung (HVVO) vom 13. Januar 2003 (GBl. S. 63, 
ber. S. 115), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 03. Mai 2012 (GBl. S. 
276), hat der Senat der Universität Tübingen am 21. Juni 2012 die nachfolgende Satzung 
beschlossen. 
 
 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
 
Die Universität Tübingen vergibt im Bachelorstudiengang Medizininformatik 90 v.H. der 
Studienplätze an Studienbewerber2 nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen 
Auswahlverfahrens. Die Auswahlentscheidung wird nach dem Grad der Eignung und 
Motivation des Bewerbers für den gewählten Studiengang und den angestrebten Beruf 
getroffen. 
 

§ 2 Fristen 
 
(1) Der Antrag auf Teilnahme am Auswahlverfahren muss  
 

für das Wintersemester bis zum 15. Juli 
 
bei der Universität Tübingen, Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung, Wilhelmstr. 11, 
72074 Tübingen, eingegangen sein (Ausschlussfrist). Für den Nachweis der Rechtzeitigkeit 
des Zugangs ist der Eingangsstempel der Verwaltung maßgebend. 
 
(2) Der Antrag gilt gleichzeitig als Antrag auf Zulassung zum Studium. 
 

§ 3 Form des Antrags 
 
(1) Der Antrag ist auf dem von der Universität vorgesehenen Formular zu stellen.  
 
(2) Antrag sind in Kopie beizufügen: 
 

a) das Zeugnis der Allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung (HZB), einer 
einschlägigen fachgebundenen HZB bzw. einer ausländischen HZB, die von der 
zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannt worden ist, in amtlich 
beglaubigter Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie; im Falle beruflich Qualifizierter 
ohne schulische Hochschulzugangsberechtigung nach § 59 LHG ist alternativ das 
Zeugnis mit der Gesamtnote der Eignungsprüfung vorzulegen oder, falls keine 
Eignungsprüfung gesetzlich gefordert wird, das Zeugnis mit der Gesamtnote der 
Meisterprüfung bzw. der gleichwertigen Fortbildungsprüfung oder Fachschulprüfung im 

                                                
2 Alle Amts-, Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in dieser Ordnung betreffen gleichermaßen Frauen wie Männer. 
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Sinne von § 14 Schulgesetz; 
b) ggf. Nachweise über eine vorhandene Berufsausbildung3 oder praktische Tätigkeit4; 
c) ggf. Nachweise über sonstige, außerschulische Leistungen (z.B. erfolgreiche 

Teilnahme an einem Wettbewerb wie Bundeswettbewerb Informatik oder Mathematik 
oder „Jugend forscht“); 

 
(3) Die Universität kann verlangen, dass die der Zulassungsentscheidung 
zugrundeliegenden Dokumente bei der Einschreibung im Original vorzulegen sind. 
 
(4) Liegt das Zeugnis über die Hochschulzugangsberechtigung für den beantragten 
Studiengang bis zum Ende der Antragsfrist noch nicht vor, kann der Zulassungsantrag auf 
ein vorläufiges Zeugnis gestützt werden. Das vorläufige Zeugnis muss auf bereits vollständig 
abgeschlossenen Prüfungsleistungen zum Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung 
beruhen, eine vorläufige Bewertung der Prüfungsleistungen enthalten und von einer für die 
Notengebung oder Zeugniserteilung autorisierten Stelle ausgestellt sein. Eine Zulassung auf 
Grundlage eines vorläufigen Zeugnisses ist unter der Bedingung auszusprechen, dass die 
Hochschulzugangsberechtigung bis spätestens zur Einschreibung nachgewiesen wird und 
sich die vorläufige Zulassung durch das endgültige Zeugnis bestätigt. Im Übrigen bleibt das 
endgültige Zeugnis bei der Zulassung unbeachtlich. Wird der Nachweis nicht fristgerecht 
erbracht, erlischt die Zulassung. 
 

§ 4 Auswahlkommission 
 
(1) Von der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät wird zur Vorbereitung der 
Auswahlentscheidung eine Auswahlkommission aus dem Fachbereich Informatik bestellt. 
Die Kommission besteht aus drei Mitgliedern, die dem hauptberuflichen wissenschaftlichen 
Personal angehören. Zwei Mitglieder müssen der Gruppe der Professoren angehören Die 
Mitglieder werden vom Fakultätsrat für die Amtszeit von zwei Jahren bestellt. 
Wiederbestellung ist möglich 
 
(2) Vorsitzender der Auswahlkommission ist der Studiendekan Informatik; der Vorsitz kann 
an einen Professor der Auswahlkommission delegiert werden. Der Vorsitzende ist für die 
ordnungsgemäße Durchführung des Auswahlverfahrens zuständig und koordiniert die 
Ergebnisse.  
 

§ 5 Auswahlverfahren 
 
(1) Am Auswahlverfahren nimmt nur teil, wer 
 

a)  sich frist- und formgerecht um einen Studienplatz beworben hat und 
 
b)  nicht im Rahmen einer vorweg abzuziehenden Quote am Vergabeverfahren teil- 
 nimmt. 

 
(2) Die Auswahlkommission trifft unter den eingegangenen Bewerbungen eine Auswahl 
aufgrund der in § 6 genannten Auswahlkriterien, und es wird gemäß § 7 eine Rangliste 
erstellt. Die Entscheidung über die Auswahl trifft der Rektor aufgrund einer Empfehlung des 
Vorsitzenden der Auswahlkommission. 
 
(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die Unterlagen nach § 3 nicht fristgerecht oder nicht 
vollständig vorgelegt wurden. 

                                                
3  z.B. als IT-Informatiker, etc. 
4  z.B. als Systembetreuer, Mitarbeiter an Projekten mit Bezug zur Medizininformatik, etc. 
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(4) Im Übrigen bleiben die allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden Bestimmungen 
in der Zulassungs- und Immatrikulationssatzung der Universität Tübingen unberührt. 
 

§ 6 Auswahlkriterien  
 
Die Auswahl erfolgt aufgrund einer gem. § 7 zu bildenden Rangliste nach den folgenden 
Kriterien: 
 

a) Durchschnittsnote der HZB, die gem. § 7 Abs. 1a) berechnet wird; Im Falle beruflich 
Qualifizierter ohne schulische Hochschulzugangsberechtigung nach § 59 LHG ist 
alternativ die Gesamtnote der Eignungsprüfung oder, falls keine Eignungsprüfung 
gesetzlich gefordert wird, die Gesamtnote der Meisterprüfung bzw. der gleichwertigen 
Fortbildungsprüfung oder Fachschulprüfung im Sinne von § 14 Schulgesetz 
maßgeblich. 

b) besondere Eignungsmerkmale, soweit sie über die Eignung für den Studiengang 
besonderen Aufschluss geben können, z.B. Berufsausbildung, Berufserfahrungen 
praktische Tätigkeiten, besondere außerschulische Leistungen und Qualifikationen. 

 

§ 7 Erstellung der Rangliste für die Auswahlentscheidung 
 
(1) Die Auswahl erfolgt nach einer Gesamtpunktzahl, die für jeden Bewerber nach 
Bewertung seiner schulischen, außerschulischen und sonstigen Leistungen von der 
Auswahlkommission festgestellt wird. Als Maßgabe für die Bewertung gilt: 
 
1. Bewertung der schulischen Leistungen 
 

a) Die Summe der im Abiturzeugnis erreichten Punkte werden durch 56 bzw. 605 geteilt 
(max. 15 Punkte). Die sich ergebende Zahl wird auf eine Stelle hinter dem Komma 
berechnet. Es wird nicht gerundet. Im Falle beruflich Qualifizierter ohne schulische 
Hochschulzugangsberechtigung nach § 59 LHG ist alternativ die Gesamtnote der 
Eignungsprüfung oder, falls keine Eignungsprüfung gesetzlich gefordert wird, die 
Gesamtnote der Meisterprüfung bzw. der gleichwertigen Fortbildungsprüfung oder 
Fachschulprüfung im Sinne von § 14 Schulgesetz maßgeblich. 

b) Ausländische Noten sind nach den Richtlinien der KMK in deutsche Noten 
umzurechnen. Ist Deutsch nicht Landessprache, tritt anstelle des im Fach Deutsch 
erzielten Ergebnisses das in der Landessprache erzielte Ergebnis; in diesem Falle 
kann Deutsch als Fremdsprache gewertet werden. 

 
2. Bewertung außerschulischer und sonstiger Leistungen 
 

a) Jedes Mitglied der Auswahlkommission bewertet die außerschulischen und sonstigen 
Leistungen gesondert auf einer Skala von 0 bis 15. Dabei werden insbesondere 
folgende Kriterien berücksichtigt: 
aa) abgeschlossene Berufsausbildung in einem studiengangsrelevanten 

Ausbildungsberuf oder bisherige, für den Studiengang einschlägige 
Berufsausübung (auch ohne abgeschlossene Ausbildung),  

ab) einschlägige praktische Tätigkeiten mit qualifiziertem Nachweis, 
ac) außerschulische Leistungen (z.B. Preise und Auszeichnungen mit Bezug zur 

Informatik oder Mathematik), 
b) Danach wird aus den von den einzelnen Mitgliedern vergebenen Punkten das 

arithmetische Mittel bis auf eine Dezimalstelle hinter dem Komma gerechnet (max. 
15,0 Punkte); es wird nicht gerundet. 

                                                
5 Bei älteren Abiturzeugnissen mit einer maximal zu erreichenden Punktzahl von 900 Punkten wird durch 60 geteilt, bei neueren 
Abiturzeugnissen mit einer maximal zu erreichenden Punktzahl von 840 Punkten wird durch 56 geteilt. 
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(2) Die Punktzahl nach Ziffer 1 sowie die Durchschnittspunktzahl nach Ziffer 2 werden 
addiert (max. 75,0 Punkte). Auf der Grundlage der so ermittelten Punktzahl wird unter allen 
Teilnehmern eine Rangliste erstellt. 
 
(3) Bei Ranggleichheit gilt § 16 HVVO. 
 

§ 8 Quotenregelung 
 
(1) Von den festgesetzten Zulassungszahlen sind die regulären Quoten der HVVO vorweg 
abzuziehen. 
 
(2) Verfügbar gebliebene Studienplätze werden 
 

a) zu 90 v.H. nach dem Ergebnis eines von der Hochschule durchgeführten 
Auswahlverfahrens und 

b) zu 10 v.H. nach Wartezeit vergeben. 
 
(3) Bei der Berechnung der Quoten wird gerundet. 
 
§ 9 Abschluss des Auswahlverfahrens 
 
(1) Das Auswahlverfahren wird durch einen Bescheid über die Zulassung abgeschlossen. 
Den Bescheid erteilt die Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung. 
 
(2) Im Zulassungsbescheid wird eine Frist bestimmt, innerhalb derer die Zugelassenen 
verbindlich zu erklären haben, ob sie den Studienplatz annehmen. Liegt die Erklärung der 
Zentralen Verwaltung der Universität nicht fristgerecht vor, so wird der Zulassungsbescheid 
unwirksam. Auf diese Rechtsfolge ist im Bescheid hinzuweisen 
 
§ 10 In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft.  
 
 
 
Tübingen, den 21.06.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren 
im Masterstudiengang Molecular Medicine 
 
Aufgrund von § 6 Abs. 2 und 4 des Hochschulzulassungsgesetzes (HZG) vom 22. März 
1993 (GBl. S. 201), in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. September 2005 (GBl. S. 
630), zuletzt geändert durch zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. 
Dezember 2011 (GBl. S. 565), § 60 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 29 Abs. 2 Satz 5 und 6 des 
Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1), zuletzt geändert durch 
Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65), und von § 20 Abs. 4 der 
Hochschulvergabeverordnung (HVVO) vom 13. Januar 2003 (GBl. S. 63, ber. S. 115), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 03. Mai 2012 (GBl. S. 276), hat der Senat der 
Universität Tübingen am 21. Juni 2012 die nachfolgende Satzung beschlossen. 
 
 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
 
Die Universität Tübingen lässt zum Masterstudiengang Molecular Medicine pro Jahr 15 
Studienbewerber1 nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens zu. Die 
Auswahlentscheidung wird nach dem Grad der Eignung und der Motivation des Bewerbers 
für den gewählten Studiengang und den angestrebten Beruf getroffen. 
 

§ 2 Fristen 
 
Der Antrag auf Zulassung muss für das Wintersemester bis zum 15. Juni bei der Universität 
Tübingen, Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung, Wilhelmstraße 11, 72074 Tübingen, 
eingegangen sein (Ausschlussfrist). Für den Antrag auf Zulassung zum Wintersemester 
2012/2013 gilt jedoch als Ausnahme die Frist des 15. Juli 2012 (Ausschlussfrist). 
 

§ 3 Form des Antrags 
 
(1) Der Antrag ist auf dem von der Universität Tübingen vorgesehenen Formular zu stellen. 
 
(2) Dem Antrag sind in Kopie beizufügen: 
 

a) das Zeugnis der Allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung (HZB), einer 
einschlägigen fachgebundenen HZB bzw. einer ausländischen HZB, die von der 
zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannt worden ist, in amtlich 
beglaubigter Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie; 

b) das Zeugnis eines ersten berufsqualifizierenden Studienabschlusses im Fach 
Molekulare Medizin an einer Hochschule oder in einem vergleichbaren Fach in amtlich 
beglaubigter Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie; 

c) ein tabellarischer Werdegang; 
d) ein Motivationsschreiben, das die Wahl des angestrebten Studiengangs begründet 
    (max. 2 DIN A4-Seiten); 
e) ggf. Nachweise über Publikationen und wissenschaftliche Preise, vorhandene 

Berufsausbildungen, praktische Tätigkeiten, besondere Vorbildungen oder sonstige 
Erfahrungen, die Rückschlüsse auf die Eignung für das angestrebte Studium zulassen. 

f) Für das Studium des Master-Studiengangs Molecular Medicine sind außerdem 
Englisch-Kenntnisse nachzuweisen, da die Studien- und Prüfungssprache Englisch ist. 

                                                
1 Alle Amts-, Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in dieser Ordnung betreffen gleichermaßen Frauen wie Männer. 
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Der Nachweis ist durch einen der folgenden Tests zu erbringen und setzt das 
Erreichen des jeweils genannten Mindestergebnisses voraus: 

 
(a) TOEFL Test (mindestens Gesamt-Score von 90 und mindestens 22 Punkte pro Section 

bzw. Kompetenzbereich des Internet-Based-TOEFL (TOEFL iBT)); 
(b) IELTS (mindestens 6,5 Gesamt-Score und mindestens 6 pro Section bzw. 

Kompetenzbereich); 
(c) Cambridge Certificate of Advanced English Test (Grade A oder B); 
(d) Sprachzeugnis des Deutschen Akademischen Austausch Dienstes (DAAD) 

(mindestens Niveau (a) oder (b) (entspricht etwa Sprachkompetenzstufen des 
Europarates C 2 oder C 1) in jedem der Kompetenzbereiche und mindestens (a) in 
zwei von diesen Kompetenzbereichen). 

 
 Von der Nachweispflicht ihrer Englischkenntnisse ausgenommen sind Studierende, 
 

(a) deren Muttersprache Englisch ist; 
(b) Studierende, die in einem EU/EWR-Land oder in der Schweiz im Rahmen eines 

Hochschulstudiums 30 ECTS in englischsprachigen Lehrveranstaltungen/Modulen 
erworben haben. Die Studierenden haben die Studiensprache der einzelnen 
Lehrveranstaltungen/Module nachzuweisen; 

(c) Studierende, die ein ausschließlich englischsprachiges affines Bachelorprogramm 
erfolgreich absolviert haben; 

(d) Studierende, die ein ausschließlich englischsprachiges Erststudium erfolgreich 
absolviert haben; 

(e) Studierende, die im Rahmen eines Hochschulstudiums in Großbritannien, Irland, Malta, 
USA, Australien, Neuseeland, Jamaica, oder im englischsprachigen Teil von Kanada 
30 ECTS erworben haben oder Lehrveranstaltungen im Umfang von 30 ECTS oder 
äquivalente Leistungen erfolgreich absolviert haben. Die Studierenden haben die 
Studiensprache nachzuweisen; 

(f) Studierende, die eine Hochschulzugangsberechtigung unter Verwendung der 
englischen Sprache als Unterrichtssprache erworben haben. 

 
(3) Abweichend von § 3 Abs. 2 b) kann die Zulassung zu dem postgradualen Studiengang 
auch beantragt werden, wenn der Bachelorabschluss wegen Fehlens einzelner Prüfungs-
leistungen noch nicht vorliegt und auf Grund des bisherigen Studienverlaufs, insbesondere 
der bisherigen Prüfungsleistungen, zu erwarten ist, dass der Bachelorabschluss und die mit 
ihm zusammenhängenden Maßstäbe, die nach § 29 Abs. 2 Sätze 5 und 6 des Landeshoch-
schulgesetzes (LHG) Voraussetzung für den Zugang zu dem postgradualen Studiengang 
sind, rechtzeitig vor Beginn des beantragten postgradualen Studiengangs erfüllt werden. 
Soweit in die Auswahlentscheidung das Ergebnis des Bachelorabschlusses einbezogen ist, 
nehmen Bewerber nach Satz 1 am Auswahlverfahren mit einer Durchschnittsnote teil, die auf 
Grund bisheriger Prüfungsleistungen ermittelt wird; das Ergebnis des Bachelorabschlusses 
bleibt unbeachtet.  
Eine Zulassung ist im Falle einer Bewerbung nach Satz 1 unter dem Vorbehalt auszu-
sprechen, dass der Bachelorabschluss und mit ihm zusammenhängende Voraussetzungen 
des § 29 LHG innerhalb einer von der Universität festgesetzten Frist nachgewiesen werden. 
Wird der Nachweis nicht fristgerecht geführt, erlischt die Zulassung. 
 
(4) Alle vorstehend in Abs. 2 geforderten Unterlagen müssen in deutscher oder englischer 
Sprache eingereicht werden. Amtlichen Dokumenten und Zeugnissen, die nicht in deutscher 
oder englischer Sprache abgefasst sind, muss jeweils eine von einem amtlich bestellten 
Dolmetscher verfasste und autorisierte Übersetzung beigefügt werden.  
(5). Die Universität kann verlangen, dass die der Zulassungsentscheidung zugrunde 
liegenden Dokumente bei der Einschreibung im Original vorzulegen sind. 
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§ 4 Auswahlkommission 
 
(1) Von der Medizinischen Fakultät wird zur Vorbereitung der Auswahlentscheidung für den 
Studiengang eine Auswahlkommission bestellt. Die Auswahlkommission besteht aus vier 
Mitgliedern, die dem hauptberuflichen wissenschaftlichen Personal des Studiengangs 
angehören. Ein Mitglied muss der Gruppe der Professoren angehören. Die Mitglieder werden 
vom Fakultätsrat für die Amtszeit von zwei Jahren bestellt. Wiederbestellung ist möglich.  
 
(2) Vorsitzender der Auswahlkommission ist der zuständige Studiendekan. Der Vorsitz kann 
an einen Professor der Auswahlkommission delegiert werden. Der Vorsitzende ist für die 
ordnungsgemäße Durchführung des Auswahlverfahrens zuständig und koordiniert die 
Ergebnisse.  
 

§ 5 Auswahlverfahren 
 
(1) Am Auswahlverfahren nimmt nur teil, wer sich frist- und formgerecht um einen 
Studienplatz beworben hat; 
 
(2) Die Auswahlkommission trifft unter den eingegangenen Bewerbungen eine Auswahl auf-
grund der in § 6 genannten Auswahlkriterien und erstellt gemäß § 7 eine Rangliste. Die 
Entscheidung über die Auswahl trifft der Rektor aufgrund einer Empfehlung des 
Vorsitzenden der Auswahlkommission. 
 
(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die Unterlagen nach § 3 nicht fristgerecht oder nicht 
vollständig vorgelegt wurden. 
 
(4) Im Übrigen bleiben die allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden Bestimmungen 
in der Zulassungs- und Immatrikulationssatzung der Universität Tübingen unberührt. 
 

§ 6 Auswahlkriterien 
 
Die Auswahl wird nach folgenden Kriterien getroffen: 
 
(1) Zu dem in § 1 Abs. 1 genannten Masterstudiengang kann zugelassen werden, wer die 
B.A.-Prüfung im Fach Molekulare Medizin mit der Note 3,0 oder besser bestanden hat und 
240 ECTS nachweisen kann oder wer einen vergleichbaren grundständigen 
Hochschulabschluss mit mindestens der Note 3,0 und 240 ECTS vorzuweisen hat. Über die 
Vergleichbarkeit der unter Abs. (1) genannten Studienabschlüsse entscheidet die 
Auswahlkommission. 
Zusätzlich müssen die Bewerber Grundkenntnisse in den Fächern Immunologie, Onkologie, 
Neurobiologie und Infektiologie (z. B. Virologie, Medizinische Mikrobiologie) im Umfang von 
jeweils 4 ECTS nachweisen. 
 
(2) Bonierungssystem (max. 0,5 - Verbesserung in Zehnteln auf die Bachelornote), 
insbesondere für Publikationen und wissenschaftliche Preise, für  Berufsausbildung bzw. 
Berufstätigkeit, besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten sowie Leistungen und 
Qualifikationen, die über die Eignung für den Studiengang, für den die Zulassung beantragt 
wird, besonderen Aufschluss geben. 
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§ 7 Erstellung der Rangliste für die Auswahlentscheidung 
 
(1) Für die Vergabe der Studienplätze wird aufgrund der Note (Note 3,0 oder besser) oder – 
soweit gem. § 3 Abs. 3 zutreffend – aufgrund der mittels Erhebungsbogen berechneten 
vorläufigen Durchschnittsnote des ersten berufsqualifizierenden Studienabschlusses eine 
Rangliste sämtlicher Bewerber erstellt. 
 
(2) Bonierungssystem (max. 0,5 - Verbesserung in Zehnteln auf die Bachelornote), 
insbesondere für Publikationen und wissenschaftliche Preise, für Berufsausbildung bzw. 
Berufstätigkeit, besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten sowie Leistungen und 
Qualifikationen, die über die Eignung für den Studiengang, für den die Zulassung beantragt 
wird, besonderen Aufschluss geben. 
 
(3) Auf Basis der ermittelten Durchschnittsnote und der Bonierung wird eine abschließende 
Rangliste erstellt, die für die Zulassung entscheidend ist. 
 
(4) Bei Ranggleichheit gilt § 20 Abs. 3 HVVO. 
 

§ 8 Abschluss des Auswahlverfahrens 
 
Das Auswahlverfahren wird durch einen Bescheid über die Zulassung abgeschlossen. Den 
Bescheid erteilt die Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung. Im Zulassungsbescheid wird 
eine Frist bestimmt, innerhalb derer der Zugelassene verbindlich zu erklären hat, ob er den 
Studienplatz annimmt. Liegt die Erklärung nicht fristgerecht vor, so wird der 
Zulassungsbescheid unwirksam.  Auf diese Folge wird im Bescheid hingewiesen. 
 

§ 9 In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekannt-
machungen der Universität Tübingen in Kraft.  
 
 
 
Tübingen, den 21.06.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren 
im Studiengang Empirische Bildungsforschung und Pädagogische 
Psychologie mit dem Abschluss Master of Science 
 
Aufgrund von § 6 Abs. 2 und 4 des Hochschulzulassungsgesetzes (HZG) vom 22. März 
1993 (GBl. S. 201), in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. September 2005 (GBl. S. 
630), zuletzt geändert durch zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. 
Dezember 2011 (GBl. S. 565), § 60 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 29 Abs. 2 Satz 5 und 6 des 
Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1), zuletzt geändert durch 
Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65), und von § 20 Abs. 4 der 
Hochschulvergabeverordnung (HVVO) vom 13. Januar 2003 (GBl. S. 63, ber. S. 115), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 03. Mai 2012 (GBl. S. 276), hat der Senat der 
Universität Tübingen am 21. Juni 2012 die nachfolgende Satzung beschlossen. 
 
 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
 
Die Universität Tübingen vergibt im Master-Studiengang Empirische Bildungsforschung und 
Pädagogische Psychologie 15 Studienplätze an Studienbewerber6 nach dem Ergebnis eines 
hochschuleigenen Auswahlverfahrens. Die Auswahlentscheidung wird nach dem Grad der 
Eignung und Motivation des Bewerbers für den gewählten Studiengang und den 
angestrebten Beruf getroffen.  
 
§ 2 Fristen 
 
(1) Der Antrag auf Teilnahme am Auswahlverfahren muss jeweils für das Wintersemester bis 
zum 15. Juli bei der Zentralen Verwaltung, Studentenabteilung, Wilhelmstr. 11, 72074 
Tübingen, eingegangen sein (Ausschlussfrist).  
 
(2) Der Antrag gilt gleichzeitig als Antrag auf Zulassung zum Studium.  
 
§ 3 Form des Antrags 
 
(1) Der Antrag ist auf dem von der Universität vorgesehenen Formular zu stellen. 
 
(2) Dem Antrag sind in Kopie beizufügen: 
 

a) das Zeugnis der Allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung (HZB), einer 
einschlägigen fachgebundenen HZB bzw. einer ausländischen HZB, die von der 
zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannt worden ist, in amtlich 
beglaubigter Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie; 

b) das Zeugnis über den Abschluss eines erziehungswissenschaftlichen oder psycholo-
gischen B.A.-Studiengangs oder das Zeugnis über einen Abschluss in einem 
vergleichbaren Studiengang in einem Nachbarfach (was als Nachbarfach gelten kann, 
entscheidet die Auswahlkommission) in amtlich beglaubigter Abschrift oder amtlich 
beglaubigter Kopie. Die Gesamtnote des Abschlusses muss mindestens 2,5 betragen 
bzw. einer 2,5 entsprechen. 

                                                
6  Alle Amts-, Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in dieser Ordnung betreffen gleichermaßen Frauen wie Männer. 
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c) eine tabellarische Darstellung des Werdegangs (z. B. Diploma-Supplements, Praktika, 
Berufsausbildung, berufliche Tätigkeiten, Studienaufenthalte im Ausland, 
Sprachprüfungen); 

d) entsprechende Nachweise der aus § 3 Abs. 2 a) bis d) geforderten Unterlagen müssen 
geführt werden; 

e) eine Erklärung darüber, ob der Antragsteller an einer in- oder ausländischen 
Hochschule in einem Masterstudiengang der Erziehungswissenschaft, Empirischen 
Bildungsforschung, Psychologie oder in Masterstudiengängen eines Nachbarfaches 
den Prüfungsanspruch verloren hat.  

 
(3) Die Universität kann verlangen, dass die der Zulassungsentscheidung zugrunde 
liegenden Dokumente bei der Einschreibung im Original vorzulegen sind. 
 
(4) Abweichend von § 3 Abs. 2 b) kann die Zulassung zu dem postgradualen Studiengang 
auch beantragt werden, wenn der Bachelorabschluss wegen Fehlens einzelner Prüfungs-
leistungen noch nicht vorliegt und auf Grund des bisherigen Studienverlaufs, insbesondere 
der bisherigen Prüfungsleistungen, zu erwarten ist, dass der Bachelorabschluss und die mit 
ihm zusammenhängenden Maßstäbe, die nach § 29 Abs. 2 Sätze 5 und 6 des Landes-
hochschulgesetztes (LHG) Voraussetzung für den Zugang zu dem postgradualen Studien-
gang sind, rechtzeitig vor Beginn des beantragten postgradualen Studiengangs erfüllt 
werden. Soweit in die Auswahlentscheidung das Ergebnis des Bachelorabschlusses einbe-
zogen ist, nehmen Bewerber nach Satz 1 am Auswahlverfahren mit einer Durchschnittsnote, 
die auf Grund bisheriger Prüfungsleistungen ermittelt wird, teil; das Ergebnis des 
Bachelorabschlusses bleibt unbeachtet. Eine Zulassung ist im Falle einer Bewerbung nach 
Satz 1 unter dem Vorbehalt auszusprechen, dass der Bachelorabschluss und mit ihm 
zusammenhängende Voraussetzungen des § 29 LHG innerhalb einer von der Universität 
festgesetzten Frist nachgewiesen werden. Wird der Nachweis nicht fristgerecht geführt, 
erlischt die Zulassung. 
 
§ 4 Auswahlkommission 
 
(1) Von der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät werden zur Vorbereitung der 
Auswahlentscheidung eine oder mehrere Auswahlkommissionen aus dem Institut für 
Erziehungswissenschaft bestellt. Jede Kommission besteht aus mindestens zwei Mitgliedern, 
die dem hauptberuflichen wissenschaftlichen Personal angehören. Ein Mitglied muss der 
Gruppe der Professoren angehören. Die Mitglieder werden vom Fakultätsrat für die Amtszeit 
von einem Jahr bestellt. Wiederbestellung ist möglich.  
 
(2) Vorsitzender der Auswahlkommission ist der zuständige Studiendekan; der Vorsitz der 
Auswahlkommission kann an einen Professor der Auswahlkommission delegiert werden. Der 
Vorsitzende ist für die ordnungsgemäße Durchführung des Auswahlverfahrens zuständig 
und koordiniert die Auswertung der Ergebnisse.  
 

§ 5 Auswahlverfahren 
 
(1) Am Auswahlverfahren nimmt nur teil, wer sich frist- und formgerecht für das 
Auswahlverfahren beworben hat. 
 
(2) Die Auswahlkommission trifft unter den eingegangenen Bewerbungen eine Auswahl 
aufgrund der in § 6 genannten Auswahlkriterien und erstellt gemäß § 7 eine Rangliste. Die 
Entscheidung über die Auswahl trifft der Rektor aufgrund einer Empfehlung der 
Auswahlkommission(en). 
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(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die Unterlagen nach § 3 nicht fristgerecht oder nicht 
vollständig vorgelegt wurden. 
 
(4) Im Übrigen bleiben die allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden Bestimmungen 
in der Zulassungs- und Immatrikulationssatzung der Universität Tübingen unberührt. 
 
§ 6 Auswahlkriterien 
 
Zu dem in § 1 genannten Masterstudiengang kann zugelassen werden, wer die B.A.-Prüfung 
in einem erziehungswissenschaftlichen oder psychologischen Bachelorstudiengang oder 
einem Abschluss in einem vergleichbaren Studiengang in einem Nachbarfach gemäß § 3 
Abs. 2 b) mit der Note „2,5“ oder besser bestanden hat. Anhand der Abschlussnote erfolgt 
sodann eine Vorauswahl. Anschließend werden Auswahlgespräche geführt.  
 
§ 7 Erstellung der Rangliste für die Auswahlentscheidung 
 
(1) Für die Vergabe der Studienplätze wird aufgrund der Durchschnittsnote oder – soweit 
gemäß § 3 Abs. 4 zutreffend – aufgrund der errechneten vorläufigen Note des ersten 
berufsqualifizierenden Abschlusses eine Rangliste sämtlicher Bewerber erstellt. 
 
(2) Die 30 Besten der Rangliste (doppelte Zahl der verfügbaren Plätze) werden zu einem 
Auswahlgespräch eingeladen, in dem Eignung und Motivation für das gewählte Studium und 
den angestrebten Beruf festgestellt werden sollen. 
 
(3) Auf Basis der Auswahlgespräche wird eine abschließende Rangliste erstellt, die für die 
Zulassung entscheidend ist. 
 
(4) Ergibt sich danach eine Ranggleichheit, so gilt § 20 Abs. 3 HVVO. 
 
§ 8 Nichtteilnahme, Gesprächsabbruch 
 
(1) Erscheint ein Bewerber trotz Einladung zu einem Gesprächstermin ohne triftigen Grund 
nicht, so scheidet er aus dem Auswahlverfahren aus.  
 
(2) Bricht der Kandidat aus wichtigem Grund das Gespräch ab, gilt es als nicht durchgeführt. 
Liegt ein wichtiger Grund für den Abbruch des Gesprächs nicht vor, so gilt das 
Auswahlverfahren als erfolglos beendet. 
 

§ 9 Abschluss des Auswahlverfahrens 
 
(1) Dem Rektor wird vom Vorsitzenden der Auswahlkommission(en) die Rangliste für die 
Reihenfolge bei der Zulassung vorgeschlagen. Den Zulassungsbescheid erteilt die Zentrale 
Verwaltung, Studentenabteilung. 
 
(2) Das Auswahlverfahren wird durch einen Bescheid über die Zulassung abgeschlossen. 
Den Bescheid erteilt die Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung. Im Zulassungsbescheid 
wird eine Frist bestimmt, innerhalb derer der Zugelassene verbindlich zu erklären hat, ob er 
den Studienplatz annimmt. Liegt die Erklärung nicht fristgerecht vor, so wird der 
Zulassungsbescheid unwirksam. Auf diese Folge wird im Bescheid hingewiesen. 
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§ 10 In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft.  
 
 
 
Tübingen, den 21.06.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren im 

Masterstudiengang Erwachsenenbildung/Weiterbildung 

 

Aufgrund von § 6 Abs. 2 und 4 des Hochschulzulassungsgesetzes (HZG) vom 22. März 
1993 (GBl. S. 201), in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. September 2005 (GBl. S. 
630), zuletzt geändert durch zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. 
Dezember 2011 (GBl. S. 565), § 60 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 29 Abs. 2 Satz 5 und 6 des 
Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1), zuletzt geändert durch 
Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65), und von § 20 Abs. 4 der 
Hochschulvergabeverordnung (HVVO) vom 13. Januar 2003 (GBl. S. 63, ber. S. 115), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 03. Mai 2012 (GBl. S. 276), hat der Senat der 
Universität Tübingen am 21. Juni 2012 die nachfolgende Satzung beschlossen. 
 
 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
 
Die Universität Tübingen vergibt im Master-Studiengang Erwachsenenbildung/Weiterbildung 
15 Studienplätze an Studienbewerber7 nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen 
Auswahlverfahrens. Die Auswahlentscheidung wird nach dem Grad der Eignung und 
Motivation des Bewerbers für den gewählten Studiengang und den angestrebten Beruf 
getroffen.  
 
§ 2 Fristen 
 
(1) Der Antrag auf Teilnahme am Auswahlverfahren muss jeweils für das Wintersemester bis 
zum 15. Juli bei der Zentralen Verwaltung, Studentenabteilung, Wilhelmstr. 11, 72074 
Tübingen, eingegangen sein (Ausschlussfrist).  
 
(2) Der Antrag gilt gleichzeitig als Antrag auf Zulassung zum Studium.  
 
§ 3 Form des Antrags 
 
(1) Der Antrag ist auf dem von der Universität vorgesehenen Formular zu stellen. 
 
(2) Dem Antrag sind in Kopie beizufügen: 
 

f) das Zeugnis der Allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung (HZB), einer 
einschlägigen fachgebundenen HZB bzw. einer ausländischen HZB, die von der 
zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannt worden ist, in amtlich 
beglaubigter Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie; 

g) das Zeugnis über den Abschluss eines erziehungswissenschaftlichen B.A.-
Studiengangs oder das Zeugnis über einen Abschluss in einem vergleichbaren 
Studiengang in einem Nachbarfach (was als Nachbarfach gelten kann, entscheidet die 
Auswahlkommission) in amtlich beglaubigter Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie. 
Die Gesamtnote des Abschlusses muss mindestens 2,5 betragen bzw. einer 2,5 
entsprechen; 

h) eine tabellarische Darstellung des Werdegangs (z. B. Diploma-Supplements, Praktika, 
Berufsausbildung, berufliche Tätigkeiten, Studienaufenthalte im Ausland, 
Sprachprüfungen). 

                                                
7  Alle Amts-, Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in dieser Ordnung betreffen gleichermaßen Frauen wie Männer. 
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i) ggf. Nachweise über eine erwerbsbezogene Tätigkeit und/oder zusätzliche 
Qualifikationen (z.B. Fort- und Weiterbildungen) für den angestrebten Studiengang ; 

j) ein Motivationsschreiben, aus dem persönliche Eignung und Motivation für den 
Studiengang deutlich werden (max. 2 Normseiten/3000 Zeichen); 

k) entsprechende Nachweise der aus § 3 Abs. 2 a) bis d) geforderten Unterlagen müssen 
geführt werden; 

l) eine Erklärung darüber, ob der Antragsteller an einer in- oder ausländischen 
Hochschule in einem Masterstudiengang der Erziehungswissenschaft oder in 
Masterstudiengängen eines Nachbarfaches den Prüfungsanspruch verloren hat.  

 
(3) Die Universität kann verlangen, dass die der Zulassungsentscheidung zugrunde 
liegenden Dokumente bei der Einschreibung im Original vorzulegen sind. 
 
(4) Abweichend von § 3 Abs. 2 b) kann die Zulassung zu dem postgradualen Studiengang 
auch beantragt werden, wenn der Bachelorabschluss wegen Fehlens einzelner Prüfungs-
leistungen noch nicht vorliegt und auf Grund des bisherigen Studienverlaufs, insbesondere 
der bisherigen Prüfungsleistungen, zu erwarten ist, dass der Bachelorabschluss und die mit 
ihm zusammenhängenden Maßstäbe, die nach § 29 Abs. 2 Sätze 5 und 6 des 
Landeshochschulgesetztes (LHG) Voraussetzung für den Zugang zu dem postgradualen 
Studiengang sind, rechtzeitig vor Beginn des beantragten postgradualen Studiengangs erfüllt 
werden. Soweit in die Auswahlentscheidung das Ergebnis des Bachelorabschlusses 
einbezogen ist, nehmen Bewerber nach Satz 1 am Auswahlverfahren mit einer 
Durchschnittsnote, die auf Grund bisheriger Prüfungsleistungen ermittelt wird, teil; das 
Ergebnis des Bachelorabschlusses bleibt unbeachtet. Eine Zulassung ist im Falle einer 
Bewerbung nach Satz 1 unter dem Vorbehalt auszusprechen, dass der Bachelorabschluss 
und mit ihm zusammenhängende Voraussetzungen des § 29 LHG innerhalb einer von der 
Universität festgesetzten Frist nachgewiesen werden. Wird der Nachweis nicht fristgerecht 
geführt, erlischt die Zulassung. 
 
§ 4 Auswahlkommission 
 
(1) Von der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät werden zur Vorbereitung der 
Auswahlentscheidung eine oder mehrere Auswahlkommissionen aus dem Institut für 
Erziehungswissenschaft bestellt. Jede Kommission besteht aus mindestens zwei Mitgliedern, 
die dem hauptberuflichen wissenschaftlichen Personal angehören. Ein Mitglied muss der 
Gruppe der Professoren angehören. Die Mitglieder werden vom Fakultätsrat für die Amtszeit 
von einem Jahr bestellt. Wiederbestellung ist möglich.  
 
(2) Vorsitzender der Auswahlkommission ist der zuständige Studiendekan; der Vorsitz der 
Auswahlkommission kann an einen Professor der Auswahlkommission delegiert werden. Der 
Vorsitzende ist für die ordnungsgemäße Durchführung des Auswahlverfahrens zuständig 
und koordiniert die Auswertung der Ergebnisse.  
 

§ 5 Auswahlverfahren 
 
(1) Am Auswahlverfahren nimmt nur teil, wer sich frist- und formgerecht für das 
Auswahlverfahren beworben hat. 
 
(2) Die Auswahlkommission trifft unter den eingegangenen Bewerbungen eine Auswahl 
aufgrund der in § 6 genannten Auswahlkriterien und erstellt gemäß § 7 eine Rangliste. Die 
Entscheidung über die Auswahl trifft der Rektor aufgrund einer Empfehlung der 
Auswahlkommission(en). 
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(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die Unterlagen nach § 3 nicht fristgerecht oder nicht 
vollständig vorgelegt wurden. 
 
(4) Im Übrigen bleiben die allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden Bestimmungen 
in der Zulassungs- und Immatrikulationssatzung der Universität Tübingen unberührt. 
 
§ 6 Auswahlkriterien 
 
Zu dem in § 1 genannten Masterstudiengang kann zugelassen werden, wer die B.A.-Prüfung 
in einem erziehungswissenschaftlichen Bachelorstudiengang oder einen Abschluss in einem 
vergleichbaren Studiengang in einem Nachbarfach gemäß § 3 Abs. 2 b) mit der Note „2,5“ 
oder besser bestanden hat. Anhand Abschlussnote erfolgt sodann eine Vorauswahl. 
Anschließend werden Auswahlgespräche geführt.  
 

§ 7 Erstellung der Rangliste für die Auswahlentscheidung 
 
(1) Für die Vergabe der Studienplätze wird aufgrund der Durchschnittsnote oder – soweit 
gem. § 3 Abs. 4 zutreffend – aufgrund der errechneten vorläufigen Note des ersten 
berufsqualifizierenden Abschlusses eine Rangliste sämtlicher Bewerber erstellt. 
 
(2) Die 45 Besten der Rangliste werden zu einem Auswahlgespräch eingeladen, in dem die 
Passung der Vorkenntnisse und Studienvoraussetzungen zu den Anforderungen des 
Studiengangs sowie die Motivation für das gewählte Studium und den angestrebten Beruf 
festgestellt werden sollen. 
 
(3) Auf Basis der Auswahlgespräche wird eine abschließende Rangliste erstellt, die für die 
Zulassung entscheidend ist. 
 
(4) Ergibt sich danach eine Ranggleichheit, so gilt § 20 Abs. 3 HVVO. 
 
§ 8 Nichtteilnahme, Gesprächsabbruch 
 
(1) Erscheint ein Bewerber trotz Einladung zu einem Gesprächstermin ohne triftigen Grund 
nicht, so scheidet er aus dem Auswahlverfahren aus.  
 
(2) Bricht der Kandidat aus wichtigem Grund das Gespräch ab, gilt es als nicht durchgeführt. 
Liegt ein wichtiger Grund für den Abbruch des Gesprächs nicht vor, so gilt das 
Auswahlverfahren als erfolglos beendet. 
 

§ 9 Abschluss des Auswahlverfahrens 
 
(1) Dem Rektor wird vom Vorsitzenden der Auswahlkommission(en) die Rangliste für die 
Reihenfolge bei der Zulassung vorgeschlagen. Den Zulassungsbescheid erteilt die Zentrale 
Verwaltung, Studentenabteilung. 
 
(2) Das Auswahlverfahren wird durch einen Bescheid über die Zulassung abgeschlossen. 
Den Bescheid erteilt die Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung. Im Zulassungsbescheid 
wird eine Frist bestimmt, innerhalb derer der Zugelassene verbindlich zu erklären hat, ob er 
den Studienplatz annimmt. Liegt die Erklärung nicht fristgerecht vor, wird der 
Zulassungsbescheid unwirksam. Auf diese Folge wird im Bescheid hingewiesen. 
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§ 10 In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft.  
 
 
 
Tübingen, den 21.06.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren 
im Studiengang Schulforschung und Schulentwicklung mit dem Abschluss 
Master of Arts (Vollzeit- und Teilzeitstudiengang) 
 
Aufgrund von § 6 Abs. 2 und 4 des Hochschulzulassungsgesetzes (HZG) vom 22. März 
1993 (GBl. S. 201), in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. September 2005 (GBl. S. 
630), zuletzt geändert durch zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. 
Dezember 2011 (GBl. S. 565), § 60 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 29 Abs. 2 Satz 5 und 6 des 
Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1), zuletzt geändert durch 
Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65), und von § 20 Abs. 4 der 
Hochschulvergabeverordnung (HVVO) vom 13. Januar 2003 (GBl. S. 63, ber. S. 115), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 03. Mai 2012 (GBl. S. 276), hat der Senat der 
Universität Tübingen am 21. Juni 2012 die nachfolgende Satzung beschlossen. 
 
 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
 
Die Universität Tübingen vergibt im Master-Studiengang Schulforschung und 
Schulentwicklung (Vollzeit- und Teilzeitstudiengang) 10 Studienplätze in Vollzeit und 10 
Studienplätze in Teilzeit an Studienbewerber8 nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen 
Auswahlverfahrens. Die Auswahlentscheidung wird nach dem Grad der Eignung und der 
Motivation des Bewerbers für den gewählten Studiengang und den angestrebten Beruf 
getroffen.  
 
§ 2 Fristen 
 
(1) Der Antrag auf Teilnahme am Auswahlverfahren muss jeweils für das Wintersemester bis 
zum 15. Juli bei der Zentralen Verwaltung, Studentenabteilung, Wilhelmstr. 11, 72074 
Tübingen, eingegangen sein (Ausschlussfrist).  
 
(2) Der Antrag gilt gleichzeitig als Antrag auf Zulassung zum Studium.  
 
§ 3 Form des Antrags 
 
(1) Der Antrag ist auf dem von der Universität vorgesehenen Formular zu stellen. 
 
(2) Dem Antrag sind in Kopie beizufügen: 
 

a) das Zeugnis der Allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung (HZB), einer 
einschlägigen fachgebundenen HZB bzw. einer ausländischen HZB, die von der 
zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannt worden ist, in amtlich 
beglaubigter Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie; 

b) das Zeugnis über den Abschluss eines erziehungswissenschaftlichen B.A.-
Studiengangs, über die Erste oder Zweite Staatsprüfung für ein Lehramt oder eines 
Abschlusses in einem vergleichbaren Studiengang in einem Nachbarfach (was als 
Nachbarfach gelten kann, entscheidet die Auswahlkommission) in amtlich beglaubigter 
Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie. Die Gesamtnote des Abschlusses muss 
mindestens 2,5 betragen  bzw. einer 2,5 entsprechen. 

                                                
8 Alle Amts-, Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in dieser Ordnung betreffen gleichermaßen Frauen 
wie Männer. 
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c) eine tabellarische Darstellung des Werdegangs (z. B. Diploma-Supplements, Praktika, 
Berufsausbildung, Studienaufenthalte im Ausland, Sprachprüfungen)  

d) ggf. Nachweise über eine erwerbsbezogene oder ehrenamtliche Tätigkeit und/oder 
zusätzliche Qualifikationen (z.B. Fort- und Weiterbildungen) für den angestrebten 
Studiengang  

e) ein persönliches Schreiben, aus dem persönliche Eignung und Motivation für den 
Studiengang deutlich werden (max. 1 Seite/3000 Zeichen)  

f) eine Erklärung darüber, ob die Bewerbung für ein Vollzeit- oder ein Teilzeitstudium 
erfolgt 

g) eine Erklärung darüber, ob der Antragsteller an einer in- oder ausländischen 
Hochschule in einem Masterstudiengang der Erziehungswissenschaft oder der 
Schulforschung und Schulentwicklung oder in einem Masterstudiengang eines 
Nachbarfaches den Prüfungsanspruch verloren hat.  

 
(3) Die Universität kann verlangen, dass die der Zulassungsentscheidung zugrunde 
liegenden Dokumente bei der Einschreibung im Original vorzulegen sind. 
 
(4) Abweichend von § 3 Abs. 2 b) kann die Zulassung zu dem postgradualen Studiengang 
auch beantragt werden, wenn der Bachelorabschluss wegen Fehlens einzelner 
Prüfungsleistungen noch nicht vorliegt und auf Grund des bisherigen Studienverlaufs, 
insbesondere der bisherigen Prüfungsleistungen, zu erwarten ist, dass der Bachelor-
abschluss und die mit ihm zusammenhängenden Maßstäbe, die nach § 29 Abs. 2 Sätze 5 
und 6 des Landeshochschulgesetztes (LHG) Voraussetzung für den Zugang zu dem 
postgradualen Studiengang sind, rechtzeitig vor Beginn des beantragten postgradualen 
Studiengangs erfüllt werden. Soweit in die Auswahlentscheidung das Ergebnis des 
Bachelorabschlusses einbezogen ist, nehmen Bewerber nach Satz 1 am Auswahlverfahren 
mit einer Durchschnittsnote, die auf Grund bisheriger Prüfungsleistungen ermittelt wird, teil; 
das Ergebnis des Bachelorabschlusses bleibt unbeachtet. Eine Zulassung ist im Falle einer 
Bewerbung nach Satz 1 unter dem Vorbehalt auszusprechen, dass der Bachelorabschluss 
und mit ihm zusammenhängende Voraussetzungen des § 29 LHG innerhalb einer von der 
Universität festgesetzten Frist nachgewiesen werden. Wird der Nachweis nicht fristgerecht 
geführt, erlischt die Zulassung. 
 
§ 4 Auswahlkommission 
 
(1) Von der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät werden zur Vorbereitung der 
Auswahlentscheidung eine oder mehrere Auswahlkommissionen aus dem Institut für 
Erziehungswissenschaft bestellt. Jede Kommission besteht aus mindestens zwei Mitgliedern, 
die dem hauptberuflichen wissenschaftlichen Personal angehören. Ein Mitglied muss der 
Gruppe der Professoren angehören. Die Mitglieder werden vom Fakultätsrat für die Amtszeit 
von einem Jahr bestellt. Wiederbestellung ist möglich.  
 
(2) Vorsitzender der Auswahlkommission ist der zuständige Studiendekan; der Vorsitz der 
Auswahlkommission kann an einen Professor der Auswahlkommission delegiert werden. Der 
Vorsitzende ist für die ordnungsgemäße Durchführung des Auswahlverfahrens zuständig 
und koordiniert die Auswertung der Ergebnisse.  
 
§ 5 Auswahlverfahren 
 
(1) Am Auswahlverfahren nimmt nur teil, wer sich frist- und formgerecht für das 
Auswahlverfahren beworben hat. 
 
(2) Die Auswahlkommission trifft unter den eingegangenen Bewerbungen eine Auswahl 
aufgrund der in § 6 genannten Auswahlkriterien und erstellt gemäß § 7 eine Rangliste. Die 



Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 10, S. 416 

Entscheidung über die Auswahl trifft der Rektor aufgrund einer Empfehlung der 
Auswahlkommission(en). 
 
(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die Unterlagen nach § 3 nicht fristgerecht oder nicht 
vollständig vorgelegt wurden. 
 
(4) Im Übrigen bleiben die allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden Bestimmungen 
in der Zulassungs- und Immatrikulationssatzung der Universität Tübingen unberührt. 
 
§ 6 Auswahlkriterien 
 
Zu dem in § 1 genannten Masterstudiengang kann zugelassen werden, wer die B. A. - 
Prüfung in einem erziehungswissenschaftlichen Bachelorstudiengang, die Erste oder Zweite 
Staatsprüfung für ein Lehramt oder die Prüfung in einem vergleichbaren Studiengang in 
einem Nachbarfach gemäß § 3 Abs. 2 b) mit der Note „2,5“ oder besser bestanden hat. 
Anhand dieser Abschlussnote erfolgt sodann eine Vorauswahl. Anschließend werden 
Auswahlgespräche geführt.  
 
§ 7 Erstellung der Rangliste für die Auswahlentscheidung 
 
(1) Für die Vergabe der Studienplätze wird aufgrund der Note des in § 3 Abs. 2 b) genannten 
Abschlusses einerseits oder der in § 3 Abs. 4 genannten vorläufigen Durchschnittsnote 
andererseits eine Rangliste sämtlicher Bewerber erstellt. 
 
(2) Die 20 Besten der Rangliste im Vollzeitstudium und die 20 Besten der Rangliste im 
Teilzeitstudium werden zu einem Auswahlgespräch eingeladen, in dem Motivation und 
Eignung für das gewählte Studium und den angestrebten Beruf festgestellt werden sollen.  
 
(3) Auf Basis der Auswahlgespräche wird eine abschließende Rangliste erstellt, die für die 
Zulassung entscheidend ist. 
 
(4) Ergibt sich danach eine Ranggleichheit, so gilt § 20 Abs. 3 HVVO. 
 

§ 8 Nichtteilnahme, Gesprächsabbruch 
 
(1) Erscheint ein Bewerber trotz Einladung zu einem Gesprächstermin ohne triftigen Grund 
nicht, so scheidet er aus dem Auswahlverfahren aus.  
 
(2) Bricht der Kandidat aus wichtigem Grund das Gespräch ab, gilt es als nicht durchgeführt. 
Liegt ein wichtiger Grund für den Abbruch des Gesprächs nicht vor, so gilt das 
Auswahlverfahren als erfolglos beendet. 
 
§ 9 Abschluss des Auswahlverfahrens 
 
(1) Dem Rektor wird vom Vorsitzenden der Auswahlkommission(en) die Rangliste für die 
Reihenfolge bei der Zulassung vorgeschlagen. Den Zulassungsbescheid erteilt die Zentrale 
Verwaltung, Studentenabteilung. 
 
(2) Das Auswahlverfahren wird durch einen Bescheid über die Zulassung abgeschlossen. 
Den Bescheid erteilt die Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung. Im Zulassungsbescheid 
wird eine Frist bestimmt, innerhalb derer der Zugelassene verbindlich zu erklären hat, ob er 
den Studienplatz annimmt. Liegt die Erklärung nicht fristgerecht vor, so wird der 
Zulassungsbescheid unwirksam. Auf diese Folge wird im Bescheid hingewiesen. 
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§ 10 In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft.  
 
 
 
Tübingen, den 21.06.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren 
im Studiengang Forschung und Entwicklung in der Sozialpädagogik/Sozialen 
Arbeit mit dem Abschluss Master of Arts 
 
Aufgrund von § 6 Abs. 2 und 4 des Hochschulzulassungsgesetzes (HZG) vom 22. März 
1993 (GBl. S. 201), in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. September 2005 (GBl. S. 
630), zuletzt geändert durch zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. 
Dezember 2011 (GBl. S. 565), § 60 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 29 Abs. 2 Satz 5 und 6 des 
Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1), zuletzt geändert durch 
Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65), und von § 20 Abs. 4 der 
Hochschulvergabeverordnung (HVVO) vom 13. Januar 2003 (GBl. S. 63, ber. S. 115), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 03. Mai 2012 (GBl. S. 276), hat der Senat der 
Universität Tübingen am 21. Juni 2012 die nachfolgende Satzung beschlossen. 
 
 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
 
Die Universität Tübingen vergibt im Master-Studiengang Forschung und Entwicklung in der 
Sozialpädagogik/Sozialen Arbeit die verfügbaren Studienplätze an Studienbewerber9 nach 
dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens. Die Auswahlentscheidung wird 
nach dem Grad der Eignung und Motivation des Bewerbers für den gewählten Studiengang 
und den  angestrebten Beruf getroffen.  
 
§ 2 Fristen 
 
(1) Der Antrag auf Teilnahme am Auswahlverfahren muss jeweils für das Wintersemester bis 
zum 15. Juli bei der Zentralen Verwaltung, Studentenabteilung, Wilhelmstraße 11, 72074 
Tübingen, eingegangen sein (Ausschlussfrist).  
 
(2) Der Antrag gilt gleichzeitig als Antrag auf Zulassung zum Studium.  
 
§ 3 Form des Antrags 
 
(1) Der Antrag ist auf dem von der Universität vorgesehenen Formular zu stellen. 
 
(2) Dem Antrag sind in Kopie beizufügen: 
 

a) das Zeugnis der Allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung (HZB), einer 
einschlägigen fachgebundenen HZB bzw. einer ausländischen HZB, die von der 
zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannt worden ist, in amtlich 
beglaubigter Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie; 

b) das Zeugnis über den Abschluss eines erziehungswissenschaftlichen B.A.-
Studiengangs oder eines Abschlusses in einem vergleichbaren Studiengang in einem 
Nachbarfach (was als Nachbarfach gelten kann, entscheidet die Auswahlkommission) 
in amtlich beglaubigter Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie. Die Gesamtnote des 
Abschlusses muss mindestens 2,5 betragen  bzw. einer 2,5 entsprechen. 

c) eine tabellarische Darstellung des Werdegangs (z. B. Diploma-Supplements, Praktika, 
Berufsausbildung, Studienaufenthalte im Ausland, Sprachprüfungen);  

                                                
9 Alle Amts-, Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in dieser Ordnung betreffen gleichermaßen Frauen wie Männer. 
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d) ggf. Nachweise über eine erwerbsbezogene Tätigkeit und/oder zusätzliche 
Qualifikationen (z.B. Fort- und Weiterbildungen) für den angestrebten Studiengang;  

e) ein Motivationsschreiben, aus dem persönliche Eignung und Motivation für den 
Studiengang deutlich werden (max. 2 Normseiten/3000 Zeichen); 

f) entsprechende Nachweise der aus § 3 Abs. 2 a) bis e) geforderten Unterlagen müssen 
geführt werden; 

g) eine Erklärung darüber, ob der Antragsteller an einer in- oder ausländischen 
Hochschule in einem Masterstudiengang der Erziehungswissenschaft oder der 
Sozialpädagogik/Sozialen Arbeit den Prüfungsanspruch verloren hat.  

 
(3) Die Universität kann verlangen, dass die der Zulassungsentscheidung zugrunde 
liegenden Dokumente bei der Einschreibung im Original vorzulegen sind. 
 
(4) Abweichend von § 3 Abs. 2 b) kann die Zulassung zu dem postgradualen Studiengang 
auch beantragt werden, wenn der Bachelorabschluss wegen Fehlens einzelner 
Prüfungsleistungen noch nicht vorliegt und auf Grund des bisherigen Studienverlaufs, 
insbesondere der bisherigen Prüfungsleistungen, zu erwarten ist, dass der 
Bachelorabschluss und die mit ihm zusammenhängenden Maßstäbe, die nach § 29 Abs. 2 
Sätze 5 und 6 des Landeshochschulgesetztes (LHG) Voraussetzung für den Zugang zu dem 
postgradualen Studiengang sind, rechtzeitig vor Beginn des beantragten postgradualen 
Studiengangs erfüllt werden. Soweit in die Auswahlentscheidung das Ergebnis des 
Bachelorabschlusses einbezogen ist, nehmen Bewerber nach Satz 1 am Auswahlverfahren 
mit einer Durchschnittsnote, die auf Grund bisheriger Prüfungsleistungen ermittelt wird, teil; 
das Ergebnis des Bachelorabschlusses bleibt unbeachtet. Eine Zulassung ist im Falle einer 
Bewerbung nach Satz 1 unter dem Vorbehalt auszusprechen, dass der Bachelorabschluss 
und mit ihm zusammenhängende Voraussetzungen des § 29 LHG innerhalb einer von der 
Universität festgesetzten Frist nachgewiesen werden. Wird der Nachweis nicht fristgerecht 
geführt, erlischt die Zulassung. 
 
§ 4 Auswahlkommission 
 
(1) Von der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät werden zur Vorbereitung der 
Auswahlentscheidung eine oder mehrere Auswahlkommissionen aus dem Institut für 
Erziehungswissenschaft bestellt. Jede Kommission besteht aus mindestens zwei Mitgliedern, 
die dem hauptberuflichen wissenschaftlichen Personal angehören. Ein Mitglied muss der 
Gruppe der Professoren angehören. Die Mitglieder werden vom Fakultätsrat für die Amtszeit 
von einem Jahr bestellt. Wiederbestellung ist möglich.  
 
(2) Vorsitzender der Auswahlkommission ist der zuständige Studiendekan; der Vorsitz der 
Auswahlkommission kann an einen Professor der Auswahlkommission delegiert werden. Der 
Vorsitzende ist für die ordnungsgemäße Durchführung des Auswahlverfahrens zuständig 
und koordiniert die Auswertung der Ergebnisse.  
 
§ 5 Auswahlverfahren 
 
(1) Am Auswahlverfahren nimmt nur teil, wer sich frist- und formgerecht für das 
Auswahlverfahren beworben hat. 
 
(2) Die Auswahlkommission trifft unter den eingegangenen Bewerbungen eine Auswahl 
aufgrund der in § 6 genannten Auswahlkriterien und erstellt gemäß § 7 eine Rangliste. Die 
Entscheidung über die Auswahl trifft der Rektor aufgrund einer Empfehlung der 
Auswahlkommission(en). 
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(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die Unterlagen nach § 3 nicht fristgerecht oder nicht 
vollständig vorgelegt wurden. 
 
(4) Im Übrigen bleiben die allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden Bestimmungen 
in der Zulassungs- und Immatrikulationssatzung der Universität Tübingen unberührt. 
 
§ 6 Auswahlkriterien 
 
Zu dem in § 1 genannten Masterstudiengang kann zugelassen werden, wer die B. A. - 
Prüfung in einem erziehungswissenschaftlichen Bachelorstudiengang oder einen Abschluss 
in einem vergleichbaren Studiengang in einem Nachbarfach gemäß § 3 Abs. 2 b) mit der 
Note „2,5“ oder besser bestanden hat. Anhand dieser Abschlussnote erfolgt sodann eine 
Vorauswahl. Anschließend werden Auswahlgespräche geführt.  
 

§ 7 Erstellung der Rangliste für die Auswahlentscheidung 
 
(1) Für die Vergabe der Studienplätze wird aufgrund der Note oder – soweit gemäß § 3 Abs. 
4 zutreffend – aufgrund der errechneten vorläufigen Durchschnittsnote des ersten 
berufsqualifizierenden Abschlusses eine Rangliste sämtlicher Bewerber erstellt. 
 
(2) Die 60 Besten der Rangliste werden zu einem Auswahlgespräch eingeladen, in dem 
Motivation und Eignung für das gewählte Studium und den angestrebten Beruf festgestellt 
werden soll. 
 
(3) Auf Basis der Auswahlgespräche wird eine abschließende Rangliste erstellt, die für die 
Zulassung entscheidend ist. 
 
(4) Ergibt sich danach eine Ranggleichheit, so gilt § 20 Abs. 3 HVVO. 
 

§ 8 Nichtteilnahme, Gesprächsabbruch 
 
(1) Erscheint ein Bewerber trotz Einladung zu einem Gesprächstermin ohne triftigen Grund 
nicht, so scheidet er aus dem Auswahlverfahren aus.  
 
(2) Bricht der Kandidat aus wichtigem Grund das Gespräch ab, gilt es als nicht durchgeführt. 
Liegt ein wichtiger Grund für den Abbruch des Gesprächs nicht vor, so gilt das 
Auswahlverfahren als erfolglos beendet. 
 
§ 9 Abschluss des Auswahlverfahrens 
 
(1) Dem Rektor wird vom Vorsitzenden der Auswahlkommission(en) die Rangliste für die 
Reihenfolge bei der Zulassung vorgeschlagen. Den Zulassungsbescheid erteilt die Zentrale 
Verwaltung, Studentenabteilung. 
 
(2) Das Auswahlverfahren wird durch einen Bescheid über die Zulassung abgeschlossen. 
Den Bescheid erteilt die Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung. Im Zulassungsbescheid 
wird eine Frist bestimmt, innerhalb derer der Zugelassene verbindlich zu erklären hat, ob er 
den Studienplatz annimmt. Liegt die Erklärung nicht fristgerecht vor, so wird der 
Zulassungsbescheid unwirksam. Auf diese Folge wird im Bescheid hingewiesen. 
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§ 10 In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft.  
 
 
 
Tübingen, den 21.06.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren 
im Studiengang Kognitionswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung 
Master of Science 
 
Aufgrund von § 6 Abs. 2 und 4 des Hochschulzulassungsgesetzes (HZG) vom 22. März 
1993 (GBl. S. 201), in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. September 2005 (GBl. S. 
630), zuletzt geändert durch zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. 
Dezember 2011 (GBl. S. 565), § 60 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 29 Abs. 2 Satz 5 und 6 des 
Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1), zuletzt geändert durch 
Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65), und von § 20 Abs. 4 der 
Hochschulvergabeverordnung (HVVO) vom 13. Januar 2003 (GBl. S. 63, ber. S. 115), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 03. Mai 2012 (GBl. S. 276), hat der Senat der 
Universität Tübingen am 21. Juni 2012 die nachfolgende Satzung beschlossen. 
 
 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
 
Die Universität Tübingen vergibt im Masterstudiengang Kognitionswissenschaft 40 
Studienplätze an Studienbewerber10 nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen 
Auswahlverfahrens. Die Auswahlentscheidung wird nach dem Grad der Eignung und 
Motivation des Bewerbers für den gewählten Studiengang und den angestrebten Beruf 
getroffen. 
 

§ 2 Fristen 
 
(1) Die Zulassung erfolgt jeweils zum Wintersemester. Der Antrag auf Zulassung muss bis 
zum 15. Juli bei der Universität Tübingen, Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung, 
Wilhelmstraße 11, 72074 Tübingen, eingegangen sein (Ausschlussfrist).  
 
(2) Für den Nachweis der Fristwahrung ist der Eingangsstempel der Zentralen Verwaltung 
der Universität maßgebend. Nach Fristablauf eingegangene Unterlagen werden nicht 
berücksichtigt.  
 
(3) Der Antrag auf Teilnahme gilt gleichzeitig als Antrag auf Zulassung zum Studium. 
 

§ 3 Form des Antrags 
 
(1) Der Antrag ist auf dem von der Universität vorgesehenen Formular zu stellen.  
 
(2) Dem Antrag sind in Kopie beizufügen: 
 

a) das Zeugnis der Allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung (HZB), einer 
einschlägigen fachgebundenen HZB bzw. einer ausländischen HZB, die von der 
zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannt worden ist, in amtlich 
beglaubigter Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie;  

b) das Zeugnis über den Abschluss eines Bachelorstudiengangs Kognitionswissenschaft, 
Biologie, Informatik, Psychologie oder Linguistik oder eines gleichwertigen 

                                                
10 Alle Amts-, Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen, die in dieser Ordnung in männlicher Form erscheinen, betreffen 
gleichermaßen Frauen und Männer und können auch in der entsprechenden weiblichen Sprachform geführt werden. Dies gilt 
auch für die Führung von Hochschulgraden, akademischen Bezeichnungen und Titeln. 
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Abschlusses an einer Hochschule, in amtlich beglaubigter Abschrift oder amtlich 
beglaubigter Kopie. Falls der Abschluss zum Zeitpunkt der Bewerbung noch nicht 
vorliegt, ist dem Antrag die Durchschnittsnote (Durchschnitt aller Noten des bisherigen 
Studienverlaufs bis zum Semester vor Ende der Regelstudienzeit) beizufügen. Die 
Gesamtnote des Abschlusses muss mindestens 3,0 betragen bzw. einer 3,0 
entsprechen; 

c) eine tabellarische Darstellung des Werdegangs (z.B. Transcript of Records des 
Bachelorstudiengangs mit Auflistung der Module, Veranstaltungen und zugehörigen 
Leistungspunkte; Diploma Supplement; Praktika; Studienaufenthalte im Ausland; 
Sprachprüfungen); 

d) ggf. Nachweise über vorhandene einschlägige Berufsausbildung bzw. einschlägige 
berufspraktische Tätigkeit oder/und Leistungsnachweise über  
kognitionswissenschaftliche Veranstaltungen oder Praktika im Rahmen des bisherigen 
Bachelorstudiums;  

e) ggf. Nachweise über Stipendien, Preise und/oder besondere Auszeichnungen für 
Studienleistungen; 

f) eine Erklärung darüber, ob der Antragsteller an einer in- oder ausländischen 
Hochschule in einem Masterstudiengang der Psychologie oder in 
Masterstudiengängen eines Nachbarfaches den Prüfungsanspruch verloren hat; 

g) entsprechende Nachweise der aus § 3 Abs. 2 a) bis e) geforderten Unterlagen müssen 
geführt werden. 

 
(3) Studierende, deren Muttersprache nicht Deutsch ist, müssen einen Nachweis über 
ausreichende Deutschkenntnisse vorweisen (DSH bzw. test DaF). 
 
(4) Abweichend von § 3 Abs. 2 b) kann die Zulassung zu dem postgradualen Studiengang 
auch beantragt werden, wenn der Bachelorabschluss wegen Fehlens einzelner 
Prüfungsleistungen noch nicht vorliegt und auf Grund des bisherigen Studienverlaufs, 
insbesondere der bisherigen Prüfungsleistungen, zu erwarten ist, dass der Bachelor-
abschluss und die mit ihm zusammenhängenden Maßstäbe, die nach § 29 Abs. 2 Sätze 5 
und 6 des Landeshochschulgesetztes (LHG) Voraussetzung für den Zugang zu dem 
postgradualen Studiengang sind, rechtzeitig vor Beginn des beantragten postgradualen 
Studiengangs erfüllt werden. Soweit in die Auswahlentscheidung das Ergebnis des 
Bachelorabschlusses einbezogen ist, nehmen Bewerber nach Satz 1 am Auswahlverfahren 
mit einer Durchschnittsnote, die auf Grund bisheriger Prüfungsleistungen ermittelt wird, teil; 
das Ergebnis des Bachelorabschlusses bleibt unbeachtet.  
 
Eine Zulassung ist im Falle einer Bewerbung nach Satz 1 unter dem Vorbehalt 
auszusprechen, dass der Bachelorabschluss und mit ihm zusammenhängende 
Voraussetzungen des § 29 LHG innerhalb einer von der Universität festgesetzten Frist 
nachgewiesen werden. Wird der Nachweis nicht fristgerecht geführt, erlischt die Zulassung. 
 
(5) Die Universität kann verlangen, dass die der Zulassungsentscheidung zugrunde 
liegenden Dokumente bei der Einschreibung im Original vorzulegen sind. 
 

§ 4 Auswahlkommissionen 
 
(1) Von der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät wird zur Vorbereitung der 
Auswahlentscheidung eine Auswahlkommission bestellt. Sie besteht aus mindestens zwei 
Mitgliedern, die dem hauptamtlichen wissenschaftlichen Personal angehören. Ein Mitglied 
der Kommission muss der Gruppe der Professoren angehören. Die Mitglieder werden vom 
Fakultätsrat der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät für die Amtszeit von zwei 
Jahren bestellt. Eine Wiederbestellung ist möglich. Falls fachlich erforderlich, kann die 
Auswahlkommission Mitglieder anderer an dem Studiengang Kognitionswissenschaft 
beteiligter Fakultäten beratend hinzuziehen.  
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(2) Vorsitzender der Auswahlkommission(en) ist der für Kognitionswissenschaft zuständige 
Studiendekan der Fakultät; der Vorsitz kann an einen Professor der Auswahlkommission 
delegiert werden. Der Vorsitzende ist für die ordnungsgemäße Durchführung des 
Auswahlverfahrens zuständig und koordiniert die Auswertung der Ergebnisse.  
 

§ 5 Auswahlverfahren 
 
(1) Am Auswahlverfahren nimmt nur teil, wer sich frist- und formgerecht um einen 
Studienplatz beworben hat. 
 
(2) Die Auswahlkommission trifft unter den eingegangenen Bewerbungen eine Auswahl 
aufgrund der in § 6 genannten Auswahlkriterien und erstellt gemäß § 7 eine Rangliste. Die 
Auswahlentscheidung trifft der Rektor aufgrund der Empfehlung des Vorsitzenden der 
Auswahlkommission(en). 
 
(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die Unterlagen nach § 3 nicht fristgerecht oder nicht 
vollständig vorgelegt wurden. 
 
(4) Im Übrigen bleiben die allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden Bestimmungen 
in der Zulassungs- und Immatrikulationssatzung der Universität Tübingen unberührt. 
 
§ 6 Auswahlkriterien 
 
(1) Zu dem in § 1 genannten Masterstudiengang kann zugelassen werden, wer  
 

a) die Bachelor-Prüfung im Fach Kognitionswissenschaft, Biologie, Informatik, 
Psychologie oder Linguistik mit mindestens der Note „3,0“ bestanden hat oder über 
einen gleichwertigen Studienabschluss verfügt (ausländische Noten sind nach den 
Richtlinie der KMK in deutsche Noten umzurechnen); 

b) Studienbefähigende Kenntnisse in kognitionswissenschaftlich relevanten Bereichen im 
Umfang von mindestens 18 ECTS-Leistungspunkten nachweisen kann. 

 
(2) Über die Gleichwertigkeit der unter Abs. (1) a) genannten Studienabschlüsse entscheidet 
die Auswahlkommission. 
 
(3) Die Auswahl erfolgt nach dem Ergebnis des grundständigen Studienabschlusses nach 
Absatz 1. 
 
(4) Ferner erfolgt die Auswahl aufgrund von Nachweisen über eine ggf. vorhandene 
einschlägige Berufsausbildung bzw. einschlägige berufspraktische Tätigkeit, von 
Leistungsnachweisen über  kognitionswissenschaftliche Veranstaltungen oder Praktika im 
Rahmen des bisherigen Bachelorstudiums sowie von Nachweisen über Stipendien, Preise 
oder besondere Auszeichnungen für Studienleistungen. 
 

§ 7 Erstellung der Rangliste für die Auswahlentscheidung 
 
(1) Unter den Bewerbern, die die Voraussetzungen nach  § 6 Abs. 1 erfüllen, wird auf der 
Basis der erreichten Gesamtpunktzahl eine Rangliste gebildet. Die Gesamtpunktzahl ergibt 
sich aus der Bewertung des Bachelor-Abschlusses und der für außeruniversitäre-praktische 
und/oder spezielle universitäre Leistungen erzielten Punkte. Die maximal zu erreichende 
Gesamtpunktzahl beträgt 45 Punkte (minimal 10 Punkte).  
 
(2) Die Gesamtnote des BA-Abschlusses wird nach folgendem Schlüssel in eine Punktzahl 
umgerechnet:  
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Note  1,0 = 30 Punkte  Note 1,8 = 22 Punkte  Note 2,6 = 14 Punkte 
1,1 = 29    1,9 = 21    2,7 = 13  
1,2 = 28    2,0 = 20    2,8 = 12  
1,3 = 27    2,1 = 19    2,9 = 11 
1,4 = 26    2,2 = 18    3,0 = 10 
1,5 = 25    2,3 = 17    
1,6 = 24    2,4 = 16    
1,7 = 23    2,5 = 15    
 
(3) Für außeruniversitär-praktische Leistungen sowie spezielle universitäre Leistungen 
können die Bewerber zusätzlich bis zu 15 Punkte erreichen. Hierbei werden die Punkte 
insbesondere folgendermaßen vergeben: 
 

a) Abgeschlossene dreijährige Berufsausbildung in einem Beruf aus dem 
kognitionswissenschaftlichen Bereich: 3 Punkte 

b) Spezifische Leistungsnachweise über kognitionswissenschaftliche Veranstaltungen 
oder Praktika im Rahmen des bisherigen Bachelorstudiums: 7 Punkte 

c) Stipendien, Preise oder besondere Auszeichnungen für Studienleistungen: bis zu 5 
Punkte 

 
(4) Durch Aufsummierung der nach § 7 Abs. 2 und 3 erreichten Punkte wird unter allen Teil-
nehmern eine Rangliste erstellt.  
 
(5) Bei Ranggleichheit gilt § 20 Abs. 3 HVVO.  
 
§ 8 Abschluss des Auswahlverfahrens 
 
(1) Dem Rektor wird vom Vorsitzenden der Auswahlkommission(en) die Rangliste für die 
Reihenfolge bei der Zulassung vorgeschlagen.  
 
(2) Das Auswahlverfahren wird durch einen Bescheid über die Zulassung abgeschlossen. 
Den Bescheid erteilt die Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung.  
 
(3) Im Zulassungsbescheid wird eine Frist bestimmt, innerhalb der der Zugelassene 
verbindlich zu erklären hat, ob er den Studienplatz annimmt. Liegt die Erklärung der 
Zentralen Verwaltung der Universität nicht fristgerecht vor, so wird der Zulassungsbescheid 
unwirksam. Auf diese Rechtsfolge ist im Bescheid hinzuweisen.  
 
§ 9 In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft.  
 
 
 
Tübingen, den 21.06.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Satzung für das hochschuleigene Auswahlverfahren im Studiengang 
„Demokratie und Regieren in Europa“ mit akademischer Abschlussprüfung 
Master of Arts 
 
Aufgrund von § 6 Abs. 2 und 4 des Hochschulzulassungsgesetzes (HZG) vom 22. März 
1993 (GBl. S. 201), in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. September 2005 (GBl. S. 
630), zuletzt geändert durch zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. 
Dezember 2011 (GBl. S. 565), § 60 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 29 Abs. 2 Satz 5 und 6 des 
Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1), zuletzt geändert durch 
Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65), und von § 20 Abs. 4 der 
Hochschulvergabeverordnung (HVVO) vom 13. Januar 2003 (GBl. S. 63, ber. S. 115), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 03. Mai 2012 (GBl. S. 276), hat der Senat der 
Universität Tübingen am 21. Juni 2012 die nachfolgende Satzung beschlossen. 
 
 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
 
Die Universität Tübingen vergibt im postgradualen Studiengang „Demokratie und Regieren in 
Europa“ mit dem weiterführenden Abschluss Master die verfügbaren Studienplätze an 
Studienbewerber11 nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens. Es 
stehen insgesamt 20 Studienplätze pro Jahr zur Verfügung. Die Auswahlentscheidung wird 
nach dem Grad der Eignung und Motivation des Bewerbers für den gewählten Studiengang 
und den angestrebten Beruf getroffen.  
 

§ 2 Fristen 
 
(1) Der Antrag auf Teilnahme am Auswahlverfahren muss für das Wintersemester bis zum 
15. Juni bei der Zentralen Verwaltung der Universität Tübingen, Studentenabteilung, 
Wilhelmstr. 11, 72074 Tübingen, eingegangen sein (Ausschlussfrist). 
 
Für die Zulassung zum Wintersemester 2012/2013 gilt als Ausnahme jedoch der 15. Juli 
2012 als Antragsfrist (Ausschlussfrist). 
 
(2) Der Antrag gilt gleichzeitig als Antrag auf Zulassung. 
 

§ 3 Form des Antrags 
 
(1) Der Antrag ist auf dem von der Universität vorgesehenen Formular zu stellen. 
 
(2) Dem Antrag sind in Kopie beizufügen:  
 

a) das Zeugnis der Allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung (HZB), einer 
einschlägigen fachgebundenen HZB bzw. einer ausländischen HZB, die von einer 
zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannt worden ist, in amtlich 
beglaubigter Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie;  

b) das Zeugnis des grundständigen Studiengangs in Politikwissenschaft oder in einer 
anderen Sozialwissenschaft, wenn das Nebenfach Politikwissenschaft war, oder ein 
Abschluss in European Studies, sofern dieser Studiengang einschlägige 

                                                
11 Alle Amts-, Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in dieser Ordnung betreffen gleichermaßen Frauen wie Männer. 
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politikwissenschaftliche Lehrveranstaltungen umfasste, in amtlich beglaubigter 
Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie.  

Sofern das Zeugnis nicht vorliegt, ist der Nachweis zu erbringen, dass zum Zeitpunkt der 
Bewerbung die im Rahmen eines grundständigen Studiengangs erforderlichen 
Leistungen erbracht sind; Näheres regelt Absatz 3; 

c) tabellarische Darstellung des bisherigen Werdegangs und ein maximal zweiseitiger 
schriftlicher Bericht mit Begründung für die Wahl des angestrebten Studiums; 

d) Nachweise über die geforderten Sprachkenntnisse gemäß § 6 Abs. 1; 
e) ggf. Nachweise über besondere Leistungen in, neben und nach dem Studium, die  

besonderen Aufschluss über die Eignung und Motivation für den Studiengang geben. 
Hierzu gehören insbesondere auch Nachweise über eine auf den Studiengang 
ausgerichtete einschlägige Berufs- oder Praxiserfahrung. 

 
(3) Abweichend von § 3 Abs. 2 kann die Zulassung zu dem postgradualen Studiengang auch 
beantragt werden, wenn der Bachelorabschluss wegen Fehlens einzelner Prüfungs-
leistungen noch nicht vorliegt und auf Grund des bisherigen Studienverlaufs, insbesondere 
der bisherigen Prüfungsleistungen, zu erwarten ist, dass der Bachelorabschluss und die mit 
ihm zusammenhängenden Maßstäbe, die nach § 29 Abs. 2 Sätze 5 und 6 des 
Landeshochschulgesetzes (LHG) Voraussetzung für den Zugang zu dem postgradualen 
Studiengang sind, rechtzeitig vor Beginn des beantragten postgradualen Studiengangs erfüllt 
werden. Soweit in die Auswahlentscheidung das Ergebnis des Bachelorabschlusses 
einbezogen ist, nehmen Bewerberinnen bzw. Bewerber nach Satz 1 am Auswahlverfahren 
mit einer Durchschnittsnote, die auf Grund bisheriger Prüfungsleistungen ermittelt wird, teil; 
das Ergebnis des Bachelorabschlusses bleibt unbeachtet. Eine Zulassung ist im Falle einer 
Bewerbung nach Satz 1 unter dem Vorbehalt auszusprechen, dass der Bachelorabschluss 
und mit ihm zusammenhängende Voraussetzungen des § 29 LHG innerhalb einer von der 
Universität festgesetzten Frist nachgewiesen werden. Wird der Nachweis nicht fristgerecht 
geführt, erlischt die Zulassung. 
 
(4) Die Universität kann verlangen, dass die der Zulassungsentscheidung zugrunde 
liegenden Dokumente bei der Einschreibung im Original vorzulegen sind. 
 

§ 4 Auswahlkommission 
 
(1) Von der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät wird zur Vorbereitung der 
Auswahlentscheidung eine Auswahlkommission bestellt. Die Kommission besteht aus drei 
Mitgliedern, die dem hauptberuflichen wissenschaftlichen Personal angehören. Zwei 
Mitglieder müssen der Gruppe der Professoren angehören; ein Mitglied gehört der Gruppe 
des wissenschaftlichen Personals an. Die Mitglieder werden auf Vorschlag des Instituts für 
Politikwissenschaft der Universität Tübingen vom Fakultätsrat für die Amtszeit von zwei 
Jahren bestellt. Wiederbestellung ist möglich.  
 
(2) Vorsitzender der Auswahlkommission ist der zuständige Studiendekan der Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaftlichen Fakultät; der Vorsitz kann an einen Professor der 
Auswahlkommission delegiert werden. Der Vorsitzende ist für die ordnungsgemäße 
Durchführung des Auswahlverfahrens zuständig und koordiniert die Auswertung der 
Ergebnisse.  
 

§ 5 Auswahlverfahren 
 
(1) Am Auswahlverfahren nimmt nur teil, wer sich frist- und formgerecht um einen 
Studienplatz beworben hat. 
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(2) Die Auswahlkommission trifft unter den eingegangenen Bewerbungen eine Auswahl 
aufgrund der in § 7 genannten Auswahlkriterien und erstellt gemäß § 8 eine Rangliste. Die 
Entscheidung über die Auswahl trifft der Rektor der Universität Tübingen aufgrund einer 
Empfehlung der Auswahlkommission. 
 
(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die Unterlagen nach § 3 Abs. 2 und 3 nicht 
fristgerecht oder nicht vollständig vorgelegt wurden. 
 
(4) Im Übrigen bleiben die allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden Bestimmungen 
in der Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen unberührt. 
 

§ 6 Zulassungsvoraussetzungen 
 
(1) Zu dem in § 1 Abs. 1 genannten Masterstudiengang kann zugelassen werden, 
 

a) wer die Bachelor - Prüfung oder eine gleichwertige Prüfung im Fach 
Politikwissenschaft mindestens mit der Note „gut“ (2,5 und besser) bestanden hat; oder 

b) wer eine Bachelor - Prüfung mit mindestens der Note „gut" in Fächern abgelegt hat, die 
mit denen für den Bachelor - Abschluss im Fach Politikwissenschaft an der Universität 
Tübingen vergleichbar sind;  

c) und wer Kenntnisse in Englisch nachweist. Die vorgeschriebenen Sprachkenntnisse in 
Englisch gelten als nachgewiesen, wenn alternativ 
- das Abiturzeugnis die Note bzw. die Punktzahl für ein reguläres Fach (nicht z.B. nur 

für eine Arbeitsgemeinschaft) oder den Vermerk über eine Ergänzungsprüfung 
enthält; wenn die Sprache in der Fremdsprachenfolge der Bescheinigung der 
allgemeinen Hochschulreife (reformierte Oberstufe) enthalten ist, ein 
ununterbrochener Unterricht zumindest drei Jahre ab Klasse 9 nachgewiesen 
werden kann und die letzte Note mindestens ‚gut’ war; 

- Zertifikate auf dem Niveau B 2 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens 
(GER) oder entsprechender Äquivalenz vorgelegt werden; 

- ein Nachweis über den Besuch von Lehrveranstaltungen in englischer Sprache 
erfolgt, die von der zuständigen Fakultät als äquivalent zu B2 (GER) anerkannt 
werden; 

- eine Bescheinigung der zuständigen Fakultät erfolgt, die die Äquivalenz von 
außeruniversitär oder außerschulisch erworbenen Sprachkenntnissen bestätigt; 

- der erste Studienabschluss an einer englischsprachigen Universität erfolgt ist. 
d) wer die sprachliche Studierfähigkeit gemäß der „Ordnung für die deutsche 

Sprachprüfung für den Hochschulzugang“ nachweist, soweit er vom Regelungsbereich 
dieser Ordnung erfasst wird.  

 
Über die Vergleichbarkeit der unter lit. a) und b) genannten Studienabschlüsse und die 
Qualifikation gemäß lit. c) entscheidet die Auswahlkommission. 
 

§ 7 Kriterien für die Auswahl 
 
(1) Die Auswahl für den in § 1 genannten Masterstudiengang erfolgt aufgrund einer gemäß § 
8 zu bildenden Rangliste nach den in den Absätzen 2 bis 4 genannten Kriterien. 
 
(2) Die Studienleistungen des ersten Studienabschlusses, der zur Zulassung berechtigt. 
 
(3) Besondere Leistungen des Bewerbers in, neben und nach dem Studium, die besonderen 
Aufschluss über die Eignung und Motivation für den Studiengang geben. Hierzu gehören 
insbesondere auch Nachweise über eine auf den Studiengang ausgerichtete einschlägige 
Berufs- oder Praxiserfahrung. 
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§ 8 Erstellung der Rangliste  
 
(1) Unter den Bewerbern wird gemäß der Kriterien für die Auswahl nach § 7 eine Rangliste 
anhand der Ergebnisse gebildet. Die maximal zu erreichende Punktzahl beträgt 26 Punkte. 
Diese errechnet sich wie folgt: 
 

a. Bewertung der Studienleistungen des zur Zulassung berechtigenden  Erststudiums bis 
zu 16 Punkten. (Schlüssel: Note 1 = 16 bis Note 2,5 = 1 Punkte); 

b. Bewertung sonstiger besonderer Leistungen (z.B. einschlägige Berufs- und 
Praxiserfahrung, Preise und Auszeichnungen für Qualifikations- oder andere 
wissenschaftliche Arbeiten, wissenschaftliche Veröffentlichungen) insgesamt bis zu 10 
Punkten); 

 
(2) Die Gesamtpunktzahl ergibt sich als Summe aus den nach Absatz 1 a) und b) erreichten 
Punktzahlen. 
 
(3) Auf der Grundlage der vorgelegten Nachweise gemäß Absatz 1 wird unter allen 
Bewerbern eine Rangliste erstellt. Die 20 Bestplatzierten aus dieser Liste werden dem 
Rektor für die Zulassung empfohlen. Bei Ranggleichheit gilt § 20 Abs. 3 HVVO.  
 

§ 9 Abschluss des Auswahlverfahrens 
 
Das Auswahlverfahren wird durch einen Bescheid über die Zulassung abgeschlossen. Den 
Bescheid erteilt die Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung, der Universität Tübingen. 
 
Im Zulassungsbescheid wird eine Frist bestimmt, innerhalb derer der Zugelassene 
verbindlich zu erklären hat, ob er den Studienplatz annimmt. Liegt die Erklärung nicht 
fristgerecht vor, so wird der Zulassungsbescheid unwirksam. Auf diese Folge wird im 
Bescheid hingewiesen. 
 

§ 10 In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft. 
 
 
 
Tübingen, den 21.06.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren 
in dem Studiengang Applied & Environmental Geoscience mit akademischer 

Abschlussprüfung Master of Science  
 
Aufgrund von § 6 Abs. 2 und 4 des Hochschulzulassungsgesetzes (HZG) vom 22. März 
1993 (GBl. S. 201), in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. September 2005 (GBl. S. 
630), zuletzt geändert durch zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. 
Dezember 2011 (GBl. S. 565), § 60 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 29 Abs. 2 Satz 5 und 6 des 
Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1), zuletzt geändert durch 
Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65), und von § 20 Abs. 4 der 
Hochschulvergabeverordnung (HVVO) vom 13. Januar 2003 (GBl. S. 63, ber. S. 115), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 03. Mai 2012 (GBl. S. 276), hat der Senat der 
Universität Tübingen am 21. Juni 2012 die nachfolgende Satzung beschlossen. 
 
 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
 
Die Universität Tübingen vergibt im Masterstudiengang „Applied & Environmental 
Geoscience“ des Fachbereichs  Geowissenschaften mit akademischer Abschlussprüfung 
Master of Science ihre im Hinblick auf die in der jeweiligen Zulassungszahlenverordnung für 
Universitäten festgesetzte Zulassungszahl verfügbaren Studienplätze an Studienbewerber12 
nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens.  
 
Die Auswahlentscheidung wird nach dem Grad der Eignung und der Motivation für das 
angestrebte Masterstudium und den damit angestrebten Beruf getroffen. 
 
§ 2 Quoten und Fristen 
 
(1) Die nach § 1 zur Verfügung stehenden Studienplätze werden vergeben  
 

(a) zu 50 vom Hundert an  
- deutsche Bewerber,  
- Staatsangehörige der anderen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union, 

ausländische oder staatenlose Bewerber, die eine deutsche 
Hochschulzugangsberechtigung besitzen,  

- in der Bundesrepublik Deutschland wohnende Kinder von Staatsangehörigen von 
Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, die nicht 
der Europäischen Union angehören, sofern diese Staatsangehörigen in der 
Bundesrepublik Deutschland beschäftigt sind oder gewesen sind, und  

(b) zu 50 vom Hundert an sonstige ausländische Bewerber.  
 
Für jede dieser beiden Quoten wird eine gesonderte Rangfolge ermittelt. Verfügbar 
gebliebene Studienplätze einer Quote werden der anderen Quote hinzugerechnet. 
 
(2) Der Antrag auf Teilnahme am Auswahlverfahren gilt gleichzeitig als Antrag auf Zulassung 
zum Studium.  
 
Der Antrag ist schriftlich an die Universität Tübingen, Fachbereich Geowissenschaften, 
Studiengang „Applied & Environmental Geoscience“, Hölderlinstr.12, D – 72074 Tübingen zu 
stellen.  

                                                
12 Alle Amts-, Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in dieser Satzung betreffen gleichermaßen Frauen und Männer. 
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Bewerbungen gemäß § 2 Abs. 1(a) müssen bis zum 15. Juli des Jahres (Ausschlussfrist), 
Bewerbungen gemäß § 2 Abs. 1(b) bis zum 31. März des Jahres (Ausschlussfrist) für die 
Aufnahme des Studiums im darauffolgenden Wintersemester bei der Universität 
eingegangen sein.  
 
§ 3 Form des Antrags 
 
(1) Der Antrag ist auf dem von der Universität Tübingen vorgesehenen Formular zu stellen.  
 
(2) Dem Antrag sind in Kopie beizufügen: 
 

a) das Zeugnis in amtlich beglaubigter Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie eines 
ersten berufsqualifizierenden Studienabschlusses an einer Hochschule, wie in § 4 der 
Prüfungs- und Studienordnung im besonderen Teil für den Master Studiengang 
„Applied & Environmental Geoscience“ geregelt; 

b) ein Transcript of Records, welches Aufschluss über die im Zuge des ersten 
berufsqualifizierenden Studienabschlusses absolvierten Lehrveranstaltungen gibt; 

c) eine tabellarische Darstellung des bisherigen Werdegangs; 
d) ein Motivationsschreiben, das die Wahl des angestrebten Studiums und des 

Berufsziels begründet (max. 2 DIN A4-Seiten); 
e) gegebenenfalls Nachweise über eine Berufsausbildung oder Berufstätigkeiten, über 

besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten oder sonstige Qualifikationen und 
Erfahrungen, die besonderen Aufschluss über die Eignung für das angestrebte 
Masterstudium und für den angestrebten Beruf geben; 

f) für nicht-deutsche Bewerber: das Ergebnis einer international anerkannten Prüfung, in 
der Regel durch den „Test of English as Foreign Language“ (TOEFL) mit einer 
Mindestpunktzahl im computerbasierten Test 213 oder 79 im internetbasierten Test, 
zum Nachweis ausreichender Kenntnisse der englischen Sprache, sofern nicht die 
Muttersprache Englisch ist oder ein Abschluss an einer englischsprachigen 
Hochschule bzw. in einem englischsprachigen Studiengang vorliegt.  

 
(3) Abweichend von § 3 Abs. 2 a) kann die Zulassung zum Masterstudiengang „Applied & 
Environmental Geoscience“ auch beantragt werden, wenn der Bachelorabschluss wegen 
Fehlens einzelner Prüfungsleistungen noch nicht vorliegt und auf Grund des bisherigen 
Studienverlaufs, insbesondere der bisherigen Prüfungsleistungen, zu erwarten ist, dass der 
Bachelorabschluss und die mit ihm zusammenhängenden Maßstäbe, die nach § 29 Abs. 2 
Sätze 5 und 6 des Landeshochschulgesetzes (LHG) Voraussetzung für den Zugang zu dem 
postgradualen Studiengang sind, rechtzeitig vor Beginn des beantragten postgradualen 
Studiengangs erfüllt werden. Soweit in die Auswahlentscheidung das Ergebnis des 
Bachelorabschlusses einbezogen ist, nehmen Bewerber nach Satz 1 am Auswahlverfahren 
mit einer Durchschnittsnote, die auf Grund bisheriger Prüfungsleistungen ermittelt wird, teil; 
das Ergebnis des Bachelorabschlusses bleibt unbeachtet. Eine Zulassung ist im Falle einer 
Bewerbung nach Satz 1 unter dem Vorbehalt auszusprechen, dass der Bachelorabschluss 
und mit ihm zusammenhängende Voraussetzungen des § 29 LHG innerhalb einer von der 
Universität festgesetzten Frist nachgewiesen werden. Wird der Nachweis nicht fristgerecht 
geführt, erlischt die Zulassung. 
 
(4) Alle vorstehend in Abs. 2 oder 3 geforderten Unterlagen müssen in deutscher oder 
englischer Sprache eingereicht werden. Amtlichen Dokumenten und Zeugnissen, die nicht in 
deutscher oder englischer Sprache abgefasst sind, muss jeweils eine von einem amtlich 
bestellten Dolmetscher verfasste und autorisierte Übersetzung beigefügt werden. 
(5) Die Universität kann verlangen, dass die bei der Zulassungsentscheidung zugrunde 
liegenden Dokumente bei der Einschreibung im Original vorzulegen sind. 
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§ 4 Auswahlkommission 
 
(1) Von der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät wird zur Vorbereitung der 
Auswahlentscheidung eine Auswahlkommission aus dem Fachbereich Geowissenschaften 
bestellt. Die Kommission besteht aus 2 Mitgliedern, die dem hauptberuflichen 
wissenschaftlichen Personal angehören. Mindestens ein Mitglied muss der Gruppe der 
Professoren angehören. Die Mitglieder werden vom Fakultätsrat für die Amtszeit von drei 
Jahren bestellt. Wiederbestellung ist möglich.  
 
(2) Vorsitzender der Auswahlkommission ist der für den Masterstudiengang „Applied & 
Environmental Geoscience“ zuständige Studiendekan; der Vorsitz kann an ein Mitglied der 
Auswahlkommission, das der Gruppe der Professoren angehört, delegiert werden. Der 
Vorsitzende ist für die ordnungsgemäße Durchführung des Auswahlverfahrens zuständig 
und koordiniert die Auswertung der Ergebnisse. 
 

§ 5 Auswahlverfahren 
 
(1) Am Auswahlverfahren nimmt nur teil, wer sich frist- und formgerecht um einen 
Studienplatz beworben hat.  
 
(2) Die Auswahlkommission trifft unter den eingegangenen Bewerbungen eine Auswahl auf 
Grund der in § 6 genannten Auswahlkriterien und erstellt gemäß §§ 7-9 eine Rangliste. Die 
Entscheidung über die Auswahl trifft der Rektor aufgrund einer Empfehlung des 
Vorsitzenden der Auswahlkommission. 
 
(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die Unterlagen nach § 3 nicht fristgerecht oder nicht 
vollständig vorgelegt wurden. 
 
(4) Im Übrigen bleiben die allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden Bestimmungen 
in der Zulassungs- und Immatrikulationssatzung der Universität Tübingen unberührt. 
 

§ 6 Auswahlkriterien 
 
(1) Die Auswahl wird durch ein zweistufiges Verfahren getroffen, das sich in ein 
Vorauswahlverfahren (Stufe 1) und das eigentliche Auswahlverfahren (Stufe 2) gliedert. 
 
(2) Das Vorauswahlverfahren wird durch die Qualifikation bestimmt, die der Bewerber durch 
seine vorangegangene akademische Ausbildung und Abschlussprüfung erworben hat.  
 
(3) In Stufe 2 des Auswahlverfahrens werden für die Auswahl folgende zusätzlichen Nach-
weise berücksichtigt: 
 

a) das Transcript of Records; 
b) gegebenenfalls Nachweise über eine Berufsausbildung oder Berufstätigkeit, über 

besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten oder sonstige Qualifikationen und 
Erfahrungen, die besonderen Aufschluss über die Eignung für das angestrebte 
Masterstudium und für den angestrebten Beruf geben. 

 

§ 7 Kriterium für die Vorauswahl 
 
Zum Masterstudiengang kann zugelassen werden, wer die Prüfung in einem 
Bachelorstudiengang gemäß § 3 Abs. 2 Buchst. a mit überdurchschnittlichem Erfolg mit 
einem Prüfungsergebnis mit mindestens der Gesamtnote „gut“ (2,5 oder besser) bestanden 
hat oder über einen vergleichbaren Studienabschluss verfügt (ausländische Noten sind nach 
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den Richtlinien der KMK in deutsche Noten umzurechnen) und die entsprechenden 
Nachweise vorlegt. Über die Vergleichbarkeit des Studienabschlusses nach Abs. 1 
entscheidet die Auswahlkommission. 
 

§ 8 Erstellung der Rangliste im Rahmen der Vorauswahl 
 
(1) Die Gesamtnote des ersten berufsqualifizierenden Abschlusses wird nach folgendem 
Schlüssel in eine Punktzahl umgerechnet: 
 
Note 1,0 bis 1,3 = 20 Punkte  Note 2,2 = 11 Punkte 
 1,4 = 19  2,3 = 10 
 1,5 = 18  2,4 = 9 
 1,6 = 17  2,5 = 8 
 1,7 = 16 
 1,8 = 15 
 1,9 = 14 
 2,0 = 13 
 2,1 = 12 
 
(2) Unter den Bewerbern wird auf der Basis der nach Abs. 1 vergebenen Punktzahl eine 
erste Rangliste gebildet. 
 
§ 9 Erstellung der Rangliste für die Auswahlentscheidung der Stufe 2 
 
(1) Die Bewerber, die auf der Rangliste der Vorauswahl einen Rangplatz zwischen 1 und 60 
erreicht haben, nehmen am weiteren Auswahlverfahren teil. Sofern weniger als 60 Bewerber 
das Kriterium nach § 7 erfüllen, nehmen nur die Bewerber am weiteren Auswahlverfahren 
teil, die dieses Kriterium erfüllen. 
 
(2) Zusätzlich zur Gesamtnote des ersten berufsqualifizierenden Abschlusses werden in 
Stufe 2 des Auswahlverfahrens folgende Nachweise berücksichtigt: 
 

a) das Transcript of Records; 
b) Nachweise über eine ggf. absolvierte Berufsausbildung oder Berufstätigkeit, über 

besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten oder sonstige Erfahrungen, die 
besonderen Aufschluss über die Eignung für das angestrebte Masterstudium und für 
den angestrebten Beruf geben 13. 

 
(3) Die Nachweise nach Abs. 2 a) sowie ggf. nach Abs. 2 b) werden von jedem Mitglied der 
Auswahlkommission zusammen auf einer Skala von 0 bis 20 Punkten bewertet. Die 
Bewertungen der Kommissionsmitglieder nach Abs. 2 a) sowie ggf. nach Abs. 2 b) werden 
sodann jeweils addiert, durch die Zahl der Kommissionsmitglieder geteilt und bis auf die 
erste Stelle hinter dem Komma berechnet; es wird nicht gerundet.  
 
(4) Durch Aufsummierung der nach Abs. 3 und nach § 8 Abs. 1 erreichten Punkte wird unter 
allen Bewerbern eine Rangliste erstellt; die im Auswahlverfahren maximal erreichbare 
Gesamtpunktzahl beträgt somit 40 Punkte. Die Studienplätze werden nach dem auf dieser 
Rangliste erreichten Platz vergeben. 
 
(5) Bei Ranggleichheit gilt § 20 Abs. 3 HVVO. 
 

                                                
13  z.B. Berufsausbildung zum Laboranten, hochschulexterne Tätigkeiten in Unternehmen mit geowissenschaftlichen Bezügen, 

mehrwöchige Praktika (Internships) in universitären und außeruniversitären Forschungseinrichtungen, mehrwöchige 
Auslandsaufenthalte zu Studien- und/oder Forschungszwecken, für den Studiengang relevante Berufsausübung von 
mindestens viermonatiger Dauer. 
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(6) Über das Ergebnis des Auswahlverfahrens ist ein Protokoll anzufertigen, das von den 
beteiligten Mitgliedern der Auswahlkommission zu unterzeichnen ist. Im Protokoll müssen 
Tag und Ort der Feststellung, die Namen der Kommissionsmitglieder, die Namen der 
Bewerber und die Beurteilungen festgehalten werden. 
 

§ 10 Abschluss des Auswahlverfahrens 
 
Das Auswahlverfahren wird durch einen Bescheid über die Zulassung abgeschlossen. Den 
Bescheid erteilt die Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung. Im Zulassungsbescheid wird 
eine Frist bestimmt, innerhalb derer der Zugelassene verbindlich zu erklären hat, ob er den 
Studienplatz annimmt. Liegt die Erklärung nicht fristgerecht vor, so wird der 
Zulassungsbescheid unwirksam und der Studienplatz an den im Rang Nächstfolgenden 
vergeben. Auf diese Folge wird im Bescheid hingewiesen. 
 

§ 11 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft. Sie gilt erstmals zum Wintersemester 
2013/2014. 
 
 
 
Tübingen, den 21.06.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren 
in den Studiengängen Accounting and Finance, Economics and Finance, 

General Management, International Economics, Managerial Economics und 
Quantitative Economics mit akademischer Abschlussprüfung Master of 
Science (Neufassung) 
 
Aufgrund von § 6 Abs. 2 und 4 des Hochschulzulassungsgesetzes (HZG) vom 22. März 
1993 (GBl. S. 201), in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. September 2005 (GBl. S. 
630), zuletzt geändert durch zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. 
Dezember 2011 (GBl. S. 565), § 60 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 29 Abs. 2 Satz 5 und 6 des 
Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1), zuletzt geändert durch 
Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65), und von § 20 Abs. 4 der 
Hochschulvergabeverordnung (HVVO) vom 13. Januar 2003 (GBl. S. 63, ber. S. 115), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 03. Mai 2012 (GBl. S. 276), hat der Senat der 
Universität Tübingen am 21. Juni 2012 die nachfolgende Satzung beschlossen. 
 
 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
 
Die Universität Tübingen vergibt in den Studiengängen 
 

- Master of Science in Accounting and Finance, 
- Master of Science in Economics and Finance, 
- Master of Science in General Management, 
- Master of Science in International Economics, 
- Master of Science in Managerial Economics, 
- Master of Science in Quantitative Economics 

 
die jeweils 20 festgesetzten Studienplätze an Studienbewerber14 nach dem Ergebnis eines 
hochschuleigenen Auswahlverfahrens. Die Auswahlentscheidung wird nach dem Grad der 
Eignung und Motivation des Bewerbers für den gewählten Studiengang und den 
angestrebten Beruf getroffen. 
 
§ 2 Fristen 
 
(1) Der Antrag auf Teilnahme am Auswahlverfahren muss bis zum 15. Mai eines Jahres 
beim Dekan der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Universität Tübingen, 
Nauklerstraße 48, 72074 Tübingen, eingegangen sein (Ausschlussfrist). Für den Nachweis 
der Rechtzeitigkeit des Zugangs ist der Eingangsstempel des Dekanats maßgebend. 
Für die Zulassung zum Wintersemester 2012/2013 gilt jedoch die Antragsfrist des 15. Juli 
2012 (Ausschlussfrist). 
 
(2) Der Antrag gilt gleichzeitig als Antrag auf Zulassung zum Studium. 
 
§ 3 Form des Antrags 
 
(1) Der Antrag ist auf dem von der Universität vorgesehenen Formular zu stellen. 
 

                                                
14 Alle Amts-, Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in dieser Ordnung betreffen gleichermaßen Frauen wie Männer. 
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(2) Dem Antrag sind in Kopie beizufügen: 
 

a) das Zeugnis der Allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung (HZB), einer 
einschlägigen fachgebundenen HZB bzw. einer ausländischen HZB, die von der 
zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannt worden ist, in amtlich 
beglaubigter Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie; 

b) das Zeugnis über den Abschluss eines wirtschaftswissenschaftlichen B.Sc.-
Studiengangs an einer Hochschule oder eines vergleichbaren Abschlusses in amtlich 
beglaubigter Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie; 

c) eine tabellarische Darstellung des bisherigen Werdegangs und ein schriftlicher Bericht 
von maximal einer Seite Länge, der die Wahl des angestrebten Studiums und den 
angestrebten Beruf begründet; 

d) Nachweise über eine ggf. vorhandene Berufsausbildung oder praktische Tätigkeiten; 
e) Nachweise über ggf. vorhandene und für das Studien- und Berufsziel einschlägige 

Testergebnisse, auch Sprachtests (z.B. GMAT, GRE, TOEFL etc.); 
 
(3) Abweichend von § 3 Abs. 2 b) kann die Zulassung zu dem postgradualen Studiengang 
auch beantragt werden, wenn der Bachelorabschluss wegen Fehlens einzelner 
Prüfungsleistungen noch nicht vorliegt und auf Grund des bisherigen Studienverlaufs, 
insbesondere der bisherigen Prüfungsleistungen, zu erwarten ist, dass der Bachelor-
abschluss und die mit ihm zusammenhängenden Maßstäbe, die nach § 29 Abs. 2 Sätze 5 
und 6 des Landeshochschulgesetzes (LHG) Voraussetzung für den Zugang zu dem 
postgradualen Studiengang sind, rechtzeitig vor Beginn des beantragten postgradualen 
Studiengangs erfüllt sind. Soweit in die Auswahlentscheidung das Ergebnis des Bachelorab-
schlusses einbezogen ist, nehmen Bewerber nach Satz 1 am Auswahlverfahren mit einer 
Durchschnittsnote, die aufgrund der bisherigen Prüfungsleistungen ermittelt wird, teil; das 
Ergebnis des Bachelorabschlusses bleibt unbeachtet. Eine Zulassung ist im Falle einer 
Bewerbung nach Satz 1 unter dem Vorbehalt auszusprechen, dass der Bachelorabschluss 
und mit ihm zusammenhängende Voraussetzungen des § 29 LHG innerhalb einer von der 
Universität festgesetzten Frist nachgewiesen werden. Wird der Nachweis nicht fristgerecht 
geführt, erlischt die Zulassung.  
 
(4) Die Universität kann verlangen, dass die der Zulassungsentscheidung zugrunde 
liegenden Dokumente bei der Einschreibung im Original vorzulegen sind.  
 

§ 4 Auswahlkommission 
 
(1) Von der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultät werden zur Vorbereitung der 
Auswahlentscheidung eine oder mehrere Auswahlkommissionen bestellt. Jede Kommission 
besteht aus mindestens zwei Mitgliedern, die dem hauptberuflichen wissenschaftlichen 
Personal angehören. Ein Mitglied muss der Gruppe der Professoren angehören. Die 
Mitglieder werden vom Fakultätsrat aus dem Fachbereich Wirtschaftswissenschaft für die 
Amtszeit von einem Jahr bestellt. Wiederbestellung ist möglich.  
 
(2) Vorsitzender der Auswahlkommissionen ist der Studiendekan für den Fachbereich 
Wirtschaftswissenschaft; der Vorsitz kann an einen Professor der Auswahlkommission 
delegiert werden. Der Vorsitzende ist für die ordnungsgemäße Durchführung des 
Auswahlverfahrens zuständig und koordiniert die Ergebnisse.  
 

§ 5 Auswahlverfahren 
 
(1) Am Auswahlverfahren nimmt nur teil, wer sich frist- und formgerecht für das 
Auswahlverfahren beworben hat; 
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(2) Die Auswahlkommission(en) treffen unter den eingegangenen Bewerbungen eine 
Vorauswahl nach § 6. Unter den vorausgewählten Bewerbern erfolgt eine Auswahl aufgrund 
der in § 7 genannten Auswahlkriterien. Die Entscheidung über die Auswahl trifft der Rektor 
aufgrund einer Empfehlung des Vorsitzenden der Auswahlkommission(en). 
 
(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die Unterlagen nach § 3 nicht fristgerecht oder nicht 
vollständig vorgelegt wurden.  
 
(4) Im Übrigen bleiben die allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden Bestimmungen 
in der Zulassungs- und Immatrikulationssatzung der Universität Tübingen unberührt. 
 
§ 6 Kriterien für die Vorauswahl (erste Stufe) 
 
(1) Zu einem der in § 1 genannten Masterstudiengänge kann zugelassen werden, wer 
 

a) die B.Sc.-Prüfung in einem wirtschaftswissenschaftlichen Bachelorstudiengang mit der 
Note „gut“ oder besser bestanden hat oder über einen vergleichbaren 
Studienabschluss verfügt; 

b) die für den jeweiligen Masterstudiengang grundlegenden Kenntnisse nachweist, die für 
den einzelnen Masterstudiengang aufgeführt sind in § 2 des jeweiligen Besonderen 
Teils der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge 
des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Master 
of Science (M. Sc.) in der jeweils gültigen Fassung. Über die Vergleichbarkeit des 
Studienabschlusses nach a) sowie über die Erfüllung der inhaltlichen Voraussetzungen 
nach c) entscheidet die jeweilige Auswahlkommission.  

 
(2) Unter den eingegangenen Bewerbungen findet zur Begrenzung der Teilnehmerzahl am 
Auswahlgespräch nach § 7 eine Vorauswahl aufgrund der Studienleistungen im Abschluss-
zeugnis des grundständigen ersten Studiengangs nach Absatz 1 Buchst. a) statt; ggf. treten 
für die Vorauswahlentscheidung die Noten gemäß § 3 Abs. 3 an die Stelle der Noten des 
Abschlusszeugnisses nach Absatz 1 Buchst. a). Ausländische Noten sind nach den 
Richtlinien der KMK in deutsche Noten umzurechnen.  
 
(3) Auf der Grundlage der Studienleistungen gemäß Absatz 2 wird unter allen Teilnehmern 
eine Rangliste erstellt. Bei Ranggleichheit gilt § 16 HVVO. Die Bewerber für den jeweiligen 
Masterstudiengang werden zum Auswahlgespräch nach der Reihung dieser Rangliste 
eingeladen. Die Zahl der zum Auswahlgespräch einzubeziehenden rangbesten Bewerber 
beträgt das Dreifache der im Auswahlverfahren zur Verfügung stehenden Plätze für den 
jeweiligen Masterstudiengang.  
 
(4) In den Studiengängen Master of Science in Economics and Finance, International 
Economics und Quantitative Economics wird bei ausländischen Bewerbern auf den 
Nachweis deutscher Sprachkenntnisse (DSH-Prüfung) verzichtet, wenn gute Englischkennt-
nisse nachgewiesen werden. Der Nachweis der Englischkenntnisse soll mit einem der 
folgenden Sprachtests nachgewiesen werden. Die angegebenen Ergebnisse gelten als 
Mindestgrenzen:  
 

- TOEFL-Test (IBT): 80 or higher 
- TOEFL-Test (PBT): 550 
- IELTS: 6,0  
- Cambridge: CAE 
- TOIEC: 700.  

 
Dieser Nachweis ist nicht notwendig, wenn ein Studienabschluss im englischsprachigen 
Ausland nachgewiesen wird. 
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§ 7 Auswahlkriterien und Auswahlverfahren (zweite Stufe) 
 
(1) Die Auswahl unter den gemäß § 6 Vorausgewählten erfolgt aufgrund der bis dahin 
erbrachten Studienleistungen in einem grundständigen wirtschaftswissenschaftlichen 
Studiengang, 
 

- der Nachweise über eine ggf. vorhandene Berufsausbildung oder praktische 
Tätigkeiten, 

- der Nachweise über ggf. vorhandene und für das Studien- und Berufsziel einschlägige 
Testergebnisse, 

- des Ergebnisses eines Auswahlgesprächs. 
 
(2) Die Auswahlgespräche sollen zeigen, ob der Bewerber für den Masterstudiengang und 
den angestrebten Beruf befähigt und motiviert ist. Dabei werden die fachlichen 
Voraussetzungen ebenso überprüft, wie Eignung und Motivation anhand des 
Gesprächsverhaltens des Bewerbers, seiner Argumentations- und Ausdrucksweise, seiner 
Herangehensweise und seines Ergebnisses bei der Erörterung von Problemen, seines 
Kommunikationsvermögens, seiner analytischen Fähigkeiten und der Schlüssigkeit der 
Begründung seines Studien- und Berufswunsches. Die dargelegte Begründung für den 
Studien- und Berufswunsch nach § 3 Abs. 2 Buchst. c) finden dabei Berücksichtigung.  
 
(3) Die Auswahlgespräche werden an der Universität Tübingen durchgeführt. Die genauen 
Termine der Gespräche werden rechtzeitig durch die Universität im Internet bekannt 
gegeben. Die Bewerber werden von der Universität zum Auswahlgespräch mindestens drei 
Werktage vor den Auswahlgesprächen unter Angabe des Ortes eingeladen. Mit 
ausländischen Bewerbern kann in begründeten Fällen das Auswahlgespräch als 
Telefoninterview durchgeführt werden, wenn durch organisatorische Vorkehrungen die 
Identität des Bewerbers gesichert ist.  
 
(4) Die Auswahlkommissionen führen Einzelgespräche von 15 bis 30 Minuten Dauer durch. 
Die Auswahlgespräche sind nicht öffentlich. 
 
(5) Über das Ergebnis des jeweiligen Gesprächs ist ein Protokoll zu führen, das von den 
Mitgliedern der Auswahlkommission zu unterzeichnen ist. Des Weiteren müssen im Protokoll 
Tag und Ort der Feststellung, die Namen der Kommissionsmitglieder, die Namen der 
Bewerber und die Beurteilungen festgehalten werden. 
 
(6) Die Rangfolge der Teilnehmer an den Auswahlgesprächen wird anhand der Ergebnisse 
wie folgt festgelegt: Beide Mitglieder der jeweiligen Auswahlkommission bewerten nach 
Abschluss des Gesprächs den Bewerber nach Befähigung und Motivation für den 
Masterstudiengang und den angestrebten Beruf auf einer Skala von 0 bis 15 Punkten. Die 
Bewertung bezieht die in Absatz 1 genannten Studienleistungen, praktischen Erfahrungen 
und Testergebnisse mit ein. Die Punkte der beiden Kommissionsmitglieder werden addiert.  
 
(7) Aufgrund der Ergebnisse der Auswahlgespräche wird eine Rangliste gebildet. Bei 
Ranggleichheit wird nach § 20 Abs. 3 HVVO verfahren. 
 

§ 8 Nichtteilnahme, Gesprächsabbruch 
 
(1) Erscheint ein Bewerber trotz Einladung zu einem Gesprächstermin ohne triftigen Grund 
nicht, so scheidet er aus dem Auswahlverfahren aus.  
 
(2) Bricht der Kandidat aus wichtigem Grund das Gespräch ab, gilt es als nicht durchgeführt. 
Liegt ein wichtiger Grund für den Abbruch des Gesprächs nicht vor, so gilt das 
Auswahlverfahren als erfolglos beendet. 
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§ 9 Abschluss des Auswahlverfahrens 
 
(1) Dem Rektor wird vom Vorsitzenden der Auswahlkommission(en) die Rangliste nach § 7 
Abs. 7 für die Reihenfolge bei der Zulassung vorgeschlagen. Den Zulassungsbescheid erteilt 
die Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung.  
 
(2) Im Zulassungsbescheid wird eine Frist bestimmt, innerhalb derer der Zugelassene 
verbindlich zu erklären hat, ob er den Studienplatz annimmt. Liegt die Erklärung nicht 
fristgerecht vor, so wird der Zulassungsbescheid unwirksam. Auf diese Folge wird im 
Bescheid hingewiesen. 
 
§ 10 In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft.  
 
 
 
Tübingen, den 21.06.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor



Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 10, S. 440 

Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren 
in den integrierten Studiengängen European Management und European 

Economics mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science 
(Neufassung) 
 
Aufgrund von § 6 Abs. 2 und 4 des Hochschulzulassungsgesetzes (HZG) vom 22. März 
1993 (GBl. S. 201), in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. September 2005 (GBl. S. 
630), zuletzt geändert durch zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. 
Dezember 2011 (GBl. S. 565), § 60 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 29 Abs. 2 Satz 5 und 6 des 
Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1), zuletzt geändert durch 
Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65), und von § 20 Abs. 4 der 
Hochschulvergabeverordnung (HVVO) vom 13. Januar 2003 (GBl. S. 63, ber. S. 115), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 03. Mai 2012 (GBl. S. 276), hat der Senat der 
Universität Tübingen am 21. Juni 2012 die nachfolgende Satzung beschlossen. 
 
 
 
§ 1 Anwendungsbereich  
 
Die Universität Tübingen vergibt in den Studiengängen  
 

- Master of Science in European Management und  
- Master of Science in European Economics  

 
die jeweils 10 festgesetzten Studienplätze an Studienbewerber15 nach dem Ergebnis eines 
hochschuleigenen Auswahlverfahrens. Die Auswahlentscheidung wird nach dem Grad der 
Eignung und Motivation des Bewerbers für den gewählten Studiengang und den 
angestrebten Beruf getroffen.  
 
§ 2 Fristen  
(1) Der Antrag auf Teilnahme am Auswahlverfahren muss bis zum 15.Mai eines Jahres beim 
Dekan der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Universität Tübingen, 
Nauklerstraße 48, 72074 Tübingen, eingegangen sein (Ausschlussfrist). Für den Nachweis 
der Rechtzeitig des Zugangs ist der Eingangsstempel des Dekanats maßgebend.  
 
Für die Zulassung zum Wintersemester 2012/2013 gilt jedoch die Antragsfrist des 15. Juli 
2012 (Ausschlussfrist). 
 
(2) Der Antrag gilt gleichzeitig als Antrag auf Zulassung zum Studium.  
 
§ 3 Form des Antrags  
(1) Der Antrag ist auf dem von der Universität vorgesehenen Formular zu stellen.  
 
(2) Dem Antrag sind in Kopie beizufügen: 
 

- das Zeugnis der Allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung (HZB), einer 
einschlägigen fachgebundenen HZB bzw. einer ausländischen HZB, die von der 
zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannt worden ist, in amtlich 
beglaubigter Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie;  

                                                
15 Alle Amts-, Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in dieser Ordnung betreffen gleichermaßen Frauen wie Männer.  
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- das Zeugnis über den Abschluss eines wirtschaftswissenschaftlichen B.Sc.-
Studiengangs an einer Hochschule oder eines vergleichbaren Abschlusses in amtlich 
beglaubigter Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie;  

- eine tabellarische Darstellung des bisherigen Werdegangs und ein schriftlicher Bericht, 
der die Wahl des angestrebten Studiums und des angestrebten Berufs begründet und 
nicht mehr als eine Seite an Länge haben soll;  

- Nachweise über eine ggf. vorhandene fachlich einschlägige Berufsausbildung/ 
Berufstätigkeit bzw. praktische Tätigkeit;  

- Nachweise über ggf. vorhandene und für das Studien- und Berufsziel einschlägige 
Testergebnisse, auch Sprachtests (z.B. GMAT, GRE, TOEFL etc.);  

- Nachweise über ggf. vorhandene und für das Studien- und Berufsziel einschlägige 
Sprachkenntnisse.  

 
(3) Abweichend von § 3 Abs. 2 b) kann die Zulassung zu diesen postgradualen 
Studiengängen auch beantragt werden, wenn der Bachelorabschluss wegen Fehlens 
einzelner Prüfungsleistungen noch nicht vorliegt und auf Grund des bisherigen 
Studienverlaufs, insbesondere der bisherigen Prüfungsleistungen, zu erwarten ist, dass der 
Bachelorabschluss und die mit ihm zusammenhängenden Maßstäbe, die nach § 29 Abs. 2 
Sätze 5 und 6 des Landeshochschulgesetzes (LHG) Voraussetzung für den Zugang zu den 
postgradualen Studiengängen sind, rechtzeitig vor Beginn der beantragten postgradualen 
Studiengänge erfüllt werden. Soweit in die Auswahlentscheidung das Ergebnis des 
Bachelorabschlusses einbezogen ist, nehmen Bewerber nach Satz 1 am Auswahlverfahren 
mit einer Durchschnittsnote, die auf Grund bisheriger Prüfungsleistungen ermittelt wird, teil; 
das Ergebnis des Bachelorabschlusses bleibt unbeachtet.  Eine Zulassung ist im Falle einer 
Bewerbung nach Satz 1 unter dem Vorbehalt auszusprechen, dass der Bachelorabschluss 
und mit ihm zusammenhängende Voraussetzungen des § 29 LHG innerhalb einer von der 
Universität festgesetzten Frist nachgewiesen werden. Wird der Nachweis nicht fristgerecht 
geführt, erlischt die Zulassung.  
 
(4) Die Universität kann verlangen, dass die der Zulassungsentscheidung zugrunde 
liegenden Dokumente bei der Einschreibung im Original vorzulegen sind.  
 

§ 4 Auswahlkommission  
 
(1) Von der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultät werden zur Vorbereitung der 
Auswahlentscheidung eine oder mehrere Auswahlkommissionen bestellt. Jede Kommission 
besteht aus mindestens zwei Mitgliedern, die dem hauptberuflichen wissenschaftlichen 
Personal angehören. Ein Mitglied muss der Gruppe der Professoren angehören. Die 
Mitglieder werden vom Fakultätsrat aus dem Fachbereich Wirtschaftswissenschaft für die 
Amtszeit von einem Jahr bestellt. Der Fakultätsrat kann auch über den in Satz 2 genannten 
Personenkreis hinaus eine weitere sachverständige Person je Auswahlkommission, insbe-
sondere einen Programmbeauftragten einer Partnerhochschule, als zusätzliches beratendes 
Mitglied in eine Auswahlkommission hinzuziehen.  
 
(2) Vorsitzender der Auswahlkommissionen ist der Studiendekan für den Fachbereich 
Wirtschaftswissenschaft; der Vorsitz kann an einen Professor der Auswahlkommissionen 
delegiert werden. Der Vorsitzende ist für die ordnungsgemäße Durchführung des 
Auswahlverfahrens zuständig und koordiniert die Ergebnisse.  
 

§ 5 Auswahlverfahren  
 
(1) Am Auswahlverfahren nimmt nur teil, wer sich frist- und formgerecht für das 
Auswahlverfahren beworben hat.  
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(2) Die Auswahlkommissionen treffen unter den eingegangenen Bewerbungen eine 
Vorauswahl nach § 6. Unter den vorausgewählten Bewerbern erfolgt eine Auswahl aufgrund 
der in § 7 genannten Auswahlkriterien. Die Entscheidung über die Auswahl trifft der Rektor 
aufgrund einer Empfehlung des Vorsitzenden der Auswahlkommission.  
 
(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die Unterlagen nach § 3 nicht fristgerecht oder nicht 
vollständig vorgelegt wurden.  
 
(4) Im Übrigen bleiben die allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden Bestimmungen 
in der Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen unberührt.  
 
§ 6 Kriterien für die Vorauswahl (erste Stufe)  
 
(1) Zu einem der in § 1 genannten Masterstudiengänge kann zugelassen werden, wer die 
B.Sc.-Prüfung in einem wirtschaftswissenschaftlichen Bachelorstudiengang mit der Note 
„gut“ oder besser bestanden hat oder über einen vergleichbaren Studienabschluss verfügt; 
die für den jeweiligen Masterstudiengang grundlegenden Kenntnisse nachweist, die für den 
einzelnen Masterstudiengang aufgeführt sind in § 2 des jeweiligen Besonderen Teils der 
Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für die Studiengänge des 
Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft mit akademischer Abschlussprüfung Master of 
Science (M. Sc.) in der jeweils gültigen Fassung. Über die Vergleichbarkeit des 
Studienabschlusses nach a) sowie über die Erfüllung der inhaltlichen Voraussetzungen nach 
b) entscheidet die jeweilige Auswahlkommission.  
 
(2) Unter den eingegangenen Bewerbungen findet zur Begrenzung der Teilnehmerzahl am 
Auswahlgespräch nach § 7 eine Vorauswahl aufgrund der Studienleistungen im 
Abschlusszeugnis des grundständigen ersten Studiengangs nach Absatz 1 Buchst. a) statt; 
ggf. treten für die Vorauswahlentscheidung die Noten gemäß § 3 Abs. 3 an die Stelle der 
Noten des Abschlusszeugnisses nach Absatz 1 Buchst. a). Ausländische Noten sind nach 
den Richtlinien der KMK in deutsche Noten umzurechnen.  
 
(3) Auf der Grundlage der Studienleistungen gemäß Absatz 2 wird unter allen Teilnehmern 
eine Rangliste erstellt. Bei Ranggleichheit gilt § 16 HVVO. 3Die Bewerber für den jeweiligen 
Masterstudiengang werden zum Auswahlgespräch nach der Reihung dieser Rangliste 
eingeladen. Die Zahl der zum Auswahlgespräch einzubeziehenden rangbesten Bewerber 
beträgt das Dreifache der im Auswahlverfahren zur Verfügung stehenden Plätze für den 
jeweiligen Masterstudiengang. 
 
(4) In dem Studiengang Master of Science in European Economics wird bei ausländischen 
Bewerbern auf den Nachweis deutscher Sprachkenntnisse (DSH-Prüfung) verzichtet, wenn 
gute Englischkenntnisse nachgewiesen werden. Der Nachweis der Englischkenntnisse soll 
mit einem der folgenden Sprachtests nachgewiesen werden. Die angegebenen Ergebnisse 
gelten als Mindestgrenzen:  
 

- TOEFL-Test (IBT): 80 or higher 
- TOEFL-Test (PBT): 550 
- IELTS: 6,0  
- Cambridge: CAE 
- TOIEC: 700.  

 
Dieser Nachweis ist nicht notwendig, wenn ein Studienabschluss im englischsprachigen 
Ausland nachgewiesen wird. 
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§ 7 Auswahlkriterien und Auswahlverfahren (zweite Stufe)  
 
(1) Die Auswahl unter den gemäß § 6 Vorausgewählten erfolgt aufgrund  
 

- der bis dahin erbrachten Studienleistungen in einem grundständigen wirtschafts-
wissenschaftlichen Studiengang,  

- der Nachweise über eine ggf. vorhandene fachlich einschlägige Berufsausbildung/ 
Berufstätigkeit bzw. praktische Tätigkeit,  

- der Nachweise über ggf. vorhandene und für das Studien- und Berufsziel einschlägige 
Testergebnisse, auch Sprachtests (z.B. GMAT, GRE, TOEFL etc.),  

- des Ergebnisses eines Auswahlgesprächs.  
 
(2) Die Auswahlgespräche sollen zeigen, ob der Bewerber für den Masterstudiengang und 
den damit angestrebten Beruf befähigt und motiviert ist. Dabei werden die fachlichen 
Voraussetzungen ebenso überprüft wie Eignung und Motivation anhand des Gesprächs-
verhaltens des Bewerbers, seiner Argumentations- und Ausdrucksweise, seiner 
Herangehensweise und seines Ergebnisses bei der Erörterung von Problemen, seines 
Kommunikationsvermögens, seiner analytischen Fähigkeiten und der Schlüssigkeit der 
Begründung seines Studien- und Berufswunsches.  
 
(3) Die Auswahlgespräche werden an der Universität Tübingen durchgeführt. Die genauen 
Termine der Gespräche werden rechtzeitig durch die Universität im Internet bekannt 
gegeben. Die Bewerber werden von der Universität zum Auswahlgespräch mindestens drei 
Werktage vor den Auswahlgesprächen unter Angabe des Ortes eingeladen. Bei 
ausländischen Bewerbern kann in begründeten Fällen das Auswahlgespräch als 
Telefoninterview durchgeführt werden, wenn durch organisatorische Vorkehrungen die 
Identität des Bewerbers gesichert ist.  
 
(4) Die Auswahlkommissionen führen Einzelgespräche von 15 bis 30 Minuten Dauer durch. 
Die Auswahlgespräche sind nicht öffentlich.  
 
(5) Über das Ergebnis des jeweiligen Gesprächs ist ein Protokoll zu führen, das von den 
Mitgliedern der Auswahlkommission zu unterzeichnen ist. Des Weiteren müssen im Protokoll 
Tag und Ort der Feststellung, die Namen der Kommissionsmitglieder, die Namen der 
Bewerber und die Beurteilungen festgehalten werden.  
 
(6) Die Rangfolge der Teilnehmer an den Auswahlgesprächen wird anhand der Ergebnisse 
wie folgt festgelegt: Die Mitglieder der jeweiligen Auswahlkommission bewerten nach 
Abschluss des Gesprächs den Bewerber nach Befähigung und Motivation für den 
Masterstudiengang und den damit angestrebten Beruf auf einer Skala von 0 bis 15 Punkten. 
Die Bewertung bezieht die in Absatz 1 genannten Gesichtspunkte wie Studienleistungen, 
praktischen Erfahrungen und Testergebnisse mit ein. Die Punkte der Kommissionsmitglieder 
werden addiert und durch die Anzahl der Mitglieder dividiert.  
 
(7) Aufgrund der Ergebnisse der Auswahlgespräche wird eine Rangliste gebildet. Bei 
Ranggleichheit wird nach §  20 Abs. 3 HVVO verfahren.  
 
§ 8 Nichtteilnahme, Gesprächsabbruch  
 
(1) Erscheint ein Bewerber trotz Einladung zu einem Gesprächstermin ohne triftigen Grund 
nicht, so scheidet er aus dem Auswahlverfahren aus.  
 
(2) Bricht der Kandidat aus wichtigem Grund das Gespräch ab, gilt es als nicht durchgeführt. 
Liegt ein wichtiger Grund für den Abbruch des Gesprächs nicht vor, so gilt das 
Auswahlverfahren als erfolglos beendet.  
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§ 9 Abschluss des Auswahlverfahrens  
 
(1) Dem Rektor wird vom Vorsitzenden der Auswahlkommission die Rangliste nach § 7 Abs. 
7 für die Reihenfolge bei der Zulassung vorgeschlagen. Den Zulassungsbescheid erteilt die 
Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung.  
 
(2) Im Zulassungsbescheid wird eine Frist bestimmt, innerhalb derer der Zugelassene 
verbindlich zu erklären hat, ob er den Studienplatz annimmt. Liegt die Erklärung nicht 
fristgerecht vor, so wird der Zulassungsbescheid unwirksam. Auf diese Folge wird im 
Bescheid hingewiesen. 
 
§ 10 In-Kraft-Treten  
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft.  
 
 
 
Tübingen, den 21.06.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler  
 Rektor 
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Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren im 
Studiengang Schulpsychologie mit akademischer Abschlussprüfung Master of 

Science 
 
Aufgrund von § 6 Abs. 2 und 4 des Hochschulzulassungsgesetzes (HZG) vom 22. März 1993 
(GBl. S. 201), in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. September 2005 (GBl. S. 630), 
zuletzt geändert durch zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. Dezember 2011 
(GBl. S. 565), § 60 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 29 Abs. 2 Satz 5 und 6 des Landeshochschulgesetzes 
(LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1), zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 
25. Januar 2012 (GBl. S. 65), und von § 20 Abs. 4 der Hochschulvergabeverordnung (HVVO) 
vom 13. Januar 2003 (GBl. S. 63, ber. S. 115), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 03. Mai 2012 (GBl. S. 276), hat der Senat der Universität Tübingen am 21. Juni 2012 die 
nachfolgende Satzung beschlossen. 
 
 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
 
Die Universität Tübingen vergibt im Masterstudiengang Schulpsychologie 15 Studienplätze an 
Studienbewerber16 nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens. Die 
Auswahlentscheidung wird nach dem Grad der Eignung und Motivation des Bewerbers für den 
gewählten Studiengang und den angestrebten Beruf getroffen. 
 

§ 2 Fristen 
 
(1) Die Zulassung erfolgt jeweils zum Wintersemester. Der Antrag auf Zulassung muss bis zum 
15. Juli bei der Universität Tübingen, Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung, Wilhelmstraße 
11, 72074 Tübingen, eingegangen sein (Ausschlussfrist).  
 
(2) Für den Nachweis der Fristwahrung ist der Eingangsstempel der Zentralen Verwaltung der 
Universität maßgebend. Nach Fristablauf eingegangene Unterlagen werden nicht berücksichtigt.  
 
(3) Der Antrag auf Teilnahme gilt gleichzeitig als Antrag auf Zulassung zum Studium. 
 

§ 3 Form des Antrags 
 
(1) Der Antrag ist auf dem von der Universität vorgesehenen Formular zu stellen.  
 
(2) Dem Antrag sind in Kopie beizufügen: 
 

a) das Zeugnis der Allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung (HZB), einer einschlägigen 
fachgebundenen HZB bzw. einer ausländischen HZB, die von der zuständigen staatlichen 
Stelle als gleichwertig anerkannt worden ist, in amtlich beglaubigter Abschrift oder amtlich 
beglaubigter Kopie;  

                                                
1616 Alle Amts-, Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen, die in dieser Ordnung in männlicher Form erscheinen, betreffen 
gleichermaßen Frauen und Männer und können auch in der entsprechenden weiblichen Sprachform geführt werden. Dies gilt auch 
für die Führung von Hochschulgraden, akademischen Bezeichnungen und Titeln. 
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b) das Zeugnis über den Abschluss des Bachelorstudiengangs Psychologie oder eines 
gleichwertigen Abschlusses an einer Hochschule, in amtlich beglaubigter Abschrift oder 
amtlich beglaubigter Kopie. Falls der Abschluss zum Zeitpunkt der Bewerbung noch nicht 
vorliegt, ist dem Antrag die Durchschnittsnote (Durchschnitt aller Noten des bisherigen 
Studienverlaufs bis zum Semester vor Ende der Regelstudienzeit) beizufügen. Die 
Gesamtnote des Abschlusses muss mindestens 2,5 betragen bzw. einer 2,5 entsprechen; 

c) eine tabellarische Darstellung des Werdegangs (z.B. Transcript of Records des 
Bachelorstudiengangs mit Auflistung der Module, Veranstaltungen und zugehörigen 
Leistungspunkte; Diploma Supplement; Praktika; Studienaufenthalte im Ausland; 
Sprachprüfungen); 

d) ggf. Nachweise über vorhandene einschlägige Berufsausbildung bzw. einschlägige 
berufspraktische Tätigkeit oder/und Leistungsnachweise über schulpsychologische 
Veranstaltungen oder Praktika im Rahmen des bisherigen Bachelorstudiums;  

e) ggf. Nachweise über Stipendien, Preise und/oder besondere Auszeichnungen für 
Studienleistungen; 

f) eine Erklärung darüber, ab der Antragsteller an einer in- oder ausländischen Hochschule 
in einem Masterstudiengang der Psychologie oder in Masterstudiengängen eines 
Nachbarfaches den Prüfungsanspruch verloren hat; 

g) entsprechende Nachweise der aus § 3 Abs. 2 a) bis e) geforderten Unterlagen müssen 
geführt werden. 

 
(3) Studierende, deren Muttersprache nicht Deutsch ist, müssen einen Nachweis über 
ausreichende Deutschkenntnisse vorweisen (DSH bzw. test DaF). 
 
(4) Abweichend von § 3 Abs. 2 b) kann die Zulassung zu dem postgradualen Studiengang auch 
beantragt werden, wenn der Bachelorabschluss wegen Fehlens einzelner Prüfungsleistungen 
noch nicht vorliegt und auf Grund des bisherigen Studienverlaufs, insbesondere der bisherigen 
Prüfungsleistungen, zu erwarten ist, dass der Bachelorabschluss und die mit ihm 
zusammenhängenden Maßstäbe, die nach § 29 Abs. 2 Sätze 5 und 6 des 
Landeshochschulgesetztes (LHG) Voraussetzung für den Zugang zu dem postgradualen 
Studiengang sind, rechtzeitig vor Beginn des beantragten postgradualen Studiengangs erfüllt 
werden. Soweit in die Auswahlentscheidung das Ergebnis des Bachelorabschlusses einbezogen 
ist, nehmen Bewerber nach Satz 1 am Auswahlverfahren mit einer Durchschnittsnote, die auf 
Grund bisheriger Prüfungsleistungen ermittelt wird, teil; das Ergebnis des Bachelorabschlusses 
bleibt unbeachtet.  
 
Eine Zulassung ist im Falle einer Bewerbung nach Satz 1 unter dem Vorbehalt auszusprechen, 
dass der Bachelorabschluss und mit ihm zusammenhängende Voraussetzungen des § 29 LHG 
innerhalb einer von der Universität festgesetzten Frist nachgewiesen werden. Wird der 
Nachweis nicht fristgerecht geführt, erlischt die Zulassung. 
 
(5) Die Universität kann verlangen, dass die der Zulassungsentscheidung zugrunde liegenden 
Dokumente bei der Einschreibung im Original vorzulegen sind. 
 

§ 4 Auswahlkommissionen 
 
(1) Von der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät wird zur Vorbereitung der 
Auswahlentscheidung eine Auswahlkommission bestellt. Sie besteht aus  
 

a) mindestens zwei Mitgliedern, die dem hauptamtlichen wissenschaftlichen Personal 
angehören; 
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b) Mitgliedern beider Fakultäten (jeweils mindestens ein Mitglied aus der Mathematisch-
Naturwissenschaftlichen Fakultät sowie aus der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen 
Fakultät).  

 
Ein Mitglied der Kommission muss der Gruppe der Professoren angehören. Die Mitglieder 
werden vom Fakultätsrat der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät für die Amtszeit 
von zwei Jahren bestellt. Eine Wiederbestellung ist möglich.  
 
(2) Vorsitzender der Auswahlkommission(en) ist der für Psychologie zuständige Studiendekan 
der Fakultät; der Vorsitz kann an einen Professor der Auswahlkommission delegiert werden. Der 
Vorsitzende ist für die ordnungsgemäße Durchführung des Auswahlverfahrens zuständig und 
koordiniert die Auswertung der Ergebnisse.  
 
§ 5 Auswahlverfahren 
 
(1) Am Auswahlverfahren nimmt nur teil, wer sich frist- und formgerecht um einen Studienplatz 
beworben hat. 
 
(2) Die Auswahlkommission trifft unter den eingegangenen Bewerbungen eine Auswahl 
aufgrund der in § 6 genannten Auswahlkriterien und erstellt gemäß § 7 eine Rangliste. Die 
Auswahlentscheidung trifft der Rektor aufgrund der Empfehlung des Vorsitzenden der 
Auswahlkommission(en). 
 
(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die Unterlagen nach § 3 nicht fristgerecht oder nicht 
vollständig vorgelegt wurden. 
 
(4) Im Übrigen bleiben die allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden Bestimmungen in 
der Zulassungs- und Immatrikulationssatzung der Universität Tübingen unberührt. 
 
§ 6 Auswahlkriterien 
 
(1) Zu dem in § 1 genannten Masterstudiengang kann zugelassen werden, wer  
 

a) die Bachelor-Prüfung im Fach Psychologie mit mindestens der Note 2,5 bestanden hat 
oder über einen gleichwertigen Studienabschluss verfügt; 

b) Studien-befähigende Kenntnisse in schulpsychologisch relevanten Bereichen im Umfang 
von mindestens 30 ECTS-Leistungspunkten nachweisen kann, davon jeweils mindestens 
6 Leistungspunkte in den Bereichen Klinische Psychologie, Diagnostik und 
Experimentalpraktika sowie 12 Leistungspunkte in Statistik (Deskriptive Statistik und 
Inferenzstatistik, quantitative Forschungsmethoden). 

 
(2) Über die Gleichwertigkeit der unter Abs. (1) a) genannten Studienabschlüsse entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 
  
(3)  Die Auswahl erfolgt nach dem Ergebnis des grundständigen Studienabschlusses nach 
Absatz 1. 
 
(4) Ferner erfolgt die Auswahl aufgrund von Nachweisen über eine ggf. vorhandene 
einschlägige Berufsausbildung bzw. einschlägige berufspraktische Tätigkeit, von 
Leistungsnachweisen über  kognitionswissenschaftliche Veranstaltungen oder Praktika im 
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Rahmen des bisherigen Bachelorstudiums sowie von Nachweisen über Stipendien, Preise oder 
besondere Auszeichnungen für Studienleistungen. 
 

§ 7 Erstellung der Rangliste für die Auswahlentscheidung 
 
(1) Unter den Bewerbern, die die Voraussetzungen nach § 6 Abs. 1) erfüllen, wird auf der Basis 
der erreichten Gesamtpunktzahl eine Rangliste gebildet. Die Gesamtpunktzahl ergibt sich aus 
der Bewertung des Bachelor-Abschlusses und der für außeruniversitäre-praktische und/oder 
spezielle universitäre Leistungen erzielten Punkte. Die maximal zu erreichende 
Gesamtpunktzahl beträgt 40 Punkte.  
 
(2) Die Gesamtnote des Bachelor-Abschlusses wird nach folgendem Schlüssel in eine Punktzahl 
umgerechnet (ausländische Noten sind zuvor nach den Richtlinien der KMK in deutsche Noten 
umzurechnen):  
 
Note 1,0 = 30 Punkte Note 1,5 = 25 Punkte  Note  2,0 = 20 Punkte 
 1,1 = 29   1,6 = 24   2,1 = 19 
 1,2 = 28   1,7 = 23   2,2 = 18 
 1,3 = 27  1,8 = 22   2,3 = 17 
 1,4 = 26   1,9 = 21   2,4 = 16 
     2,5 = 15 
 
(3) Für außeruniversitär-praktische Leistungen sowie spezielle universitäre Leistungen können 
die Bewerber zusätzlich bis zu 10 Punkte erreichen. Hierbei werden die Punkte insbesondere 
folgendermaßen vergeben: 
 

a) Abgeschlossene dreijährige Berufsausbildung in einem Beruf aus dem pädagogisch-
psychologischen oder erziehungswissenschaftlichen Bereich: 2 Punkte 

b) Leistungsnachweise über schulpsychologische Veranstaltungen oder Praktika im Rahmen 
des bisherigen Bachelorstudiums: 5 Punkte 

c) Stipendien, Preise und/oder besondere Auszeichnungen für Studienleistungen: bis zu 3 
Punkte 

 
(4) Durch Aufsummierung der nach § 7 Abs. 2 und 3 erreichten Punkte wird unter allen Teil-
nehmern eine Rangliste erstellt.  
 
(5) Bei Ranggleichheit gilt § 20 Abs. 3 HVVO.  
 

§ 8 Abschluss des Auswahlverfahrens 
 
(1) Dem Rektor wird vom Vorsitzenden der Auswahlkommission(en) die Rangliste für die 
Reihenfolge bei der Zulassung vorgeschlagen.  
 
(2) Das Auswahlverfahren wird durch einen Bescheid über die Zulassung abgeschlossen. Den 
Bescheid erteilt die Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung.  
 
(3) Im Zulassungsbescheid wird eine Frist bestimmt, innerhalb der der Zugelassene verbindlich 
zu erklären hat, ob er den Studienplatz annimmt. Liegt die Erklärung der Zentralen Verwaltung 
der Universität nicht fristgerecht vor, so wird der Zulassungsbescheid unwirksam. Auf diese 
Rechtsfolge ist im Bescheid hinzuweisen.  
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§ 9 In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft.. 
 
 
 
Tübingen, den 21.06.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Satzung der Universität Tübingen über das hochschuleigene Auswahlverfahren 
im Studiengang Biochemistry mit akademischem Abschluss „Master of 

Science“ 
 
Aufgrund von § 6 Abs. 2 und 4 des Hochschulzulassungsgesetzes (HZG) vom 22. März 
1993 (GBl. S. 201), in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. September 2005 (GBl. S. 
630), zuletzt geändert durch zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. 
Dezember 2011 (GBl. S. 565), § 60 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 29 Abs. 2 Satz 5 und 6 des 
Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1), zuletzt geändert durch 
Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65), und von § 20 Abs. 4 der 
Hochschulvergabeverordnung (HVVO) vom 13. Januar 2003 (GBl. S. 63, ber. S. 115), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 03. Mai 2012 (GBl. S. 276), hat der Senat der 
Universität Tübingen am 21. Juni 2012 die nachfolgende Satzung beschlossen. 
 
 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
 
Die Universität Tübingen vergibt im Studiengang Biochemistry mit dem Abschluss Master of 
Science die Studienplätze an Studienbewerber
17 nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens.  
 

§ 2 Fristen 
 
Der Antrag auf Zulassung zum Auswahlverfahren muss schriftlich bei der Eberhard Karls 
Universität Tübingen, Studentenabteilung, Wilhelmstraße 11, 72074 Tübingen, bis zum 15. 
Juli für die Zulassung zum Wintersemester, bzw. bis zum 15. Januar für die Zulassung zum 
Sommersemester eingegangen sein (Ausschlussfristen).  
 

§ 3 Form des Antrags 
 
(1) Der Antrag ist auf dem von der Universität vorgesehenen Formular zu stellen. 
 
(2) Dem Antrag sind in Kopie beizufügen: 
 

a) das Zeugnis der Allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung (HZB), einer 
einschlägigen fachgebundenen HZB bzw. einer ausländischen HZB, die von der 
zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannt worden ist, in amtlich 
beglaubigter Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie; 

b) das Zeugnis des grundständigen Bachelor-Studiengangs in Biochemie oder in einem 
vergleichbaren Fach an einer Hochschule mit mindestens 120 Credits (Über die 
Vergleichbarkeit des Studienabschlusses entscheidet die Auswahlkommission.) in 
amtlich beglaubigter Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie; 

c) Nachweise gemäß Anlage 2, die Rückschlüsse auf die Eignung für das angestrebte 
Studium zulassen. 

 
Ausländische Noten sind nach den Richtlinien der KMK in deutsche Noten umzurechnen. 
 
(3) Abweichend von § 3 Abs. 2 b) kann die Zulassung zu dem postgradualen Studiengang 
auch beantragt werden, wenn der Bachelorabschluss wegen Fehlens einzelner Prüfungs-

                                                
1717 Alle Amts-, Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in dieser Ordnung betreffen gleichermaßen Frauen wie Männer. 



Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2012, Nr. 10, S. 451 

leistungen noch nicht vorliegt und auf Grund des bisherigen Studienverlaufs, insbesondere 
der bisherigen Prüfungsleistungen, zu erwarten ist, dass der Bachelorabschluss und die mit 
ihm zusammenhängenden Maßstäbe, die nach § 29 Abs. 2 Sätze 5 und 6 des 
Landeshochschulgesetzes (LHG) Voraussetzung für den Zugang zu dem postgradualen 
Studiengang sind, rechtzeitig vor Beginn des beantragten postgradualen Studiengangs erfüllt 
werden. Soweit in die Auswahlentscheidung das Ergebnis des Bachelorabschlusses 
einbezogen ist, nehmen Bewerber nach Satz 1 am Auswahlverfahren mit einer 
Durchschnittsnote, die auf Grund bisheriger Prüfungsleistungen ermittelt wird, teil; das 
Ergebnis des Bachelorabschlusses bleibt unbeachtet. 
 
Eine Zulassung ist im Falle einer Bewerbung nach Satz 1 unter dem Vorbehalt 
auszusprechen, dass der Bachelorabschluss und mit ihm zusammenhängende 
Voraussetzungen des § 29 LHG innerhalb einer von der Universität festgesetzten Frist 
nachgewiesen werden. Wird der Nachweis nicht fristgerecht geführt, erlischt die Zulassung. 
 
(4) Alle vorstehend in Abs. 2 geforderten Unterlagen müssen in deutscher oder englischer 
Sprache eingereicht werden. Amtlichen Dokumenten und Zeugnissen, die nicht in deutscher 
oder englischer Sprache abgefasst sind, muss jeweils eine von einem amtlich bestellten 
Dolmetscher verfasste und autorisierte Übersetzung beigefügt werden. 
 
(5) Studierende, aus deren Unterlagen nicht zu entnehmen sind, dass sie über ausreichende 
Englischkenntnisse (z.B.: Muttersprache Englisch oder Englisch in der Hochschulzugangs-
berechtigung (HZB) aufgeführt) verfügen, müssen einen Nachweis über ausreichende 
Englischkenntnisse (z.B.: TOEFL®, Common European Framework of Reference for 
Languages (CEF oder GER), Stufe B1) vorlegen.  
 
(6) Die Universität kann verlangen, dass die der Zulassungsentscheidung zugrunde-
liegenden Dokumente bei der Einschreibung im Original vorzulegen sind. 
 

§ 4 Auswahlkommission 
 
(1) Vom Interfakultären Institut für Biochemie und der organisatorischen Einheit Biochemie 
des ZMBP wird zur Vorbereitung der Auswahlentscheidung für den Studiengang eine 
Auswahlkommission bestellt. Die Kommission besteht aus zwei Mitgliedern, die dem 
hauptberuflichen wissenschaftlichen Personal  angehören. Ein Mitglied muss der Gruppe der 
Professoren angehören. Die Mitglieder werden für die Amtszeit von vier Jahren bestellt. 
Wiederbestellung ist möglich.  
 
(2) Vorsitzender der Auswahlkommission ist der Studiendekan; er ist für die 
ordnungsgemäße Durchführung des Auswahlverfahrens zuständig und koordiniert die 
Ergebnisse. 
 

§ 5 Auswahlverfahren 
 
(1) Zum Auswahlverfahren werden nur Bewerber zugelassen, welche sich frist- und 
formgerecht für das Auswahlverfahren beworben haben, die erforderlichen Voraussetzungen 
nach § 3 nachweisen und eine Abschlussnote im grundständigen Studiengang von 
mindestens 2,5 oder besser erlangt haben. 
 
(2) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die Unterlagen nach § 3 nicht fristgerecht oder nicht 
vollständig vorgelegt wurden.  
 
(3) Die Auswahlentscheidung wird anhand folgender Auswahlkriterien getroffen: 
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1. Die Abschlussnote bzw. die bis zum Bewerbungszeitpunkt erzielte Durchschnittsnote 
aus dem nach § 3 Satz 2 erforderlichen Erststudium wird gemäß der Tabelle in Anlage 
1 in Punkte umgerechnet. Hier können maximal 40 Punkte erreicht werden. 

2. Weitere maximal 5 Punkte können für ein besonderes Engagement oder berufliche 
Tätigkeiten, soweit sie über die Eignung für den Studiengang besonderen Aufschluss 
geben, gemäß der Tabelle in Anlage 2 erreicht werden. Die gemäß Anlage 2 zu 
vergebenden Punkte sind von dem Bewerber formlos mit Beifügung der erforderlichen 
Nachweise (amtlich beglaubigte Kopie) zu beantragen. Der Antrag ist dem Antrag auf 
Zulassung zum Master-Studiengang beizufügen. 

3. Weitere maximal 20 Punkte können durch das Ergebnis eines schriftlichen 
Eignungstests in englischer Sprache erreicht werden. In dem Eignungstest wird 
überprüft, inwieweit es dem Bewerber gelingt, in einer begrenzten Zeit mit begrenzten 
Hilfsmitteln kleinere Aufgabenstellungen aus dem Bereich der biochemischen 
Grundlagenausbildung zu lösen. Der Termin für den Eignungstest wird 4 Wochen 
vorher angekündigt. 

 
(4) Anhand der unter Absatz 2 dargestellten Auswahlkriterien und der jeweils erreichten 
Punkte wird eine abschließende Rangliste erstellt. Werden keine Nachweise zu den unter 
Absatz 2 Nummer 2 genannten Kriterien eingereicht, können keine zusätzlichen Punkte 
vergeben werden. Gleiches gilt, wenn der Bewerber nicht an dem Eignungstest teilnimmt.  
 
(5) Eine Zulassung zum Studium können nur die Bewerber erhalten, die im 
Auswahlverfahren eine Mindestpunktzahl von 20 Punkten erreicht haben. Die zur Verfügung 
stehenden Studienplätze werden unter den Bewerbern, die die erforderliche Mindestpunkt-
zahl nach Satz 1 erreicht haben, nach der Reihenfolge der im Auswahlverfahren erzielten 
Punktwerte vergeben. Besteht nach Erstellung der abschließenden Rangliste weiterhin 
zwischen einzelnen Bewerbern Punktgleichheit, so bestimmt sich die Reihenfolge gemäß § 
20 Abs. 3 HVVO.  
 
(6) Im Übrigen bleiben die allgemein für die Immatrikulation geltenden Bestimmungen der 
Immatrikulationsordnung der Eberhard Karls Universität unberührt.  
 

§ 6 Abschluss des Auswahlverfahrens 
 
(1) Dem Rektor wird vom Vorsitzenden der Auswahlkommission die Rangliste für die 
Reihenfolge bei der Zulassung vorgeschlagen.  
 
(2) Das Auswahlverfahren wird durch einen Bescheid über die Zulassung abgeschlossen. 
Den Bescheid erteilt die Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung.  
 
(3) Im Zulassungsbescheid wird eine Frist bestimmt, innerhalb der der Zugelassene 
verbindlich zu erklären hat, ob er den Studienplatz annimmt. Liegt die Erklärung der 
Zentralen Verwaltung der Universität nicht fristgerecht vor, so wird der Zulassungsbescheid 
unwirksam. Auf diese Rechtsfolge ist im Bescheid hinzuweisen.  
 

§ 7 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 
 
Tübingen, den 21.06.2012 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Anlage 1 (zu § 4 Absatz 2 Nummer 1) 
 
Umrechnung der Abschluss- bzw. Durchschnittsnote des Bachelor-Studiums bzw. eines 
diesem mindestens gleichwertigen Studiums. 
 
Abschluss- bzw. Durchschnittsnote Punktwert 
1,0 40 
1,1 38 
1,2 36 
1,3 34 
1,4 32 
1,5 30 
1,6 28 
1,7 26 
1,8 24 
1,9 22 
2,0 20 
2,1 18 
2,2 16 
2,3 14 
2,4 12 
2,5 10 
2,6 8 
2,7 6 
2,8 4 
2,9 2 
3,0 bis 4,0 0 
 

Anlage 2 (zu § 5 Absatz 2, Nummer 2) 
 
Besonderes Engagement seit Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung. 
 
Kategorie max. 

vergebbare 
Punkte 

Nachweis durch 

Auslanderfahrung: 
mindestens einsemestriger oder 6-monatiger 
Auslandsaufenthalt in Form eines Auslandsstudiums 
oder in Form einer in Vollzeit ausgeübten 
berufsbezogenen Tätigkeit im Bereich der Biochemie 
(z.B. Praktika, Berufstätigkeit, nicht anrechenbar sind 
z.B. Au-Pair-Aufenthalte oder touristische Reisen) 

2 Bescheinigung der 
ausländischen Hochschule 
oder des ausländischen 
Arbeitgebers bzw. der 
ausländischen Institutionen 

Erhalt von Stipendien: 
Stipendiaten/innen der Mitglieder  in der 
„Arbeitsgemeinschaft der Begabtenförderungswerke 
der Bundesrepublik Deutschland“ 
zusammengeschlossenen bundesweit tätigen 
Begabtenförderungswerke sowie Stipendiaten/innen 
für mindestens einsemestrige Auslandsaufenthalte 
von Fulbright oder des DAAD 

1 Bescheinigung der 
Begabtenförderungswerke, 
der Fulbright-Kommission 
oder des DAAD 

Veröffentlichungen: 
Publikationen in peer-reviewed Journalen (z.B.: JBC, 
nicht: Zeitungsartkel in der Tagespresse etc.) 

1 Kopie der Publikation mit 
Angabe des Eigenanteils an 
der Publikation 

Preise: 
Auszeichnungen für besondere wissenschaftliche 
Leistungen (z.B.: beste Bachelorarbeit im Vergleich 
verschiedener Universitäten/Studiengänge) 

1 Kopie der Urkunde 
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Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren 

in dem neuphilologischen Studiengang Spanisch mit Abschluss Staatsexamen 
für das Lehramt an Gymnasien 
 
Aufgrund von § 6 Abs. 1 und 2 des Hochschulzulassungsgesetzes (HZG) vom 22. März 
1993 (GBl. S. 201) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. September 2005 (GBl. S. 
629), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. Dezember 2011 (GBl. S. 565), § 
60 Abs. 1 Satz 3 des Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S.1), 
zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65), und von 
§ 10 Abs. 5 der Hochschulvergabeverordnung (HVVO) vom 13. Januar 2003 (GBl. S. 63, 
ber. S. 115), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 03. Mai 2012 (GBl. S. 
276), hat der Senat der Universität Tübingen am 21. Juni 2012 die nachfolgende Satzung 
beschlossen. 
 
 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
 
Die Universität Tübingen vergibt im Studiengang Spanisch mit dem Abschluss Staatsexamen 
für das Lehramt an Gymnasien 90 v.H. der Studienplätze an Studienbewerber18 nach dem 
Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens. Die Auswahlentscheidung wird nach 
dem Grad der Eignung und Motivation des Bewerbers für den gewählten Studiengang und 
den angestrebten Beruf getroffen. 
 

§ 2 Fristen 
 
Der Antrag auf Teilnahme am Auswahlverfahren muss zusammen mit dem Antrag auf 
Zulassung zum Studiengang für das Wintersemester bis zum 15. Juli bei der Universität 
Tübingen, Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung, Wilhelmstr. 11, 72074 Tübingen, 
eingegangen sein (Ausschlussfrist).  
 
Der Studienbeginn ist jeweils nur zum Wintersemester möglich. 
 

§ 3 Form des Antrags 
 
(1) Der Antrag ist auf dem von der Universität vorgesehenen Formular zu stellen. 
 
(2) Dem Antrag sind in Kopie beizufügen: 
 

a) das Zeugnis der Allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung (HZB), einer 
einschlägigen fachgebundenen HZB bzw. einer ausländischen HZB, die von der 
zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannt worden ist, in amtlich 
beglaubigter Abschrift oder amtlich beglaubigter Kopie; im Falle beruflich Qualifizierter 
ohne schulische Hochschulzugangsberechtigung nach § 59 LHG ist alternativ das 
Zeugnis mit der Gesamtnote der Eignungsprüfung vorzulegen oder, falls keine 
Eignungsprüfung gesetzlich gefordert wird, das Zeugnis mit der Gesamtnote der 
Meisterprüfung bzw. der gleichwertigen Fortbildungsprüfung oder Fachschulprüfung im 
Sinne von § 14 Schulgesetz; 

b) die Angabe des gewünschten Nebenfachs / zweiten Fachs gemäß der in § 2 des 

                                                
18 Alle Amts-, Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in dieser Ordnung betreffen gleichermaßen Frauen wie Männer. 
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Allgemeinen Teils der Studien- und Prüfungsordnung für die neuphilologischen 
Studiengänge genannten Fächerkombinationen; 

c) Dokumentation der vor dem Studium erlangten Spanischkenntnisse, soweit vorhanden. 
d) bei ausländischen Bewerbern das Zeugnis über eine mit mindestens der Notenstufe 2-

3 abgelegte DSH-Prüfung (75 % der erreichbaren Punkte), falls die HZB in einem nicht 
deutschsprachigen Land erworben wurde. Die Anerkennung und Anrechnung von 
Äquivalenten zur DSH regelt die DSH-Prüfungsordnung. 

e) wenn vorhanden, Nachweise über eine studiengangspezifische Berufsausbildung oder 
praktische Tätigkeit sowie fachspezifische Zusatzqualifikationen, außerschulische 
Leistungen oder außerschulische Auslandsaufenthalte von mehr als drei Monaten 
Dauer mit Angabe der Tätigkeit in einem spanischsprachigen Land, die über die 
Eignung und Motivation für den Studiengang, für den die Zulassung beantragt wird, 
besonderen Aufschluss geben19. 

 
(3) Die Universität kann verlangen, dass die der Zulassungsentscheidung zugrunde 
liegenden Dokumente bei der Einschreibung im Original vorzulegen sind. 
 
(4) Liegt das Zeugnis über die Hochschulzugangsberechtigung für den beantragten 
Studiengang bis zum Ende der Antragsfrist noch nicht vor, kann der Zulassungsantrag auf 
ein vorläufiges Zeugnis gestützt werden. Das vorläufige Zeugnis muss auf bereits vollständig 
abgeschlossenen  Prüfungsleistungen zum Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung 
beruhen, eine vorläufige Bewertung der Prüfungsleistungen enthalten und von einer für die 
Notengebung oder Zeugniserteilung autorisierten Stelle ausgestellt sein. Eine Zulassung auf 
Grundlage eines vorläufigen Zeugnisses ist unter der Bedingung auszusprechen, dass die 
Hochschulzugangsberechtigung bis spätestens zur Einschreibung nachgewiesen wird und 
sich die vorläufige Zulassung durch das endgültige Zeugnis bestätigt. Im Übrigen bleibt das 
endgültige Zeugnis bei der Zulassung unbeachtlich. Wird der Nachweis nicht fristgerecht 
erbracht, erlischt die Zulassung. 
 

§ 4 Auswahlkommission 
 
(1) Von der Philosophischen Fakultät wird zur Vorbereitung der Auswahlentscheidung für 
den Studiengang eine Auswahlkommission bestellt. Die Kommission besteht aus drei 
Mitgliedern, die dem hauptberuflichen wissenschaftlichen Personal am Romanischen 
Seminar angehören. Zwei Mitglieder müssen der Gruppe der Professoren angehören. Die 
Mitglieder werden vom Fakultätsrat für die Amtszeit von vier Jahren bestellt. 
Wiederbestellung ist möglich. 
 
(2) Vorsitzender der Auswahlkommissionen ist der Studiendekan; der Vorsitz kann an einen 
Professor der Auswahlkommission delegiert werden. Der Vorsitzende ist für die 
ordnungsgemäße Durchführung des Auswahlverfahrens zuständig und koordiniert die 
Ergebnisse.  
 

§ 5 Auswahlverfahren 
 
(1) Am Auswahlverfahren nimmt nur teil, wer 
 

a) sich frist- und formgerecht um einen Studienplatz beworben hat und 
b) nicht im Rahmen einer vorweg abzuziehenden Quote am Vergabeverfahren teilnimmt. 

                                                
19 z.B. Berufspraktikum im spanischsprachigen Ausland bzw. in einem Arbeitsbereich einer Organisation/Firma mit der 

Geschäftssprache Spanisch; berufsqualifizierende Ausbildung in einem fremdsprachlich orientierten Arbeitsbereich 
(Eurosekretär(in), Fremdsprachenkorrespondent(in), etc.); Berufe mit vorwiegend spanischsprachigen Geschäftsabläufen, 
Tätigkeiten bei Organisationen im spanischsprachigen Ausland; Au-pair-Tätigkeit im spanischsprachigen Ausland; Tätigkeit in 
Programmen des Jugendaustauschs bzw. der Jugendbildung im spanischsprachigen Ausland. 
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(2) Die Auswahlkommission trifft unter den eingegangenen Bewerbungen eine Auswahl 
aufgrund der in § 6 genannten Auswahlkriterien und erstellen gemäß § 7 eine Rangliste. Die 
Entscheidung über die Auswahl trifft der Rektor aufgrund einer Empfehlung des 
Vorsitzenden der Auswahlkommission. 
 
(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die Unterlagen nach § 3 nicht fristgerecht oder nicht 
vollständig vorgelegt wurden. 
 
(4) Im Übrigen bleiben die allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden Bestimmungen 
in der Zulassungs- und Immatrikulationssatzung der Universität Tübingen unberührt. 
 

§ 6 Auswahlkriterien 
 
Die Feststellung der Eignung erfolgt auf Grund der folgenden Kriterien:  
 

a. der Durchschnittsnote der HZB. Diese Durchschnittsnote wird vierfach gewichtet. Im 
Falle beruflich Qualifizierter ohne schulische Hochschulzugangsberechtigung nach § 
59 LHG ist alternativ die Gesamtnote der Eignungsprüfung oder, falls keine 
Eignungsprüfung gesetzlich gefordert wird, die Gesamtnote der Meisterprüfung bzw. 
der gleichwertigen Fortbildungsprüfung oder Fachschulprüfung im Sinne von § 14 
Schulgesetz maßgeblich. 

b. Studiengangspezifische Berufsausbildung/praktische Tätigkeit oder fachspezifische 
Zusatzqualifikation/außerschulische Leistungen gem. § 3 Abs. 2 e) 

 

§ 7 Auswahl 
 
(1) Die Auswahl erfolgt nach einer Punktzahl, die nach Maßgabe der unter § 6 genannten 
Kriterien bestimmt wird.  
 
1. Bewertung des in der Hochschulzugangsberechtigung ausgewiesenen 
Notendurchschnitts: 
 
Der Notendurchschnitt der HZB geht in die Auswahl ein. Die Errechnung der 
Gesamtpunktezahl ergibt sich aus der Gesamtdurchschnittsnote der HZB. Sie ist in das 
Punktesystem umzurechnen und wird vierfach gewichtet. Im Falle beruflich Qualifizierter 
ohne schulische Hochschulzugangsberechtigung nach § 59 LHG ist alternativ die 
Gesamtnote der Eignungsprüfung oder, falls keine Eignungsprüfung gesetzlich gefordert 
wird, die Gesamtnote der Meisterprüfung bzw. der gleichwertigen Fortbildungsprüfung oder 
Fachschulprüfung im Sinne von § 14 Schulgesetz maßgeblich. 
 
Es können max. 60 Punkte erreicht werden. 
 
Ausländische Noten sind nach den Richtlinien der KMK in deutsche Noten umzurechnen. 
 
2. Bewertung der studiengangsspezifischen Berufsausbildung oder praktischen Tätigkeit 
sowie der fachspezifischen Zusatzqualifikationen. 
 
Jedes Mitglied der Auswahlkommission bewertet diese Kriterien auf einer Skala von 1 bis 10. 
Die maximal erreichbare Punktzahl (10 Punkte) errechnet sich aus dem Durchschnitt der 
vergebenen Punkte. Dabei können insbesondere folgende Berufsausbildungen bzw. 
praktische Tätigkeiten berücksichtigt werden, sofern sie über die Eignung für das 
angestrebte Studium besonderen Aufschluss geben: 
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a) abgeschlossene Berufsausbildung in einem der folgenden Ausbildungsberufe wie z.B. 
Eurosekretär(in), Fremdsprachenkorrespondent(in), etc.; 

b) bisherige, für den Studiengang einschlägige Berufsausübung (auch ohne 
abgeschlossene Ausbildung, Berufspraktika, etc.); 

c) praktische Tätigkeiten im Umfang von mindestens drei Monaten in einem 
spanischsprachigen Land20; 

d) Sprachzertifikate; 
 
(2) Die nach Absatz 1 vergebenen Punkte werden addiert (max. 70 Punkte). Die Bewerber 
mit der höchsten Punktzahl werden auf die zur Verfügung stehenden Plätze verteilt. 
 
(3) Bei Ranggleichheit gilt § 16 HVVO. 
 

§ 8 Quotenregelung 
 
(1) Für die gesetzlich vorgesehenen Vorabquoten gelten die Festsetzungen der 
Hochschulvergabeverordnung in ihrer jeweils aktuellen Fassung. 
 
(2) Verfügbar gebliebene Studienplätze werden 
 

a) zu 90 v.H. nach dem Ergebnis des von der Hochschule durchgeführten 
Auswahlverfahrens und 

b) zu 10 v.H. nach Wartezeit vergeben. 
 
(3) Bei der Berechnung der Quoten wird gerundet. 
 

§ 9 Abschluss des Auswahlverfahrens 
 
(1) Das Auswahlverfahren wird durch einen Bescheid über die Zulassung abgeschlossen. 
Den Bescheid erteilt die Zentrale Verwaltung, Studentenabteilung. 
 
(2) Im Zulassungsbescheid wird eine Frist bestimmt, innerhalb derer die Zugelassenen 
verbindlich zu erklären haben, ob sie den Studienplatz annehmen. Liegt die Erklärung der 
Zentralen Verwaltung der Universität nicht fristgerecht vor, so wird der Zulassungsbescheid 
unwirksam. Auf diese Rechtsfolge ist im Bescheid hinzuweisen 
 
§ 10 In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft.  
 
 
 
Tübingen, den 21.06.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 

                                                
20 z.B. Tätigkeiten bei Organisationen im spanischsprachigen Ausland; Au-Pair-Tätigkeit im spanischsprachigen Ausland; etc. 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Molecular Medicine mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. 
Sc.)  
 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG in der Fassung vom 01.01.2005 
(GBl. 2005, 1), zuletzt geändert durch Artikel 19 der Achten Anpassungsverordnung vom 
25.01.2012 (GBl. S. 65), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 
08.03.2012 den nachstehenden Allgemeinen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der 
Universität Tübingen für den Studiengang Molecular Medicine mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 18. Juni 2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Allgemeiner Teil 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Struktur des Master-Studienganges 
§ 2 Graduierung 
§ 3 Fächer 
§ 4 Prüfungsausschuss 
§ 5 Prüfer und Beisitzer 
§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
§ 7 Zweck der Prüfung 
§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten 
§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 

IV. Master-Arbeit 
§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit und etwaigen anderen, am Ende 

des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen 
§ 16 Zulassungsverfahren 
§ 17 Master-Arbeit 
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
 

VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen 
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
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§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums zu 
erbringender mündlicher Prüfungen 

 

VII. Master-Gesamtnote 
§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung 
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise 
§ 23 Urkunde 
§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung 
 
IX. Schlussbestimmungen 
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 26 Schutzbestimmungen 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 29 Inkrafttreten 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 Struktur des Master-Studienganges21 
 
(1) Im Studiengang Molecular Medicine mit akademischer Abschlussprüfung Master of 
Science (M. Sc.) (im Folgenden: Master-Studiengang) wird das European Credit Transfer 
and Accumulation System (ECTS) angewendet, d.h. allen Komponenten des Studiums sind 
ECTS-Punkte (Leistungspunkte, Credits, LP, CP, ECTS) zugewiesen, deren jeweilige Anzahl 
sich nach dem voraussichtlich erforderlichen Arbeitsaufwand (workload) der Studierenden 
richtet.  
 
(2) 1Der Master-Studiengang ist modular aufgebaut. 2Im Besonderen Teil der 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch werden Art, Umfang und Inhalt der zu belegenden 
Module und die diesen zugeordneten Leistungspunkte festgelegt.  
 
(3) Der Master-Studiengang ist mit einem studienbegleitenden Prüfungssystem verbunden.  
 
(4) 1Der Studienumfang entspricht 60 ECTS-Punkten, von denen 27 ECTS-Punkte auf die 
Masterarbeit und 33 ECTS-Punkte auf die weiteren fachspezifischen Leistungen entfallen. 
2Neben der Master-Arbeit kann auch eine mündliche Abschlussprüfung am Ende des 
Master-Studiums, eine mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder ein 
zur Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium vorgesehen werden.  
 
(5) 1Die Regelstudienzeit des Studienganges bis zum Erwerb des akademischen Grades 
beträgt einschließlich aller zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen sowie etwa 
geforderten weiteren Leistungen wie bspw. Exkursionen und Praktika zwei Semester. 2Alle 
Studien- und Prüfungsleistungen und Prüfungen dieser Ordnung können vor dem dazu nach 
der Studien- und Prüfungsordnung vorgesehenen Zeitpunkt erbracht werden, sofern die für 
die Zulassung zu ihnen erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind und entsprechende 
Kapazitäten bestehen. 3Bei gestuften Studiengängen, die zu einem Bachelorabschluss und 
einem darauf aufbauenden, fachlich fortführenden und vertiefenden oder fächerübergreifend 

                                                
21Aus Gründen der Lesbarkeit sind nicht stets die männliche und die weibliche Sprachform nebeneinander aufgeführt. Alle 
personenbezogenen Aussagen und alle sogenannten merkmallosen Formen wie Vorsitzender, Dekan, Professor, etc. beziehen 
sich auf beide Geschlechter. 
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erweiternden Masterabschluss führen, beträgt die Gesamtregelstudienzeit höchstens fünf 
Jahre. 
 
(6) Im Besonderen Teil kann vorgesehen werden, dass die Studierenden eine dem 
Studienziel dienende praktische Tätigkeit ableisten müssen. 
 

§ 2 Graduierung 
 
Aufgrund der bestandenen Master of Science-Prüfung wird der akademische Grad "Master 
of Science" (abgekürzt "M.Sc.") verliehen. 
 

§ 3 Fächer 
 
1Im Master-Studiengang wird ein Master-Fach studiert. 2Die wählbaren Module ergeben sich 
aus dem Besonderen Teil dieser Ordnung und werden im Modulhandbuch, das zu Beginn 
eines jeden Semesters herausgegeben wird, genauer spezifiziert. 
 
§ 4 Prüfungsausschuss 
 
(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und alle anderen durch diese Ordnung nicht 
ausdrücklich anderweitig zugewiesenen Aufgaben bildet die Medizinische Fakultät einen 
Prüfungsausschuss. 2Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses, das ihn im 
Verhinderungsfall vertretende Mitglied, die weiteren Mitglieder sowie deren Stellvertreter 
werden jeweils von der Fakultät bestellt. 3Der Prüfungsausschuss setzt sich aus 
Fakultätsmitgliedern wie folgt zusammen: 
 
1. 3 hauptberufliche Hochschullehrer,  
2. 2 akademische Mitarbeiter,  
3. 1 Studierende(r) (mit beratender Stimme).  
 
4Den Vorsitz im Prüfungsausschuss kann, auch stellvertretend, nur ein Professor führen. 
5Der Vorsitzende führt im Regelfall die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses. 
6Darüber hinaus kann der Ausschuss dem Vorsitzenden, soweit dies nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen ist, bestimmte Aufgaben widerruflich übertragen; dies gilt nicht für die 
Entscheidung über Widersprüche. 7Zur Erledigung der laufenden Geschäfte kann dem 
Prüfungsausschuss ein Prüfungsamt zur Seite gestellt werden. 8Beschlüsse des 
Prüfungsausschusses werden mit Stimmenmehrheit der Mitglieder gefasst, bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 9Wiederbestellung ist – 
auch mehrfach – zulässig; scheidet ein Mitglied aus, so wird das neue Mitglied bis zum Ende 
der laufenden Amtsperiode bestellt; nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder bis zur 
Bestellung der Neumitglieder im Amt. 
 
(2) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die der studentischen Mitglieder ein Jahr. 
 
(3) 1Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Ordnung 
eingehalten werden. 2Er berichtet der Fakultät regelmäßig über die Entwicklung der 
Prüfungen und der Studienzeiten einschließlich der Bearbeitungszeiten für die Master-
Arbeiten sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. 3Der Prüfungsausschuss hat 
sicherzustellen, dass Leistungsnachweise und Prüfungsleistungen in den in dieser Ordnung 
festgelegten Zeiträumen erbracht bzw. abgelegt werden können. 4Zu diesem Zweck sollen 
die Studierenden rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der zu erbringenden 
Leistungsnachweise und der zu absolvierenden Prüfungsleistungen als auch über die 
Termine, zu denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den Aus- und Abgabezeitpunkt 
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der Master-Arbeit informiert werden. 5Der Prüfungsausschuss hat außerdem sicherzustellen, 
dass die gesetzlichen Schutzbestimmungen sowie die Bestimmungen des § 34 Abs. 1 Satz 2 
LHG eingehalten werden. 
 
(4) 1Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei der Abnahme der 
Prüfungen beobachtend zugegen zu sein. 2Der Rektor oder ein von ihm benannter Vertreter 
ist ebenfalls berechtigt, bei der Abnahme von Prüfungen zugegen zu sein.  
 
(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. 2Mitglieder des 
Prüfungsausschusses, die sie vertretenden Personen und etwa hinzugezogene Dritte 
unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, hat 
sie der Vorsitzende zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 
(6) 1Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses oder seines Vorsitzenden sind 
dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage 
mitzuteilen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 2Widersprüche gegen diese 
Entscheidungen sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich 
an den Prüfungsausschuss zu richten. 3Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht 
ab, so ist dieser dem für die Lehre zuständigen Mitglied des Rektorats zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 

§ 5 Prüfer und Beisitzer 
 
(1) 1Der Prüfungsausschuss bestellt Prüfer und soweit nach den Regelungen dieser Ordnung 
notwendig Beisitzer für die einzelnen Prüfungen. 2Er kann die Bestellung dem Vorsitzenden 
übertragen. 3Vorschläge des Kandidaten für potentielle Prüfer können berücksichtigt werden, 
ein Anspruch darauf besteht jedoch nicht. 4Der Beisitzer führt das Protokoll. 5Zum Beisitzer 
kann nur bestellt werden, wer den Abschluss des entsprechenden Studiengangs oder einen 
gleichwertigen Abschluss besitzt. 
 
(2) 1Befugt zur Abnahme von Prüfungen sind nur Hochschullehrer, Privatdozenten und ferner 
akademische Mitarbeiter, denen auf Vorschlag des Fakultätsvorstands vom Vorstand die 
Prüfungsbefugnis übertragen wurde. 2Sonstige Angehörige des wissenschaftlichen 
Personals wie insbesondere Lehrbeauftragte können insoweit nur dann ausnahmsweise zu 
Prüfern bestellt werden, wenn Prüfer nach Satz 1 nicht in genügendem Ausmaß zur 
Verfügung stehen und wenn sie über eine dem Studienabschluss, zu dem die 
Prüfungsleistung gehört, mindestens gleichwertige Qualifikation im Prüfungsfach verfügen.  
 
(3) 1Bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen ist, sofern keine abweichende gesonderte 
Bestellung erfolgt, dasjenige Mitglied des Lehrkörpers im Sinne des Abs. 2 Prüfer, welches 
die Lehrveranstaltung durchgeführt hat; sie finden, sofern in der Studien- und 
Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes geregelt ist, vor einem 
Prüfer statt. 2Im Verhinderungsfall bestellt der Prüfungsausschuss ein anderes 
prüfungsberechtigtes Mitglied des Fachs, das am Lehrprogramm des Master-Studiengangs 
beteiligt ist. 3Wird bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen die Wiederholungsprüfung im 
Rahmen der für die jeweilige Prüfung vorgesehenen regulären Prüfungstermine 
durchgeführt, so ist dasjenige Mitglied des Lehrkörpers Prüfer, welches als Prüfer für die 
Prüfung an diesem regulären Prüfungstermin vorgesehen ist; wird die Wiederholungsprüfung 
nicht im Rahmen dieser Termine durchgeführt, so wird ein Prüfer bestellt.  
 
(4) Für Prüfer sowie Beisitzer gelten § 4 Abs. 5 Sätze 2 und 3 entsprechend. 
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§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in dem gleichen oder 
vergleichbaren Studiengang an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in 
Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet. 2Die an einer anderen 
deutschen Hochschule derselben Hochschulart in dem gleichen oder verwandten 
Studiengang abgelegte Vor- oder Zwischenprüfung wird anerkannt. 
 
(2) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in anderen Studiengängen werden 
angerechnet, soweit sie gleichwertig sind. 2Gleichwertigkeit ist gegeben, wenn Studienzeiten, 
Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen 
denen des betreffenden Faches nach dieser Ordnung im Wesentlichen entsprechen. 3Dabei 
ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung 
vorzunehmen. 4Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die 
außerhalb Deutschlands erbracht wurden, sind die von Kultusministerkonferenz und 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im 
Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten. 
 
(3) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien 
gelten die Absätze 1 u. 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem entsprechend auch für 
Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen an anderen Bildungseinrichtungen, 
insbesondere an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fach- 
und Ingenieursschulen und Offiziersschulen der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik. 
 
(4) 1Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten werden 
angerechnet, wenn  
 
1. zum Zeitpunkt der Anrechnung die für den Hochschulzugang geltenden 

Voraussetzungen erfüllt sind,  
2. die auf das Hochschulstudium anzurechnenden Kenntnisse und Fähigkeiten den 

Studien- und Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau 
gleichwertig sind und  

3. die Kriterien für die Anrechnung im Rahmen einer Akkreditierung überprüft worden 
sind.  

 
2Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten dürfen höchstens 
50 Prozent des Hochschulstudiums ersetzen.  
 
(5) 1Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten, soweit die 
Notensysteme vergleichbar sind, zu übernehmen und nach dem in § 14 angegebenen 
Bewertungsschlüssel in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 2Bei 
unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen, in diesem 
Fall erfolgt keine Einbeziehung in die Berechnung der Modulnoten und der Gesamtnote und 
die für deren Berechnung vorgesehenen Regelungen werden unter Berücksichtigung dieser 
Tatsache entsprechend angewendet. 3Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Transcript of 
Records ist zulässig. 
 
(6) 1Bei Vorliegen der Voraussetzungen von Absatz 1-4 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung. 2Die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in 
Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. 3Der Kandidat hat die für die 
Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
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II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
 
§ 7 Zweck der Prüfung 
 
1Die Master-Prüfung in Molecular Medicine bildet einen weiteren, über einen ersten 
Abschluss hinausgehenden berufsqualifizierenden Hochschulabschluss auf dem Gebiet der 
Molekularen Medizin. 2Mit der Master-Prüfung weisen die Studierenden nach, dass sie über 
einen solchen ersten Abschluss hinaus über ein vertieftes Grundwissen und eine 
systematische Orientierung sowie über vertiefte Kenntnisse im Gebiet Molekulare Medizin in 
selbstgewählten Spezialgebieten verfügen und die Fähigkeit erworben haben, 
wissenschaftliche Fragestellungen aus ihrem Masterfach mit den einschlägigen Methoden 
selbständig zu bearbeiten. 
 

§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
 
(1) 1Die Master-Prüfung besteht neben den geforderten Studienleistungen und etwaig 
geforderten Ergänzungsleistungen aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen und der 
Masterarbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende des 
Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder dem 
etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium, sie ist bestanden, 
wenn diese erfolgreich erbracht wurden. 2Im Besonderen Teil bzw. dem Modulhandbuch ist 
geregelt, in welchen Modulen endnotenrelevante studienbegleitende Prüfungsleistungen zu 
erbringen sind. 
 
(2) Art und Umfang der Prüfungsleistungen sowie die Prüfungsanforderungen und etwaige 
weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen sind im Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch geregelt.  
 
(3) Das Modulhandbuch enthält folgende Angaben zu den einzelnen Modulen: 
 
1. Name des Moduls, 
2. Inhalte und Qualifikationsziele, 
3. Lehrform(en) gemäß § 4 Satz 1 des Besonderen Teils, 
4. Teilnahmevoraussetzungen und -beschränkungen, 
5. Verwendbarkeit des Moduls und empfohlenes Semester, 
6. die gemäß dieser Ordnung festgelegten Leistungspunkte, die Voraussetzungen für 

deren Vergabe, insbesondere die Prüfungsanforderungen für die jeweilige Prüfung, 
sowie ob eine Vergabe von Noten erfolgt, 

7. Häufigkeit des Angebots, 
8. Arbeitsaufwand und Dauer der Lehrveranstaltung(en). 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 

§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten 
 
(1) 1Die für die einzelnen Lehrveranstaltungen, Module oder sonstigen Leistungen 
vorgesehenen ECTS-Punkte werden vergeben, wenn jeweils alle erforderlichen Prüfungs-
leistungen und/oder Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen erfolg-
reich erbracht wurden. 2Bei benoteten Leistungen erfolgt die Vergabe von ECTS-Punkten 
unabhängig von der erteilten Bewertung, sofern diese mindestens „ausreichend“ lautet.  
 
(2) 1Im Besonderen Teil bzw. im Modulhandbuch ist geregelt, welches die erforderlichen 
Prüfungsleistungen und Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen sind 
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und in welchen Modulen bzw. Lehrveranstaltungen Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
2Ist in einer Lehrveranstaltung oder einem Modul eine Prüfungsleistung zu erbringen, so 
kann für den Erwerb der dieser Lehrveranstaltung bzw. diesem Modul zugeordneten ECTS-
Punkte darüber hinaus das Erbringen von Studienleistungen sowie etwaigen weiteren 
Ergänzungsleistungen erforderlich sein. 3In denjenigen Lehrveranstaltungen bzw. Modulen, 
in denen keine Prüfungsleistung zu erbringen ist, erfolgt der Erwerb der vorgesehenen 
ECTS-Punkte durch das Erbringen von Studienleistungen und etwaigen Ergänzungs-
leistungen.  
 
(3) Art, Form, Zahl und Umfang der erforderlichen Studien- und /oder Prüfungsleistungen 
sowie etwaigen Ergänzungsleistungen sind grundsätzlich so festzulegen, dass der für ihre 
Erbringung erforderliche Zeitaufwand den der jeweiligen Veranstaltung bzw. dem jeweiligen 
Modul zugeordneten ECTS-Punkten entspricht. 
 
§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienleistungen sind individuelle schriftliche, mündliche oder praktische Leistungen, 
die von den Studierenden in der Regel im Zusammenhang mit Lehrveranstaltungen erbracht 
werden. 2Die erbrachten Studienleistungen sind vom Leiter der jeweiligen Lehrveranstaltung 
zu bewerten. 3Sie können auch in unbenoteter Form vorgesehen werden. 
 
(2) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Sinne dieser Prüfungsordnung sind (jeweils 
einschließlich der dazugehörigen Wiederholungsprüfungen) die Modulabschlussprüfungen; 
sie können sich auch aus mehreren Komponenten zusammensetzen. 2Im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch ist festgelegt, in welcher Art die 
Modulabschlussprüfungen zu erbringen sind: Mündlich und /oder schriftlich und /oder 
praktisch.  3Der Besondere Teil dieser Ordnung kann auch andere kontrollierte, nach 
gleichen Maßstäben bewertbare Prüfungsleistungen vorsehen. 4Die Master-Arbeit sowie 
etwa zu dieser gehörige mündliche Masterprüfungen, zu dieser gehörige Kolloquien und 
mündliche Prüfungen über den Inhalt der Master-Arbeit sind nicht studienbegleitend.  
 
(3) Der Zeitpunkt, die Art und der Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen bzw. 
Studienleistungen und etwaigen Ergänzungsleistungen sind vom Leiter der 
Lehrveranstaltung – in der Regel zu Beginn der Lehrveranstaltung – allen Studierenden, die 
an derselben teilnehmen, bekannt zu geben. 
 
(4) 1Macht ein Kandidat durch Vorlage eines ärztlichen Attestes glaubhaft, dass er wegen 
länger andauernder oder ständiger gesundheitlicher Beschwerden, Beeinträchtigungen oder 
Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form abzulegen, so gestattet ihm der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
auf Antrag, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 2Entsprechendes gilt 
für Studien- und sonstige Leistungen. 3Dasselbe gilt bei Krankheit eines von ihm 
überwiegend allein zu versorgenden Kindes. 
 
(5) 1Beurlaubte Studierende sind nicht berechtigt, Lehrveranstaltungen zu besuchen und an 
Prüfungsleistungen teilzunehmen, die studienbegleitend als Teil einer Lehrveranstaltung 
abzulegen sind. 2Beurlaubte Studierende nach § 61 Abs. 3 LHG sind berechtigt, an 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen und Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen. 3Das 
Nähere regelt die vorrangige Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität 
Tübingen in der jeweils gültigen Fassung.  
 
(6) 1Art, Inhalt und Umfang der Studienleistungen und studienbegleitenden und sonstigen 
Prüfungsleistungen, Prüfungsanforderungen sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen 
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und etwaige weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen können auch im 
Modulhandbuch festgelegt werden. 2Regelungen in der Studien- und Prüfungsordnung 
gehen den Regelungen im Modulhandbuch jedoch vor.  
 
(7) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass die jeweiligen 
Prüfungstermine rechtzeitig bekannt gegeben werden.   
 

§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
 
(1) Für jede studienbegleitende Prüfungsleistung müssen sich die Studierenden bis zu einem 
vom Prüfungsausschuss festgelegten Termin entsprechend den vom Prüfungsausschuss 
festgelegten Regelungen anmelden.  
 
(2) 1Zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung kann nur zugelassen werden, wer  
1. die für die Zulassung zu diesem Studiengang geforderten Voraussetzungen erfüllt und 
an der Universität Tübingen im betreffenden Fach des Master-Studienganges 
eingeschrieben ist,  
2. seinen Prüfungsanspruch im betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in 
einem vergleichbaren Studiengang an einer Hochschule nicht verloren hat,  
3. die Master- bzw. Abschluss-Prüfung im betreffenden Fach oder in einem 
vergleichbaren Studiengang an einer Hochschule nicht endgültig nicht bestanden hat,  
4. die gemäß dem Besonderen Teil etwa weiteren notwendigen Voraussetzungen erfüllt.  
2Vergleichbare Studiengänge sind Master-Studiengänge Molekulare Medizin, Molekulare 
Biomedizin, Biomedical Science und Humanbiologie; über weitere Studiengänge, die als 
vergleichbar gelten, entscheidet der Prüfungsausschuss.3In einem vergleichbaren 
Studiengang gilt dies nur für den Verlust des Prüfungsanspruches in Prüfungen bzw. 
Modulen, die auch im Studiengang Molecular Medicine verlangt werden.  
 
(3) 1Über die Zulassung zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Wird die Zulassung abgelehnt, erhält der Studierende innerhalb von 
vier Wochen hierüber einen schriftlichen Bescheid, der zu begründen und mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist. 3Die Zulassung ist zu versagen, wenn  
1. die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind,  
2. die Unterlagen unvollständig sind und trotz Aufforderung nicht fristgemäß vervollständigt 
worden sind.  
4Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der Studierende im 
betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in einem nach Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 5Andere Ablehnungsgründe 
sind nicht zulässig.  
 

§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen mündlicher Prüfungsleistungen sind mündliche Prüfungen, Referate, 
Kolloquien. 
 
(2) 1Durch die mündlichen Prüfungsleistungen weist der Kandidat nach, dass er die 
Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese 
Zusammenhänge einzuordnen vermag. 2Durch die mündlichen Prüfungen soll ferner 
festgestellt werden, ob der Kandidat über ein breites Grundlagenwissen verfügt. 3Darüber 
hinaus kann dem Kandidaten Gelegenheit gegeben werden, als Gegenstand mündlicher 
Prüfungen eingegrenzte Themen (Spezialgebiete) zu benennen.4Die Dauer einer mündlichen 
Prüfung beträgt je Prüfling in der Regel zwischen 15 und 30 Minuten. 5Die mündliche 
Prüfung findet in Gegenwart eines Beisitzers statt, sofern ihre Note in die M.Sc. Note 
einfließt. 
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(3) 1Die wesentlichen Gegenstände und die wesentlichen Ergebnisse der mündlichen 
Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten, das vom Prüfer und, soweit ein solcher 
hinzuzuziehen ist, vom Beisitzer zu unterzeichnen ist. 2Das Ergebnis der mündlichen Prüfung 
ist dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.  
 
(4) 1Die Prüfungen sind nicht öffentlich. 2Studierende, die zu einem späteren Prüfungstermin 
die gleiche Prüfungsleistung erbringen wollen, können nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandidat widerspricht. 3Die 
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung der Prüfungsergebnisse und die 
Bekanntgabe derselben an die Kandidaten. 
 

§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen schriftlicher Prüfungsleistungen sind insbesondere Klausuren, 
Hausarbeiten, Protokolle und Laborjournale. 
 
(2) 1In Klausurarbeiten und in sonstigen schriftlichen Arbeiten weist der Kandidat nach, dass 
er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den Methoden seines Faches ein 
Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 2Dem Prüfling können mehrere 
Aufgaben gestellt werden, von denen er eine zur Bearbeitung auswählt. 3Die Dauer einer 
Klausurarbeit soll in der Regel mindestens 60 und höchstens 240 Minuten betragen.  
 
(3) 1Über den Verlauf von Klausuren ist ein Protokoll anzufertigen, in dem besondere 
Vorkommnisse, insbesondere Versuche eines Kandidaten, das Ergebnis durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zulässiger Hilfsmittel zu beeinflussen, festzuhalten sind. 2Das Protokoll 
ist von den Aufsichtspersonen zu unterschreiben.  
 
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern 
festgesetzt. 2Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut    = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut  = eine Leistung, die erheblich über den 

durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend   = eine Leistung, die durchschnittlichen 

Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch 

den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend  = eine Leistung, die wegen erheblicher 

Mängel den Anforderungen nicht mehr 
genügt. 

 
3Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können die Noten um den Wert von 
0,3 angehoben oder gesenkt werden. 4Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 werden nicht 
vergeben. 
 
(3) Die Noten in den Modulen lauten: 
(4)  
bei einem Durchschnitt bis 1,50 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt von 1,51 bis 2,50 = gut, 
bei einem Durchschnitt von 2,51 bis 3,50 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt von 3,51 bis 4,00 = ausreichend, 
bei einem Durchschnitt ab 4,01 = nicht ausreichend. 
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(3) 1Sofern sich eine Modulabschlussprüfung aus mehreren benoteten Komponenten 
zusammensetzt, errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der nach 
Leistungspunkten gewichteten Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 2Dabei werden 
zwei Dezimalstellen hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen. 
 
(4) 1Sofern Prüfungsleistungen von mehreren Prüfern bewertet werden, ergibt sich die Note 
aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 2Dabei gilt Absatz 2 und Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 
(5) Die Bildung der Master-Gesamtnote ist in § 21 geregelt. 
 
(6) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Bewertung dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die 
Prüfungsleistung stammt.  
 

IV. Master-Arbeit 
 

§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit und etwaigen anderen, am 
Ende des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen 
 
Zur Master-Arbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende 
des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder dem 
etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium kann nur zugelassen 
werden, wer. 
 
1. die Zulassungsvoraussetzungen entsprechend § 11 Abs. 2 erfüllt, 
2. die im Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung etwa geforderten weiteren fachlichen 

Zulassungsvoraussetzungen erfüllt. 
 

§ 16 Zulassungsverfahren 
 
(1) 1Der Antrag auf Zulassung zur Master-Arbeit sowie der etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit und / oder dem etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-
Kolloquium (Meldung) ist schriftlich beim Prüfungsausschuss zu stellen. 2In ihm ist der 
Studiengang anzugeben und gegebenenfalls der vom Kandidaten vorgeschlagene Prüfer zu 
benennen. 3Dem Antrag sind beizufügen: 
 
1. das Studienbuch oder die an seine Stelle getretenen Unterlagen, 
2. die Nachweise über das Vorliegen der in § 15 Ziff. 1-2 genannten Voraussetzungen, 
3. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat endgültig den Prüfungsanspruch im Master-

Studiengang oder in einem nach § 11 Abs. 2 vergleichbaren Studiengang an einer 
Hochschule verloren hat oder eine nach der Studien- und Prüfungsordnung 
erforderliche studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master- bzw. Abschluss-
Prüfung im betreffenden Fach oder in einem nach § 11 Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang an einer Hochschule endgültig nicht bestanden hat und ob er sich in 
einem laufenden Prüfungsverfahren in demselben oder einem nach § 11 Abs. 2 
vergleichbaren Studiengang befindet.4Fehlversuche an anderen bundesdeutschen 
Universitäten oder gleichgestellten Hochschulen in der Bundesrepublik werden 
angerechnet. 
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(2) Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 1 erforderliche Unterlage in der 
vorgeschriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall gestatten, 
den Nachweis auf andere Art zu führen. 
 
(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(4) 1Der Kandidat gilt als zugelassen, wenn der Antrag nicht innerhalb von zwei Wochen 
abgelehnt wird. 2Der Antrag muss abgelehnt werden, wenn die Zulassungsvoraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 3Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der 
Studierende im betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in einem nach § 11 Abs. 
2 vergleichbaren Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 4Andere 
Ablehnungsgründe sind nicht zulässig. 5Eine Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 
 
§ 17 Master-Arbeit 
 
(1) 1Die Masterarbeit ist eine Prüfungsarbeit. 2Sie soll zeigen, dass der Verfasser in der Lage 
ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem selbständig nach wissenschaftlichen 
Methoden zu bearbeiten und die so gewonnenen Ergebnisse sachgerecht schriftlich 
darzustellen. 3Das Thema ist dem Bereich der Molekularen Medizin zu entnehmen; es soll in 
der Regel von einem Prüfer nach § 5 im Rahmen des Moduls Master Thesis Module im 
zweiten Fachsemester gestellt werden. 4Findet der Prüfling keine Themenstellung für die 
Masterarbeit, so sorgt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf schriftlichen Antrag 
dafür, dass der Prüfling rechtzeitig ein Thema für seine Masterarbeit erhält. 5Das Thema wird 
über den Prüfungsausschuss ausgegeben, der Zeitpunkt der Ausgabe und das Thema sind 
aktenkundig zu machen. 6Dem Prüfling ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge für das Thema 
der Masterarbeit zu machen; ein Anspruch auf deren Berücksichtigung besteht jedoch nicht.   
 
(2) 1Die Bearbeitungsfrist der Master-Arbeit beträgt sechs Monate, das Thema ist so 
festzulegen und die Aufgabenstellung ist vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Master-
Arbeit innerhalb dieser Frist angefertigt werden kann. 2Die Abgabefrist kann in begründeten 
Fällen auf Antrag vom Prüfungsausschuss verlängert werden.  
 
(3) 1Die Arbeit soll, soweit im Besonderen Teil dieser Ordnung nichts Abweichendes geregelt 
ist, nach Wahl des Studierenden in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein; über 
Anträge auf Abfassung in einer anderen Sprache entscheidet der Prüfungsausschuss. 2Die 
fertige Masterarbeit ist innerhalb der Bearbeitungsfrist in einem gebundenen Exemplar beim 
Prüfungsausschuss und zusätzlich dort in einem vom Prüfungsausschuss festgelegten 
Dateiformat einzureichen. 3Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. 4Die 
Masterarbeit kann neben einem ausgedruckten Text auch multimediale Teile auf 
elektronischen Datenträgern enthalten, sofern die Themenstellung dies erfordert. 5Das 
Bewertungsverfahren soll spätestens 4 Wochen nach Abgabe der Arbeit abgeschlossen 
sein; die Überwachung dieser Frist ist Aufgabe des Prüfungsausschusses. 6Bei Krankheit 
oder sonstiger Verhinderung des bzw. der Prüfer, die Frist einzuhalten, kann der 
Prüfungsausschuss insoweit andere Prüfer bestellen.  
 
(4) Der Kandidat hat der Master-Arbeit eine persönlich unterzeichnete Erklärung beizufügen, 
in der er versichert, dass er die Arbeit selbständig verfasst, keine anderen als die 
angegebenen Hilfsmittel und Quellen benutzt hat, alle wörtlich oder sinngemäß aus anderen 
Werken übernommenen Aussagen als solche gekennzeichnet hat und dass die Arbeit  
weder vollständig noch in wesentlichen Teilen Gegenstand eines anderen 
Prüfungsverfahrens gewesen ist und dass er die Arbeit weder vollständig noch in 
wesentlichen Teilen bereits veröffentlicht hat sowie dass das in Dateiform eingereichte 
Exemplar mit eingereichten gebundenen Exemplaren übereinstimmt. 
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(5) 1Die Masterarbeit wird von zwei Prüfern bewertet, von denen einer der Betreuer der 
Arbeit sein kann. 2§ 14 Abs. 1, Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 gelten entsprechend. 3Weichen die 
Einzelbewertungen um mehr als eine ganze Notenstufe voneinander ab oder lautet eine von 
ihnen „nicht ausreichend“, holt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bewertung 
eines weiteren Prüfers ein. 4In Ausnahmefällen kann der Prüfungsausschuss auf 
gesonderten Antrag des Kandidaten gestatten, dass die Masterarbeit von einem 
Hochschullehrer oder Privatdozenten in einer anderen Einrichtung innerhalb oder außerhalb 
der Universität Tübingen oder von einem Hochschullehrer oder Privatdozenten eines 
anderen Fachbereichs oder einer anderen Fakultät betreut wird.  
 
(6) 1Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur 
Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten, soweit hier, im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes geregelt ist, die 
Regelungen über mündliche Prüfungsleistungen entsprechend. 2Sie werden von zwei 
Prüfern bewertet und finden in zusätzlicher Gegenwart eines Beisitzers statt, für die 
Benotung gilt § 14.  
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
 
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde; eine Modulabschlussprüfung, die sich aus mehreren benoteten 
Komponenten zusammensetzt, ist bestanden, wenn die Modulnote mindestens 
„ausreichend“ (4,0) ist. 2Die Master-Arbeit sowie eine etwaig geforderte mündliche 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündliche Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium 
sind bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden; sie 
müssen jeweils für sich bestanden sein. 
 
(2) 1Hat der Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master-Arbeit nicht 
bestanden, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ihm hierüber Bescheid mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung, die auch darüber Auskunft gibt, ob und in welchem Umfang 
die Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 2Außer beim Nichtbestehen der Master-Arbeit 
kann die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses auch auf andere Art und Weise erfolgen. 
3Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-
Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten die Regelungen zur Master-Arbeit in den 
Sätzen 1 und 2 entsprechend. 
 
(3) 1Hat ein Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung endgültig nicht bestanden, 
wird ihm auf seinen Antrag gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise und der 
Exmatrikulationsbescheinigung vom Prüfungsausschuss eine Bescheinigung ausgestellt, die 
die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen und deren Noten sowie die zur 
jeweiligen Prüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die 
Prüfung nicht bestanden ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist. 
 
(4) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für 
Bestehen und Nichtbestehen dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des 
Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
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VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen 
 
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen, die nicht bestanden wurden oder als nicht 
bestanden gelten, können zweimal wiederholt werden. 2Prüfungsanmeldungen gemäß § 11 
Abs. 1 gelten zugleich als bedingte Anmeldung auch zu den entsprechenden Wieder-
holungsprüfungen. 3Bei einer Wiederholungsprüfung werden nur die Prüfungsleistungen 
wiederholt, die beim ersten Prüfungsversuch schlechter als mit einschließlich „ausreichend“ 
(4,0) benotet wurden; die Noten der übrigen Prüfungsleistungen des ersten Prüfungs-
versuchs werden bei der Notenberechnung berücksichtigt. 
 
(2) 1Die Wiederholungsprüfung ist in dem auf die nicht bestandene Prüfung folgenden 
Semester, spätestens jedoch in dem darauf folgenden Semester abzulegen und findet in der 
Regel zeitlich und vom Inhalt her im Rahmen der für diese Prüfung vorgesehenen regulären 
Prüfungstermine statt. 2Bei Versäumnis der Frist für die Wiederholungsprüfung ist diese mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten, es sei denn, der Studierende hat das Versäumnis 
nicht zu vertreten.  
 
(3) Wurde die nicht bestandene Prüfung bzw. Prüfungsleistung spätestens sechs Wochen 
vor Beginn der Vorlesungszeit des folgenden Semesters erbracht und ist das Bestehen der 
Wiederholungsprüfung Bedingung für die Zulassung zu einer Prüfungsleistung des folgenden 
Semesters oder für den Besuch einer Lehrveranstaltung des folgenden Semesters, so soll 
dem Studierenden auf Antrag gegenüber dem Prüfungsausschuss Gelegenheit gegeben 
werden, die Wiederholungsprüfung so rechtzeitig abzulegen, dass er zu dieser Prüfungs-
leistung zugelassen werden kann bzw. die Lehrveranstaltung besuchen kann. 
 
(4) Zwischen der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses der Erstprüfung und der 
Wiederholungsprüfung müssen in der Regel mindestens vier Wochen liegen.  
 
(5) 1Bei einer Wiederholungsprüfung, die nicht im Rahmen der Prüfungstermine der auf die 
nicht bestandene Prüfung folgenden Semester abgelegt wird, kann die Art der zu erbring-
enden Prüfungsleistung von der in den fachspezifischen Bestimmungen und insbesondere 
im Modulhandbuch festgelegten Prüfungsart abweichen, sofern die fachspezifischen Gegeb-
enheiten dies erfordern. 2Art und Umfang der in der Wiederholungsprüfung zu erbringenden 
Prüfungsleistung/en sind dem Studierenden in diesem Fall spätestens zusammen mit dem 
Wiederholungstermin mitzuteilen.  
 
(6) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.  
 
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums 
zu erbringender mündlicher Prüfungen 
 
(1) 1Eine Master-Arbeit, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, kann einmal 
wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist ausgeschlossen. 2Der Antrag auf 
Wiederholung muss spätestens zwei Monate nach Bestandskraft des Prüfungsbescheides 
eingereicht werden; bei Versäumnis dieser Frist erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, 
der Studierende hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 3Das Thema kann nur einmal und 
nur innerhalb der ersten 6 Wochen der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden; in diesem 
Fall beginnt die Frist für die Bearbeitung des Themas erneut von vorne zu laufen. 4Eine 
Rückgabe des Themas ist bei einer Wiederholung jedoch nur dann zulässig, wenn der 
Studierende bei der Anfertigung seiner ersten Arbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch 
gemacht hat.  
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(2) Die Wiederholung einer bestandenen Master-Arbeit ist nicht zulässig.  
 
(3) Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-
Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten jeweils die Vorschriften des Abs. 1 Satz 1, 2  
 
VII. Master-Gesamtnote 
 
§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
(1) Ist die Master-Prüfung bestanden, so wird eine Master-Gesamtnote gebildet, wobei als 
Berechnungsgrundlage jeweils die entsprechenden Dezimalnoten anzusetzen sind. 
 
(2) 1Die Berechnung der Master-Gesamtnote ergibt sich aus dem Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung. 2Für die Master-Note gelten § 14 Abs. 2 und § 14 Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 
VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung 
 
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise 
 
(1) 1Hat der Kandidat die Master-Prüfung bestanden, so erhält er ein Zeugnis. 2In das 
Zeugnis wird die Master-Gesamtnote und das Thema der Master-Arbeit eingetragen. 3Das 
Zeugnis wird vom Dekan der Medizinischen Fakultät und vom Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses unterzeichnet. 4Es trägt das Datum des Tages, an dem die letzte zur 
Master-Prüfung gehörende Prüfungsleistung erbracht worden ist. 5Es wird in deutscher 
Sprache ausgestellt, auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache ausgehändigt.  
 
(2) 1Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma 
Supplement Modell“ von Europäischer Union/Europarat/UNESCO, welches das Profil des 
Studiengangs darstellt, sowie eine Leistungsübersicht (Transcript of Records), jeweils in 
deutscher Sprache, aus; auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
 
2Die Leistungsübersicht enthält folgende Angaben: 
 

- die im Laufe des Master-Studiums belegten Module sowie ihre Komponenten und 
ECTS-Punkte, 

- die Modulnoten, 
- die Note der Master-Arbeit und einer etwaig vorgesehenen mündlichen 

Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt 
der Master-Arbeit bzw. eines etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen 
Abschluss-Kolloquiums. 

 
3Die Notenangaben erfolgen dabei jeweils in Form von Dezimalnoten. 
 

§ 23 Urkunde 
 
(1) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis der Master-Prüfung erhält der Kandidat eine Master-
Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. 2Darin wird die Verleihung des akademischen 
Mastergrades nach § 2 beurkundet. 3Auf Antrag wird auch eine englische Übersetzung der 
Urkunde ausgehändigt. 
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(2) Die Master-Urkunde wird vom Dekan und vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
unterzeichnet und mit dem Siegel der Universität versehen. 
 
(3) Der akademische Grad darf erst nach der Aushändigung der Urkunde geführt werden.  
 

§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung 
 
(1) Studierende, die die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden haben, erhalten hierüber 
vom Prüfungsausschuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen ist.  
 
(2) 1Hat der Studierende die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden, so wird ihm auf 
Antrag eine vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnete schriftliche 
Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die Master-Prüfung insgesamt endgültig nicht bestanden 
ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist.  
 
IX. Schlussbestimmungen 
 
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ bewertet, wenn der Kandidat zu 
einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint, ohne dass er sich in der vom 
Prüfungsausschuss festgelegten Form fristgerecht von diesem abgemeldet hat oder wenn er 
nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 2Dasselbe gilt, 
wenn eine schriftliche oder praktische Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 
Bearbeitungszeit erbracht wird. 3Die Abmeldung von einer schriftlichen oder praktischen 
Prüfungsleistung oder der Master-Arbeit ohne Angabe von Gründen ist bis einschließlich 
einen Werktag (ohne Samstage) vor dem ersten Tag der Prüfung möglich. 4Bei mündlichen 
Prüfungsleistungen muss die Abmeldung spätestens drei Werktage (ohne Samstage) vor 
dem Tag des betreffenden Prüfungstermins erklärt werden. 
 
(2) 1Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Bei 
Krankheit des Kandidaten oder eines von ihm allein zu versorgenden Kindes kann die 
Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden, in besonderen Zweifelsfällen kann ein 
amtsärztliches Attest verlangt werden. 3Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer 
Termin anberaumt. 4Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall 
anzurechnen. 
 
(3) 1Versucht ein Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 2Ein Kandidat, der den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder von der 
aufsichtsführenden Person von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen 
werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet. 3In schwerwiegenden Fällen der Sätze 1 und 2 kann der Prüfungsausschuss den 
Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.  
 
(4) 1Über die Anerkennung der Gründe für Versäumnis und Rücktritt entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Der Kandidat kann innerhalb einer Frist von einem Monat verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
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(5) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Abmeldung, Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß hinsichtlich dieser 
Prüfungsleistungen die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 
§ 26 Schutzbestimmungen 
 
(1) 1Die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes sowie 
der Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des jeweils gültigen Gesetzes zum Elterngeld 
und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) wird gewährleistet. 2Der 
Prüfungsausschuss entscheidet auf Antrag über die Fristverlängerung und deren Dauer.3Die 
Möglichkeit der Wahrnehmung von Familienpflichten nach § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG wird 
gewährleistet.  
 
(2) 1Studierende, die, ohne studierunfähig zu sein, wegen länger andauernder Krankheit oder 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage sind, 
die Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die erwarteten Studien- bzw. 
Prüfungsleistungen oder etwaige Ergänzungsleistungen zu erbringen, sind auf Antrag beim 
Prüfungsausschuss hin berechtigt, die Masterprüfung innerhalb einer angemessenen Frist 
nach Ablauf der in dieser Prüfungsordnung etwaig hierfür vorgesehenen Frist 
abzulegen.2Der Studierende hat anzugeben, um welchen Zeitraum eine Verlängerung der 
Frist beantragt wird, der Prüfungsausschuss entscheidet über die Dauer der Verlängerung. 
3Dem Antrag sind entsprechende Nachweise, insbesondere ärztliche Atteste, beizulegen. 4In 
besonderen Zweifelsfällen kann die Universität die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes 
verlangen. 5Der Studierende ist verpflichtet, Änderungen in den Voraussetzungen 
unverzüglich mitzuteilen. 6Der Prüfungsausschuss hat zu prüfen, ob die vorstehend 
genannten Voraussetzungen vorliegen und teilt das Ergebnis sowie gegebenenfalls die neu 
festgesetzten Prüfungsfristen dem Studierenden unverzüglich mit.  
 
(3) Eine Tätigkeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder 
satzungsmäßigen Organen der Hochschule oder des Studentenwerks während mindestens 
eines Jahres kann bis zu einem Studienjahr bei der Berechnung der Prüfungsfristen 
unberücksichtigt bleiben; die Entscheidung darüber trifft der Rektor. 
 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung 
 
(1) 1Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht , so kann, auch wenn diese 
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt wird, die Note der 
Prüfungsleistung, bei deren Erbringung der Kandidat getäuscht hat, berichtigt werden. 
2Soweit dadurch erforderlich kann in diesen Fällen die Prüfung bzw. Prüfungsleistung für 
„nicht ausreichend“ und die Master-Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 
 
(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung oder Prüfungsleistung 
nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst 
nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung bzw. Prüfungsleistung geheilt. 2Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, so können die Noten der Prüfungsleistungen, auf die sich die Täuschung 
bezog, für „nicht ausreichend“ erklärt und entsprechend berichtigt werden, bei aus mehreren 
Komponenten bestehenden Prüfungsleistungen auch die Noten der Gesamt-
Prüfungsleistung entsprechend berichtigt werden und soweit dadurch erforderlich in diesen 
Fällen für „nicht ausreichend“ erklärt und soweit dadurch erforderlich die Master-Prüfung für 
nicht bestanden erklärt werden. 
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(3) 1Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 2Die 
Möglichkeit einer Entziehung des akademischen Mastergrades nach den gesetzlichen 
Bestimmungen besteht unbeschadet der Abs. 1 und 2.  
 
(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis sowie ein etwaiges unrichtiges Transcript of Records ist 
einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 2Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch 
die Master-Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung bzw. Prüfungsleistung aufgrund einer 
Täuschungshandlung nach Absatz 1 oder Abs. 2 Satz 2 für nicht bestanden erklärt wurde. 
3Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren, 
gerechnet vom Datum des Prüfungszeugnisses, ausgeschlossen. 
 
(5) Die Absätze 1-4 gelten für Studien- und sonstige etwaige Ergänzungsleistungen 
entsprechend.  
 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten 
 
(1) Nach Abschluss der Master-Prüfung wird dem Absolventen auf Antrag innerhalb eines 
Jahres Einsicht in seine Master-Arbeit und die darauf bezogenen Gutachten und ebenfalls 
innerhalb eines Jahres in die Protokolle zu einer etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit bzw. zu einem etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-
Kolloquium gewährt.  
 
(2) 1Für die Einsichtnahme in studienbegleitende schriftliche Prüfungsleistungen bzw. in 
Prüfungsprotokolle zu studienbegleitenden mündlichen Prüfungsleistungen gilt in der Regel 
eine Frist von vier Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 2Darüber hinaus 
können zusätzlich allgemeine Termine zur Einsichtnahme in bestimmte Prüfungsleistungen 
angeboten werden.  
 
(3) 1Entsprechende Anträge sind schriftlich beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
stellen. 2Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.  
 
§ 29 Inkrafttreten 
 
1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das 
Wintersemester 2012/2013. 
 
 
 
Tübingen, den 18. Juni 2012  
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Molecular Medicine mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) 

 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG in der Fassung vom 01.01.2005 
(GBl. 2005, 1), zuletzt geändert durch Artikel 19 der Achten Anpassungsverordnung vom 
25.01.2012 (GBl. S. 65), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 
08.03.2012 den nachstehenden Besonderen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der 
Universität Tübingen für den Studiengang Molecular Medicine mit akademischer 
Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 18. Juni 2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
 
II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
 
IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Masterarbeit 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang Molecular 
Medicine mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) – Allgemeiner Teil 
– ist in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser Ordnung, soweit hier keine 
spezielleren Regelungen getroffen werden. 
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I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn 
 
(1)1Der Master-Studiengang ist ein konsekutiver und forschungsorientierter Studiengang. 
2Das Studium des M.Sc. in Molekularer Medizin dient der Aneignung langfristiger, auf 
systematische kritische Erkenntnisgewinnung und Erkenntnisfortschritt gerichteter 
wissenschaftlicher Qualifikationen, die eine allgemeine wissenschaftlich fundierte 
berufsbezogene Qualifikation der Studierenden im Bereich der Molekularen Medizin 
begründen; der Studiengang baut auf einem ersten Hochschulabschluss fachlich auf und 
erweitert erworbene Kompetenzen. 3Das Fach umfasst verschiedene Schwerpunktfächer, 
die von den vier Forschungsschwerpunkten des Universitätsklinikums der Universität 
Tübingen gebildet werden: Infektiologie, Immunologie, Neurowissenschaften und Onkologie. 
4Die Studierenden sollen gründliche Kenntnisse auf dem Gebiet der Humanmedizinischen 
Forschung erwerben. 5Sie sollen dazu befähigt werden, selbstständig, kreativ, kritisch und 
verantwortungsbewusst Probleme vor allem in Forschung, Entwicklung und Management mit 
den methodischen und experimentellen Möglichkeiten dieses Fachs zu lösen.  
 
(2) 1Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang Molecular Medicine ist in § 1 Abs. 5 des 
Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 2Der Erwerb von insgesamt 60 
Leistungspunkten ist Voraussetzung, um diesen M.Sc. Studiengang erfolgreich 
abzuschließen. 3Der Beginn des Studiums (Winter- bzw. Sommersemester) ist in der 
Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in ihrer jeweils gültigen 
Fassung geregelt.  
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Master-Studiengang ist ein Bachelor-Abschluss im 
Fach Molekulare Medizin oder ein gleichwertiger Abschluss mit insgesamt grundsätzlich 240 
ECTS-Punkten. 2Über die Gleichwertigkeit eines Abschlusses entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 3Im Falle einer festgelegten Zulassungszahl kann durch Satzung 
vorgesehen werden, dass stattdessen die für das jeweilige Auswahlverfahren gebildete 
zuständige Auswahlkommission darüber entscheidet. 4Wurden in dem Bachelor-Studiengang 
weniger als 240 ECTS-Punkte erworben, sind weitere 60 ECTS-Punkte in zwei dem Master-
Studiengang vorgeschalteten Semestern zu erwerben, insbesondere durch einen dem 
Master-Studiengang vorgeschalteten Auslandsaufenthalt entsprechend den Regelungen der 
Prüfungs- und Studienordnung der Universität Tübingen für den Studiengang Molekulare 
Medizin mit akademischer Abschlussprüfung Bachelor of Science. 5Diese weiteren 60 ECTS-
Punkte gehen jedoch nicht in die Berechnung der Master-Gesamtnote ein. 
 
(4) 1Für das Studium des Master-Studiengangs Molecular Medicine sind außerdem Englisch-
Kenntnisse nachzuweisen, da die Studien- und Prüfungssprache Englisch ist. 2Der Nachweis 
ist durch einen der folgenden Tests zu erbringen und setzt das Erreichen des jeweils 
genannten Mindestergebnisses voraus: 
 
(a) TOEFL Test (mindestens Gesamt-Score von 90 und mindestens 22 Punkte pro Section 

bzw. Kompetenzbereich des Internet-Based-TOEFL (TOEFL iBT)); 
(b) IELTS (mindestens 6,5 Gesamt-Score und mindestens 6 pro Section bzw. 

Kompetenzbereich); 
(c) Cambridge Certificate of Advanced English Test (Grade A oder B); 
(g) Sprachzeugnis des Deutschen Akademischen Austausch Dienstes (DAAD) 

(mindestens Niveau (a) oder (b) (entspricht etwa Sprachkompetenzstufen des 
Europarates C 2 oder C 1) in jedem der Kompetenzbereiche und mindestens (a) in 
zwei von diesen Kompetenzbereichen). 3Von der Nachweispflicht ihrer Englisch-
hhkenntnisse ausgenommen sind Studierende, 
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(h) deren Muttersprache Englisch ist; 
(i) Studierende, die in einem EU/EWR-Land oder in der Schweiz im Rahmen eines 

Hochschulstudiums 30 ECTS in englischsprachigen Lehrveranstaltungen/Modulen 
erworben haben. Die Studierenden haben die Studiensprache der einzelnen 
Lehrveranstal-tungen/Module nachzuweisen; 

(j) Studierende, die ein ausschließlich englischsprachiges affines Bachelorprogramm 
erfolgreich absolviert haben; 

(k) Studierende, die ein ausschließlich englischsprachiges Erststudium erfolgreich 
absolviert haben; 

(l) Studierende, die im Rahmen eines Hochschulstudiums in Großbritannien, Irland, Malta, 
USA, Australien, Neuseeland, Jamaica, oder im englischsprachigen Teil von Kanada 
30 ECTS erworben haben. Die Studierenden haben die Studiensprache nachzuweisen; 

(m) Studierende, die eine Hochschulzugangsberechtigung unter Verwendung der 
englischen Sprache als Unterrichtssprache erworben haben. 

 

§ 3 Studienaufbau 
 
(1) 1Das Master-Studium Molecular Medicine gliedert sich in zwei Studienhalbjahre. 2Es 
schließt mit der Masterprüfung ab.  
 
(2) 1Die Studierenden absolvieren ein Programm von 60 Leistungspunkten, welches aus den 
folgenden Modulen besteht (V=Vorlesung, Ü=Übung, S=Seminar, P=Praktikum):  
 
empfoh
lenes 
Semest
er  

Modul-
Nr.  

Modulbezeichnung  Art der 
Veranstaltung(en)  

ECTS-Punkte  

Wahlpflichtmodule/Wahlpflichtbereich 
     
Bereich Vorlesungen Schwerpunktfächer 
 
Die Module Vorlesungen des Hauptschwerpunktfaches (eines der Module Nr. 1 – 4) und des 
Nebenschwerpunktfaches (ein weiteres der Module Nr. 1 – 4) sind obligatorisch. Das 
Hauptschwerpunktfach und das Nebenschwerpunktfach werden individuell gewählt und 
zugewiesen. 
     
1 1 Advanced Immunology  V 3 
1 2 Genetic and Molecular Basis of 

Neural Diseases I 
V 

3 
1 3 Advanced Oncology V 3 
1 4 Advanced Infectiology V 3 
Gesamtzahl der Leistungspunkte im Bereich Vorlesungen 
Schwerpunktfächer 6 
     
Bereich Praktikum 
 
Zwei Praktika im Bereich der individuell gewählten und zugewiesenen Schwerpunktfächer sind 
obligatorisch. Die beiden Praktika können wahlweise beide im Hauptschwerpunktfach oder 
jeweils eines im Hauptschwerpunktfach und eines im Nebenschwerpunktfach absolviert 
werden. 
1 5 Laboratory Rotation Innate 

Immunity & Adaptive Immunity 
P 

12 
1 6 Laboratory Rotation 

Neurosciences/Neurobiology 
P 

12 
1 7 Laboratory Rotation Oncology P 12 
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1 8 Laboratory Rotation Infectiology P 12 
Gesamtzahl der Leistungspunkte im Bereich Praktikum 24 
     
Seminarbereich 
Das Seminar des individuell gewählten und zugewiesenen Hauptschwerpunktfaches ist obligatorisch. 
1 9 Seminar Meet the Expert Cell 

Biology & Immunology 
S  

3 
1 10 Seminar Meet the Expert: Current 

topics in 
Neuroscience/Neurobiology) 

S  

3 
1 11 Seminar Meet the Expert: Current 

topics in Oncology 
S  

3 
1 12 Meet the Expert in Infectiology S  3 
     
2 13 Master Thesis Module P/S  27 
Summe aller zu erwerbenden Leistungspunkte  60 
 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1Lehrveranstaltungen der folgenden Arten werden regelmäßig angeboten: 
 
1. Vorlesungen 
2. Seminare und Kolloquien 
3. Übungen und Praktika / Laborpraktika 
4. Exkursionen 
5. Tutorien.  
 
 
2Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der 
Veranstaltungstypen von Satz 1 Ziffer 2 bis 5 bestehen, können zahlenmäßige 
Zugangsbeschränkungen festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße 
Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen 
Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 3In diesen 
Lehrveranstaltungen sollen insbesondere fachspezifische Arbeitstechniken und auch 
überfachliche berufsfeldorientierte Qualifikationen vermittelt werden. 4Außerdem sollen die 
Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, 
erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich wiederzugeben. 5Das Recht zur Teilnahme 
an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus beschränkt werden oder der Zugang zu einem 
Studienabschnitt von dem Erbringen bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht 
werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden 
könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 
 

§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Masterstudiengang Molecular Medicine ist englisch. 
2Lehrveranstaltungen und Prüfungen finden  in englischer Sprache statt; es wird voraus-
gesetzt, dass die Studierenden über ausreichende englische Sprachkenntnisse verfügen und 
diese nachweisen können (siehe § 2 Abs. 4.).  
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§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind in § 3 bzw. im 
Modulhandbuch angegeben.  
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 
§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module insbesondere aus § 3 des Besonderen 
Teils der Studien- und Prüfungsordnung bzw. dem Modulhandbuch.  
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Master-Arbeit und etwaige andere am Ende des 
Studiums zu erbringende mündliche Prüfungen nach § 15 des Allgemeinen Teils ist neben 
den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
 
- die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den für das erste Studiensemester 

(vgl. Übersicht § 3) vorgesehenen Lehrveranstaltungen. 
 

§ 9 Masterarbeit 
 
Die Masterarbeit ist in § 17 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
 

§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
Die Gesamtnote der Masterprüfung ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 21 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung aus dem nach Leistungspunkten 
gewichteten Durchschnitt der Noten des Moduls Master-Arbeit (Master-Arbeit und eventuell 
in der Tabelle in § 3 für dieses Modul vorgesehene weitere Leistungen) und der übrigen 
benoteten Module.  
 
V. Schlussbestimmungen 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft .2Sie gilt erstmals für das Wintersemester 2012/2013. 
 
 
 
Tübingen, den 18. Juni 2012 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Schulpsychologie mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. 
Sc.)  
 

Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 
65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Allgemeinen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität 
Tübingen für den Studiengang  Schulpsychologie mit akademischer Abschlussprüfung 
Master of Science (M. Sc.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 06.06.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Allgemeiner Teil 
 
I. Allgemeine Bestimmungen	  
§ 1 Struktur des Master-Studienganges	  
§ 2 Graduierung	  
§ 3 Fächer	  
§ 4 Prüfungsausschuss	  
§ 5 Prüfer und Beisitzer	  
§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen	  
 
II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung	  
§ 7 Zweck der Prüfung	  
§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung	  
 
III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen	  
§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten	  
§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen	  
§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen	  
§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen	  
§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen	  
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen	  
 
IV. Master-Arbeit	  
§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit und etwaigen anderen, am Ende 
des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen	  
§ 16 Zulassungsverfahren	  
§ 17 Master-Arbeit	  
 
V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen	  
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen	  
 
VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen	  
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen	  
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums zu 
erbringender mündlicher Prüfungen	  
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VII. Master-Gesamtnote	  
§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote	  
 
VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung	  
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise	  
§ 23 Urkunde	  
§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung	  
 
IX. Schlussbestimmungen	  
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß	  
§ 26 Schutzbestimmungen	  
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung	  
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten	  
§ 29 Inkrafttreten	  
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 Struktur des Master-Studienganges22  
 
(1) Im Studiengang Schulpsychologie mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science 
(M. Sc.) (im Folgenden: Master-Studiengang) wird das European Credit Transfer and 
Accumulation System (ECTS) angewendet, d.h. allen Komponenten des Studiums sind 
ECTS-Punkte (Leistungspunkte, Credits, LP, CP, ECTS) zugewiesen, deren jeweilige Anzahl 
sich nach dem voraussichtlich erforderlichen Arbeitsaufwand (workload) der Studierenden 
richtet.  
 
(2) 1Der Master-Studiengang ist modular aufgebaut. 2Im Besonderen Teil der 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch werden Art, Umfang, Zeitpunkt und Inhalt der zu 
belegenden Module und die diesen zugeordneten Leistungspunkte festgelegt.  
  
(3) Der Master-Studiengang ist mit einem studienbegleitenden Prüfungssystem verbunden.  
 
(4) 1Der Studienumfang entspricht 120 ECTS-Punkten, von denen 30 ECTS-Punkte auf die 
Masterarbeit und die nach Satz 2 gegebenenfalls vorgesehenen anderen Leistungen und 90 
ECTS-Punkte auf die weiteren fachspezifischen Leistungen entfallen. 2Neben der Master-
Arbeit kann auch eine mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, eine 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder ein zur Master-Arbeit 
gehöriges Abschluss-Kolloquium vorgesehen werden.  
 
(5) 1Die Regelstudienzeit des Studienganges bis zum Erwerb des akademischen Grades 
beträgt einschließlich aller zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen sowie etwa 
geforderten weiteren Leistungen wie bspw. Exkursionen und Praktika vier bzw. unter den 
Voraussetzungen des § 3 Abs. 3 des Besonderen Teils zwei Semester. 2Alle Studien- und 
Prüfungsleistungen und Prüfungen dieser Ordnung können vor dem dazu nach der Studien- 
und Prüfungsordnung vorgesehenen Zeitpunkt erbracht werden, sofern die für die Zulassung 
zu ihnen erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind und entsprechende Kapazitäten 
bestehen.  
 
(6) Im Besonderen Teil kann vorgesehen werden, dass die Studierenden eine dem 
Studienziel dienende praktische Tätigkeit ableisten müssen.  
  

                                                
22 Aus Gründen der Lesbarkeit sind nicht stets die männliche und die weibliche Sprachform nebeneinander aufgeführt. Alle 
personenbezogenen Aussagen und alle sogenannten merkmallosen Formen wie Vorsitzender, Dekan, Professor, etc. beziehen 
sich auf beide Geschlechter. 
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§ 2 Graduierung 
  
Aufgrund der bestandenen Master of Science-Prüfung (im Folgenden: Master-Prüfung) wird 
der akademische Grad "Master of Science" (abgekürzt "M.Sc.") verliehen. 
 

§ 3 Fächer 
  
1Im Master-Studiengang wird ein Master-Fach studiert. 2Die wählbaren Module ergeben sich 
aus dem Besonderen Teil dieser Ordnung und werden im Modulhandbuch, das zu Beginn 
eines jeden Semesters herausgegeben wird, genauer spezifiziert. 
 
§ 4 Prüfungsausschuss 
 
(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und alle anderen durch diese Ordnung nicht 
ausdrücklich anderweitig zugewiesenen Aufgaben bildet die Mathematisch-Naturwissen-
schaftliche Fakultät einen Prüfungsausschuss. 2Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses, 
das ihn im Verhinderungsfall vertretende Mitglied, die weiteren Mitglieder sowie deren 
Stellvertreter werden jeweils von der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät 
bestellt. 3Der Prüfungsausschuss setzt sich wie folgt zusammen: 
 
1. drei hauptberufliche Hochschullehrer (davon einer aus der Wirtschafts- und 

Sozialwissenschaftlichen Fakultät),  
2. ein akademischer Mitarbeiter,  
3. ein Studierender (mit beratender Stimme).  
 
4Den Vorsitz im Prüfungsausschuss kann, auch stellvertretend, nur ein Professor führen. 
5Der Vorsitzende führt im Regelfall die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses. 
6Darüber hinaus kann der Ausschuss dem Vorsitzenden, soweit dies nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen ist, bestimmte Aufgaben widerruflich übertragen; dies gilt nicht für die 
Entscheidung über Widersprüche. 7Zur Erledigung der laufenden Geschäfte kann dem 
Prüfungsausschuss ein Prüfungsamt zur Seite gestellt werden. 8Beschlüsse des 
Prüfungsausschusses werden mit Stimmenmehrheit der Mitglieder gefasst, bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 9Wiederbestellung ist – 
auch mehrfach – zulässig; scheidet ein Mitglied aus, so wird das neue Mitglied bis zum Ende 
der laufenden Amtsperiode bestellt; nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder bis zur 
Bestellung der Neumitglieder im Amt. 
 
(2) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die der studentischen Mitglieder ein Jahr. 
 
(3) 1Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Ordnung 
eingehalten werden. 2Er berichtet der Fakultät regelmäßig über die Entwicklung der 
Prüfungen und der Studienzeiten einschließlich der Bearbeitungszeiten für die Master-
Arbeiten sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. 3Der Prüfungsausschuss hat 
sicherzustellen, dass Leistungsnachweise und Prüfungsleistungen in den in dieser Ordnung 
festgelegten Zeiträumen erbracht bzw. abgelegt werden können. 4Zu diesem Zweck sollen 
die Studierenden rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der zu erbringenden 
Leistungsnachweise und der zu absolvierenden Prüfungsleistungen als auch über die 
Termine, zu denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den Aus- und Abgabezeitpunkt 
der Master-Arbeit informiert werden. 5Der Prüfungsausschuss hat außerdem sicherzustellen, 
dass die gesetzlichen Schutzbestimmungen sowie die Bestimmungen des § 34 Abs. 1 Satz 2 
LHG eingehalten werden. 
 
(4) 1Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei der Abnahme der 
Prüfungen beobachtend zugegen zu sein. 2Der Rektor oder ein von ihm benannter Vertreter 
ist ebenfalls berechtigt, bei der Abnahme von Prüfungen zugegen zu sein.  
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(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. 2Mitglieder des 
Prüfungsausschusses, die sie vertretenden Personen und etwa hinzugezogene Dritte 
unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, hat 
sie der Vorsitzende zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 
(6) 1Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses oder seines Vorsitzenden sind 
dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage 
mitzuteilen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 2Widersprüche gegen diese 
Entscheidungen sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich 
an den Prüfungsausschuss zu richten. 3Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht 
ab, so ist dieser dem für die Lehre zuständigen Mitglied des Rektorats zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 

§ 5 Prüfer und Beisitzer 
 
(1) 1Der Prüfungsausschuss bestellt Prüfer und soweit nach den Regelungen dieser Ordnung 
notwendig Beisitzer für die einzelnen Prüfungen. 2Er kann die Bestellung dem Vorsitzenden 
übertragen. 3Vorschläge des Kandidaten für potentielle Prüfer können berücksichtigt werden, 
ein Anspruch darauf besteht jedoch nicht. 4Der Beisitzer führt das Protokoll. 5Zum Beisitzer 
kann nur bestellt werden, wer den Abschluss des entsprechenden Studiengangs oder einen 
gleichwertigen Abschluss besitzt. 
 
(2) 1Befugt zur Abnahme von Prüfungen sind nur Hochschullehrer, Privatdozenten und ferner 
akademische Mitarbeiter, denen auf Vorschlag des Fakultätsvorstands vom Vorstand die 
Prüfungsbefugnis übertragen wurde. 2Sonstige Angehörige des wissenschaftlichen 
Personals wie insbesondere Lehrbeauftragte können insoweit nur dann ausnahmsweise zu 
Prüfern bestellt werden, wenn Prüfer nach Satz 1 nicht in genügendem Ausmaß zur 
Verfügung stehen und wenn sie über eine dem Studienabschluss, zu dem die 
Prüfungsleistung gehört, mindestens gleichwertige Qualifikation im Prüfungsfach verfügen.  
 
(3) 1Bei studienbegleitenden Prüfungsleistungen ist, sofern keine abweichende gesonderte 
Bestellung erfolgt, dasjenige Mitglied des Lehrkörpers im Sinne des Abs. 2 Prüfer, welches 
die Lehrveranstaltung durchgeführt hat. 2Im Verhinderungsfall bestellt der 
Prüfungsausschuss ein anderes prüfungsberechtigtes Mitglied des Fachs, das am 
Lehrprogramm des Master-Studiengangs beteiligt ist. 3Wird bei studienbegleitenden 
Prüfungsleistungen die Wiederholungsprüfung im Rahmen der für die jeweilige Prüfung 
vorgesehenen regulären Prüfungstermine durchgeführt, so ist dasjenige Mitglied des 
Lehrkörpers Prüfer, welches als Prüfer für die Prüfung an diesem regulären Prüfungstermin 
vorgesehen ist; wird die Wiederholungsprüfung nicht im Rahmen dieser Termine 
durchgeführt, so wird ein Prüfer bestellt.  
 
(4) Für Prüfer sowie Beisitzer gelten § 4 Abs. 5 Sätze 2 und 3 entsprechend. 
 

§ 6 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in dem gleichen oder 
vergleichbaren Studiengang an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in 
Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet. 2Die an einer anderen 
deutschen Hochschule derselben Hochschulart in dem gleichen oder verwandten 
Studiengang abgelegte Vor- oder Zwischenprüfung wird anerkannt. 
 
(2) 1Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen in anderen Studiengängen werden 
angerechnet, soweit sie gleichwertig sind. 2Gleichwertigkeit ist gegeben, wenn Studienzeiten, 
Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen 
denen des betreffenden Faches nach dieser Ordnung im Wesentlichen entsprechen. 3Dabei 
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ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung 
vorzunehmen. 4Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die 
außerhalb Deutschlands erbracht wurden, sind die von Kultusministerkonferenz und 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im 
Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten. 
 
(3) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien 
gelten die Absätze 1 u. 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem entsprechend auch für 
Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen an anderen Bildungseinrichtungen, 
insbesondere an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fach- 
und Ingenieursschulen und Offiziersschulen der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik. 
 
(4) 1Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten werden 
angerechnet, wenn  
 
1. zum Zeitpunkt der Anrechnung die für den Hochschulzugang geltenden 

Voraussetzungen erfüllt sind,  
2. die auf das Hochschulstudium anzurechnenden Kenntnisse und Fähigkeiten den 

Studien- und Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau 
gleichwertig sind und  

3. die Kriterien für die Anrechnung im Rahmen einer Akkreditierung überprüft worden 
sind.  

 
2Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten dürfen höchstens 
50 Prozent des Hochschulstudiums ersetzen.  
 
(5) 1Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten, soweit die 
Notensysteme vergleichbar sind, zu übernehmen und nach dem in § 14 angegebenen 
Bewertungsschlüssel in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 2Bei 
unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen, in diesem 
Fall erfolgt keine Einbeziehung in die Berechnung der Modulnoten und der Gesamtnote und 
die für deren Berechnung vorgesehenen Regelungen werden unter Berücksichtigung dieser 
Tatsache entsprechend angewendet. 3Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Transcript of 
Records ist zulässig. 
 
(6) 1Bei Vorliegen der Voraussetzungen von Absatz 1-4 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung. 2Die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in 
Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. 3Der Kandidat hat die für die 
Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
 

II. Prüfungen im Master-Studiengang / Master-Prüfung 
 
§ 7 Zweck der Prüfung 
 
1Die Master-Prüfung bildet einen weiteren, über einen ersten Abschluss hinausgehenden 
berufsqualifizierenden Hochschulabschluss auf dem Gebiet der Schulpsychologie. 2Mit der 
Master-Prüfung weisen die Studierenden nach, dass sie über einen solchen ersten 
Abschluss hinaus über ein vertieftes Grundwissen und eine systematische Orientierung 
sowie über vertiefte Kenntnisse im Gebiet der Schulpsychologie verfügen und die Fähigkeit 
erworben haben, wissenschaftliche Fragestellungen aus ihrem Masterfach mit den 
einschlägigen Methoden selbständig zu bearbeiten.  
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§ 8 Umfang und Art der Master-Prüfung 
  
(1) 1Die Master-Prüfung besteht neben den geforderten Studienleistungen und etwaig 
geforderten Ergänzungsleistungen aus studienbegleitenden Prüfungsleistungen und der 
Masterarbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende des 
Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder dem 
etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium, sie ist bestanden, 
wenn diese erfolgreich erbracht wurden. 2Im Besonderen Teil bzw. dem Modulhandbuch ist 
geregelt, in welchen Modulen endnotenrelevante studienbegleitende Prüfungsleistungen zu 
erbringen sind. 
 
(2) Art und Umfang der Prüfungsleistungen sowie die Prüfungsanforderungen und etwaige 
weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen sind im Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch geregelt.  
 
(3) Das Modulhandbuch enthält folgende Angaben zu den einzelnen Modulen: 
 
1. Name des Moduls, 
2. Inhalte und Qualifikationsziele, 
3. Lehrform(en) gemäß § 4 Satz 1 des Besonderen Teils, 
4. Teilnahmevoraussetzungen und -beschränkungen, 
5. Verwendbarkeit des Moduls und empfohlenes Semester, 
6. die gemäß dieser Ordnung festgelegten Leistungspunkte, die Voraussetzungen für 

deren Vergabe, insbesondere die Prüfungsanforderungen für die jeweilige Prüfung, 
sowie ob eine Vergabe von Noten erfolgt, 

7. Häufigkeit des Angebots, 
8. Arbeitsaufwand und Dauer der Lehrveranstaltung(en). 
 

III. Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 

§ 9 Erwerb von ECTS-Punkten  
 
(1) 1Die für die einzelnen Lehrveranstaltungen, Module oder sonstigen Leistungen 
vorgesehenen ECTS-Punkte werden vergeben, wenn jeweils alle erforderlichen Prüfungs-
leistungen und / oder Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen 
erfolgreich erbracht wurden. 2Bei benoteten Leistungen erfolgt die Vergabe von ECTS-
Punkten unabhängig von der erteilten Bewertung, sofern diese mindestens „ausreichend“ 
lautet.  
 
(2) 1Im Besonderen Teil bzw. im Modulhandbuch ist geregelt, welches die erforderlichen 
Prüfungsleistungen und Studienleistungen sowie etwaige weitere Ergänzungsleistungen sind 
und in welchen Modulen bzw. Lehrveranstaltungen Prüfungsleistungen zu erbringen sind. 
2Ist in einer Lehrveranstaltung oder einem Modul eine Prüfungsleistung zu erbringen, so 
kann für den Erwerb der dieser Lehrveranstaltung bzw. diesem Modul zugeordneten ECTS-
Punkte darüber hinaus das Erbringen von Studienleistungen sowie etwaigen weiteren 
Ergänzungsleistungen erforderlich sein. 3In denjenigen Lehrveranstaltungen bzw. Modulen, 
in denen keine Prüfungsleistung zu erbringen ist, erfolgt der Erwerb der vorgesehenen 
ECTS-Punkte durch das Erbringen von Studienleistungen und etwaigen Ergänzungs-
leistungen.  
 
(3) Art, Form, Zahl und Umfang der erforderlichen Studien- und / oder Prüfungsleistungen 
sowie etwaigen Ergänzungsleistungen sind grundsätzlich so festzulegen, dass der für ihre 
Erbringung erforderliche Zeitaufwand den der jeweiligen Veranstaltung bzw. dem jeweiligen 
Modul zugeordneten ECTS-Punkten entspricht. 
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§ 10 Studienleistungen und studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienleistungen sind individuelle schriftliche, mündliche oder praktische Leistungen, 
die von den Studierenden in der Regel im Zusammenhang mit Lehrveranstaltungen erbracht 
werden. 2Die erbrachten Studienleistungen sind vom Leiter der jeweiligen Lehrveranstaltung 
zu bewerten. 3Sie können auch in unbenoteter Form vorgesehen werden. 
 
(2) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen im Sinne dieser Prüfungsordnung sind (jeweils 
einschließlich der dazugehörigen Wiederholungsprüfungen) die Modulabschlussprüfungen; 
sie können sich auch aus mehreren Komponenten zusammensetzen. 2Im Besonderen Teil 
dieser Prüfungsordnung bzw. im Modulhandbuch ist festgelegt, in welcher Art die 
Modulabschlussprüfungen zu erbringen sind: Mündlich und / oder schriftlich und / oder 
praktisch.  3Der Besondere Teil dieser Ordnung kann auch andere kontrollierte, nach 
gleichen Maßstäben bewertbare Prüfungsleistungen vorsehen. 4Die Master-Arbeit sowie 
etwa zu dieser gehörige mündliche Masterprüfungen, zu dieser gehörige Kolloquien und 
mündliche Prüfungen über den Inhalt der Master-Arbeit sind nicht studienbegleitend.  
 
(3) Der Zeitpunkt, die Art und der Umfang der studienbegleitenden Prüfungsleistungen bzw. 
Studienleistungen und etwaigen Ergänzungsleistungen sind vom Leiter der Lehrveran-
staltung – in der Regel zu Beginn der Lehrveranstaltung – allen Studierenden, die an 
derselben teilnehmen, bekannt zu geben. 
 
(4) 1Macht ein Kandidat durch Vorlage eines ärztlichen Attestes glaubhaft, dass er wegen 
länger andauernder oder ständiger gesundheitlicher Beschwerden, Beeinträchtigungen oder 
Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form abzulegen, so gestattet ihm der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
auf Antrag, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 2Entsprechendes gilt 
für Studien- und sonstige Leistungen. 3Dasselbe gilt bei Krankheit eines von ihm 
überwiegend allein zu versorgenden Kindes. 
 
(5) 1Beurlaubte Studierende sind nicht berechtigt, Lehrveranstaltungen zu besuchen und an 
Prüfungsleistungen teilzunehmen, die studienbegleitend als Teil einer Lehrveranstaltung 
abzulegen sind. 2Beurlaubte Studierende nach § 61 Abs. 3 LHG sind berechtigt, an 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen und Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen. 3Das 
Nähere regelt die vorrangige Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität 
Tübingen in der jeweils gültigen Fassung.  
 
(6) 1Art, Inhalt und Umfang der Studienleistungen und studienbegleitenden und sonstigen 
Prüfungsleistungen, Prüfungsanforderungen sowie ggf. erforderliche Ergänzungsleistungen 
und etwaige weitere, besondere Zulassungsvoraussetzungen können auch im Modulhand-
buch festgelegt werden. 2Regelungen in der Studien- und Prüfungsordnung gehen den 
Regelungen im Modulhandbuch jedoch vor.  
 
(7) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass die jeweiligen 
Prüfungstermine rechtzeitig bekannt gegeben werden.   
 

§ 11 Meldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
  
(1) Für jede studienbegleitende Prüfungsleistung müssen sich die Studierenden bis zu einem 
vom Prüfungsausschuss festgelegten Termin entsprechend den vom Prüfungsausschuss 
festgelegten Regelungen anmelden.  
  
(2) 1Zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung kann nur zugelassen werden, wer  
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1. die für die Zulassung zu diesem Studiengang geforderten Voraussetzungen erfüllt und 
an der Universität Tübingen im betreffenden Fach des Master-Studienganges 
eingeschrieben ist,  

2. seinen Prüfungsanspruch im betreffenden Fach des Master-Studienganges nicht 
verloren hat,  

3. die Master- bzw. Abschluss-Prüfung im betreffenden Fach nicht endgültig nicht 
bestanden hat,  

4. die gemäß dem Besonderen Teil etwa weiteren notwendigen Voraussetzungen erfüllt.  
 
(3) 1Über die Zulassung zu einer studienbegleitenden Prüfungsleistung entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Wird die Zulassung abgelehnt, erhält der Studierende innerhalb von 
vier Wochen hierüber einen schriftlichen Bescheid, der zu begründen und mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist. 3Die Zulassung ist zu versagen, wenn  
 
1. die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind,  
2. die Unterlagen unvollständig sind und trotz Aufforderung nicht fristgemäß 

vervollständigt worden sind.  
 

4Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der Studierende im 
betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in einem nach Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 5Andere Ablehnungsgründe 
sind nicht zulässig.  
 

§ 12 Mündliche Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Mögliche Formen mündlicher Prüfungsleistungen sind mündliche Prüfungen, Referate, 
Kolloquien, Präsentationen. 2Weitere Prüfungsformen können im Modulhandbuch 
vorgesehen werden.  
 
(2) 1Durch die mündlichen Prüfungsleistungen weist der Kandidat nach, dass er die 
Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese 
Zusammenhänge einzuordnen vermag. 2Die Dauer einer mündlichen Prüfung beträgt je 
Prüfling in der Regel zwischen 15 und 30 Minuten.  
 
(3) 1Die wesentlichen Gegenstände und die wesentlichen Ergebnisse der mündlichen 
Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten, das vom Prüfer und, soweit ein solcher 
hinzuzuziehen ist, vom Beisitzer zu unterzeichnen ist. 2Das Ergebnis der mündlichen Prüfung 
ist dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.  
 
(4) 1Die Prüfungen sind nicht öffentlich. 2Studierende, die zu einem späteren Prüfungstermin 
die gleiche Prüfungsleistung erbringen wollen, können nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandidat widerspricht. 3Die 
Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung der Prüfungsergebnisse und die 
Bekanntgabe derselben an die Kandidaten. 
 

§ 13 Schriftliche Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Mögliche Formen schriftlicher Prüfungsleistungen sind Klausuren, Hausarbeiten, 
Forschungsberichte, Essays, schriftliche Ausarbeitung eines Referats. 2Weitere Prüfungs-
formen können im Modulhandbuch vorgesehen werden.   
 
(2) 1In Klausurarbeiten und in sonstigen schriftlichen Arbeiten weist der Kandidat nach, dass 
er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den Methoden seines Faches ein 
Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 2Dem Prüfling können mehrere 
Aufgaben gestellt werden, von denen er eine zur Bearbeitung auswählt. 3Die Dauer einer 
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Klausurarbeit soll in der Regel mindestens 60 und höchstens 240 Minuten betragen.  
 
(3) 1Über den Verlauf von Klausuren ist ein Protokoll anzufertigen, in dem besondere 
Vorkommnisse, insbesondere Versuche eines Kandidaten, das Ergebnis durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zulässiger Hilfsmittel zu beeinflussen, festzuhalten sind. 2Das Protokoll 
ist von den Aufsichtspersonen zu unterschreiben.  
 
§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern 
festgesetzt. 2Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut    = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut  = eine Leistung, die erheblich über den 

durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend   = eine Leistung, die durchschnittlichen 

Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch 

den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend  = eine Leistung, die wegen erheblicher 

Mängel den Anforderungen nicht mehr 
genügt. 

 
3Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können die Noten um den Wert von 
0,3 angehoben oder gesenkt werden. 4Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 werden nicht 
vergeben. 
 
(2) Die Noten in den Modulen lauten: 
 
bei einem Durchschnitt bis 1,50 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt von 1,51 bis 2,50 = gut, 
bei einem Durchschnitt von 2,51 bis 3,50 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt von 3,51 bis 4,00 = ausreichend, 
bei einem Durchschnitt ab 4,01 = nicht ausreichend. 
 
(3) 1Sofern sich eine Modulabschlussprüfung aus mehreren benoteten Komponenten 
zusammensetzt, errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der nach 
Leistungspunkten gewichteten Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 2Dabei werden 
zwei Dezimalstellen hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne 
Rundung gestrichen.  
 
(4) 1Sofern Prüfungsleistungen von mehreren Prüfern bewertet werden, ergibt sich die Note 
aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 2Dabei gilt Absatz 2 und Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 
(5) Die Bildung der Master-Gesamtnote ist in § 21 geregelt. 
 
(6) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Bewertung dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die 
Prüfungsleistung stammt.  
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IV. Master-Arbeit 
 

§ 15 Voraussetzungen für die Zulassung zur Master-Arbeit und etwaigen anderen, am 
Ende des Studiums zu erbringenden mündlichen Prüfungen  
 
Zur Master-Arbeit sowie einer etwaig geforderten mündlichen Abschlussprüfung am Ende 
des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und / oder dem 
etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-Kolloquium kann nur zugelassen 
werden, wer: 
 
1. die Zulassungsvoraussetzungen entsprechend § 11 Abs. 2 erfüllt, 
2. die im Besonderen Teil dieser Prüfungsordnung etwa geforderten weiteren fachlichen 

Zulassungsvoraussetzungen erfüllt. 
 

§ 16 Zulassungsverfahren 
 
(1) 1Der Antrag auf Zulassung zur Master-Arbeit sowie der etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit und / oder dem etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-
Kolloquium (Meldung) ist schriftlich beim Prüfungsausschuss zu stellen. 2In ihm ist der 
Studiengang anzugeben und gegebenenfalls der vom Kandidaten vorgeschlagene Prüfer zu 
benennen. 3Dem Antrag sind beizufügen: 
 
1. das Studienbuch oder die an seine Stelle getretenen Unterlagen, 
2. die Nachweise über das Vorliegen der in § 15 Ziff. 1-2 genannten Voraussetzungen, 
3. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat endgültig den Prüfungsanspruch im Master-

Studiengang oder in einem nach § 11 Abs. 2 vergleichbaren Studiengang an einer 
Hochschule verloren hat oder eine nach der Studien- und Prüfungsordnung 
erforderliche studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master- bzw. Abschluss-
Prüfung im betreffenden Fach oder in einem nach § 11 Abs. 2 vergleichbaren 
Studiengang an einer Hochschule endgültig nicht bestanden hat und ob er sich in 
einem laufenden Prüfungsverfahren in demselben oder einem nach § 11 Abs. 2 
vergleichbaren Studiengang befindet.  

 
(2) Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 1 erforderliche Unterlage in der 
vorgeschriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall gestatten, 
den Nachweis auf andere Art zu führen. 
 
(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(4) 1Der Kandidat gilt als zugelassen, wenn der Antrag nicht innerhalb von zwei Wochen 
abgelehnt wird. 2Der Antrag muss abgelehnt werden, wenn die Zulassungsvoraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 3Die Zulassung kann darüber hinaus versagt werden, wenn sich der 
Studierende im betreffenden Fach des Master-Studienganges oder in einem nach § 11 Abs. 
2 vergleichbaren Studiengang in einem laufenden Prüfungsverfahren befindet. 4Andere 
Ablehnungsgründe sind nicht zulässig. 5Eine Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 
 

§ 17 Master-Arbeit  
 
(1) 1Die Masterarbeit ist eine Prüfungsarbeit. 2Sie soll zeigen, dass der Verfasser in der Lage 
ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem selbständig nach wissenschaftlichen 
Methoden zu bearbeiten und die so gewonnenen Ergebnisse sachgerecht schriftlich 
darzustellen. 3Das Thema ist einem schulpsychologisch relevanten Themenbereich zu 
entnehmen. 4Findet der Prüfling keine Themenstellung für die Masterarbeit, so sorgt der 
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Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf schriftlichen Antrag dafür, dass der Prüfling 
rechtzeitig ein Thema für seine Masterarbeit erhält. 5Das Thema wird über den 
Prüfungsausschuss ausgegeben, der Zeitpunkt der Ausgabe und das Thema sind 
aktenkundig zu machen. 6Dem Prüfling ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge für das Thema 
der Masterarbeit zu machen; ein Anspruch auf deren Berücksichtigung besteht jedoch nicht.   
 
(2) 1Die Bearbeitungsfrist der Master-Arbeit beträgt sechs Monate, das Thema ist so 
festzulegen und die Aufgabenstellung ist vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Master-
Arbeit innerhalb dieser Frist angefertigt werden kann. 2Die Abgabefrist kann in begründeten 
Fällen auf Antrag vom Prüfungsausschuss verlängert werden.  
 
(3) 1Die Arbeit soll, soweit im Besonderen Teil dieser Ordnung nichts Abweichendes geregelt 
ist, nach Wahl des Studierenden in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein; über 
Anträge auf Abfassung in einer anderen Sprache entscheidet der Prüfungsausschuss. 2Die 
fertige Masterarbeit ist innerhalb der Bearbeitungsfrist in drei gebundenen Exemplaren beim 
Prüfungsausschuss und zusätzlich dort in einem vom Prüfungsausschuss festgelegten 
Dateiformat einzureichen. 3Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. 4Die 
Masterarbeit kann neben einem ausgedruckten Text auch multimediale Teile auf 
elektronischen Datenträgern enthalten, sofern die Themenstellung dies erfordert. 5Das 
Bewertungsverfahren soll spätestens 4 Wochen nach Abgabe der Arbeit abgeschlossen 
sein; die Überwachung dieser Frist ist Aufgabe des Prüfungsausschusses. 6Bei Krankheit 
oder sonstiger Verhinderung des bzw. der Prüfer, die Frist einzuhalten, kann der 
Prüfungsausschuss insoweit andere Prüfer bestellen.  
 
(4) Der Kandidat hat der Master-Arbeit eine persönlich unterzeichnete Erklärung beizufügen, 
in der er versichert, dass er die Arbeit selbständig verfasst, keine anderen als die 
angegebenen Hilfsmittel und Quellen benutzt hat, alle wörtlich oder sinngemäß aus anderen 
Werken übernommenen Aussagen als solche gekennzeichnet hat und dass die Arbeit  
weder vollständig noch in wesentlichen Teilen Gegenstand eines anderen 
Prüfungsverfahrens gewesen ist und ob er die Arbeit vollständig oder in wesentlichen Teilen 
bereits veröffentlicht hat sowie dass das in Dateiform eingereichte Exemplar mit 
eingereichten gebundenen Exemplaren übereinstimmt. 
 
(5) 1Die Masterarbeit wird von zwei Prüfern bewertet, von denen einer der Betreuer der 
Arbeit sein kann. 2§ 14 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 2 gelten entsprechend. 3Weichen die 
Einzelbewertungen um mehr als eine ganze Notenstufe voneinander ab oder lautet eine von 
ihnen „nicht ausreichend“, holt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Bewertung 
eines weiteren Prüfers ein.  
 
(6) 1Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-
Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten, soweit hier, im Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung oder im Modulhandbuch nichts Abweichendes geregelt ist, die Regelungen 
über mündliche Prüfungsleistungen entsprechend. 2Sie werden von zwei Prüfern bewertet, 
für die Benotung gilt § 14.  
 

V. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
§ 18 Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ 
(4,0) bewertet wurde; eine Modulabschlussprüfung, die sich aus mehreren benoteten 
Komponenten zusammensetzt, ist bestanden, wenn die Modulnote mindestens 
„ausreichend“ (4,0) ist. 2Die Master-Arbeit sowie eine etwaig geforderte mündliche 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündliche Prüfung über den Inhalt der 
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Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium 
sind bestanden, wenn sie mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden; sie 
müssen jeweils für sich bestanden sein. 
 
(2) 1Hat der Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master-Arbeit nicht 
bestanden, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ihm hierüber Bescheid mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung, die auch darüber Auskunft gibt, ob und in welchem Umfang 
die Prüfungsleistung wiederholt werden kann. 2Außer beim Nichtbestehen der Master-Arbeit 
kann die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses auch auf andere Art und Weise erfolgen. 
3Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-
Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten die Regelungen zur Master-Arbeit in den 
Sätzen 1 und 2 entsprechend. 
 
(3) 1Hat ein Kandidat eine studienbegleitende Prüfungsleistung endgültig nicht bestanden, 
wird ihm auf seinen Antrag gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise und der 
Exmatrikulationsbescheinigung vom Prüfungsausschuss eine Bescheinigung ausgestellt, die 
die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen und deren Noten sowie die zur 
jeweiligen Prüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die 
Prüfung nicht bestanden ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist. 
 
(4) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für 
Bestehen und Nichtbestehen dieser Prüfungsleistung die Bestimmungen des 
Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 
VI. Wiederholung nicht bestandener Prüfungen  
 
§ 19 Wiederholung studienbegleitender Prüfungsleistungen 
 
(1) 1Studienbegleitende Prüfungsleistungen, die nicht bestanden wurden oder als nicht 
bestanden gelten, können zweimal  wiederholt werden. 2Prüfungsanmeldungen gemäß § 11 
Abs. 1 gelten zugleich als bedingte Anmeldung auch zu den entsprechenden Wieder-
holungsprüfungen. 3Bei einer Wiederholungsprüfung werden nur die Prüfungsleistungen 
wiederholt, die beim ersten Prüfungsversuch schlechter als mit einschließlich „ausreichend“ 
(4,0) benotet wurden; die Noten der übrigen Prüfungsleistungen des ersten Prüfungs-
versuchs werden bei der Notenberechnung berücksichtigt. 
 
(2) 1Die Wiederholungsprüfung ist in dem auf die nicht bestandene Prüfung folgenden 
Semester, spätestens jedoch in dem darauf folgenden Semester abzulegen und findet in der 
Regel zeitlich und vom Inhalt her im Rahmen der für diese Prüfung vorgesehenen regulären 
Prüfungstermine statt. 2Bei Versäumnis der Frist für die Wiederholungsprüfung ist diese mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten, es sei denn, der Studierende hat das Versäumnis 
nicht zu vertreten.  
 
(3) Wurde die nicht bestandene Prüfung bzw. Prüfungsleistung spätestens sechs Wochen 
vor Beginn der Vorlesungszeit des folgenden Semesters erbracht und ist das Bestehen der 
Wiederholungsprüfung Bedingung für die Zulassung zu einer Prüfungsleistung des folgenden 
Semesters oder für den Besuch einer Lehrveranstaltung des folgenden Semesters, so soll 
dem Studierenden auf Antrag gegenüber dem Prüfungsausschuss Gelegenheit gegeben 
werden, die Wiederholungsprüfung so rechtzeitig abzulegen, dass er zu dieser Prüfungs-
leistung zugelassen werden kann bzw. die Lehrveranstaltung besuchen kann. 
 
(4) Zwischen der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses der Erstprüfung und der 
Wiederholungsprüfung müssen in der Regel mindestens vier Wochen liegen.  
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(5) 1Bei einer Wiederholungsprüfung, die nicht im Rahmen der Prüfungstermine der auf die 
nicht bestandene Prüfung folgenden Semester abgelegt wird, kann die Art der zu 
erbringenden Prüfungsleistung von der in den fachspezifischen Bestimmungen und insbe-
sondere im Modulhandbuch festgelegten Prüfungsart abweichen, sofern die fachspezifischen 
Gegebenheiten dies erfordern. 2Art und Umfang der in der Wiederholungsprüfung zu 
erbringenden Prüfungsleistung/en sind dem Studierenden in diesem Fall spätestens 
zusammen mit dem Wiederholungstermin mitzuteilen.  
 
(6) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.  
 
§ 20 Wiederholung der Master-Arbeit sowie etwaiger anderer, am Ende des Studiums 
zu erbringender mündlicher Prüfungen  
 
(1) 1Eine Master-Arbeit, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt, kann einmal 
wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist ausgeschlossen. 2Der Antrag auf 
Wiederholung muss spätestens zwei Monate nach Bestandskraft des Prüfungsbescheides 
eingereicht werden; bei Versäumnis dieser Frist erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, 
der Studierende hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 3Das Thema kann nur einmal und 
nur innerhalb der ersten 2 Monate der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden; in diesem 
Fall beginnt die Frist für die Bearbeitung des Themas erneut von vorne zu laufen. 4Eine 
Rückgabe des Themas ist bei einer Wiederholung jedoch nur dann zulässig, wenn der 
Studierende bei der Anfertigung seiner ersten Arbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch 
gemacht hat.  
 
(2) Die Wiederholung einer bestandenen Master-Arbeit ist nicht zulässig.  
 
(3) Für eine etwaig geforderte mündliche Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, 
mündliche Prüfung über den Inhalt der Master-Arbeit und ein etwaig gefordertes, zur Master-
Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium gelten jeweils die Vorschriften des Abs. 1 Satz 1, 2 
und Abs. 2 entsprechend. 
 
VII. Master-Gesamtnote  
 
§ 21 Bildung der Master-Gesamtnote  
 
(1) Ist die Master-Prüfung bestanden, so wird eine Master-Gesamtnote gebildet, wobei als 
Berechnungsgrundlage jeweils die entsprechenden Dezimalnoten anzusetzen sind. 
 
(2) 1Die Berechnung der Master-Gesamtnote ergibt sich aus dem Besonderen Teil dieser 
Prüfungsordnung. 2Für die Master-Note gelten § 14 Abs. 2 und § 14 Abs. 3 Satz 2 
entsprechend.  
 
VIII. Prüfungszeugnis, Urkunde, Bescheinigung  
 
§ 22 Zeugnis und weitere Nachweise  
 
(1) 1Hat der Kandidat die Master-Prüfung bestanden, so erhält er ein Zeugnis. 2In das 
Zeugnis wird die Master-Gesamtnote und das Thema der Master-Arbeit eingetragen. 3Das 
Zeugnis wird vom Dekan der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät unterzeichnet. 
4Es trägt das Datum des Tages, an dem die letzte zur Master-Prüfung gehörende 
Prüfungsleistung erbracht worden ist. 5Es wird in deutscher Sprache ausgestellt, auf Antrag 
wird eine Übersetzung in englischer Sprache ausgehändigt.  
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(2) 1Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma 
Supplement Modell“ von Europäischer Union/Europarat/UNESCO, welches das Profil des 
Studiengangs darstellt, sowie eine Leistungsübersicht (Transcript of Records), jeweils in 
deutscher Sprache, aus; auf Antrag wird eine Übersetzung in englischer Sprache 
ausgehändigt.  
 
2Die Leistungsübersicht enthält folgende Angaben: 
 

- die im Laufe des Master-Studiums belegten Module sowie ihre Komponenten und 
ECTS-Punkte, 

- die Modulnoten, 
- die Note der Master-Arbeit und einer etwaig vorgesehenen mündlichen 

Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt 
der Master-Arbeit bzw. eines etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen 
Abschluss-Kolloquiums. 

 
3Die Notenangaben erfolgen dabei jeweils in Form von Dezimalnoten. 
 
§ 23 Urkunde 
  
(1) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis der Master-Prüfung erhält der Kandidat eine Master-
Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. 2Darin wird die Verleihung des akademischen 
Mastergrades nach § 2 beurkundet. 3Auf Antrag wird auch eine englische Übersetzung der 
Urkunde ausgehändigt. 
 
(2) Die Master-Urkunde wird vom Dekan unterzeichnet und mit dem Siegel der Universität 
versehen. 
 
(3) Der akademische Grad darf erst nach der Aushändigung der Urkunde geführt werden.  
 

§ 24 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung  
 
(1) Studierende, die die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden haben, erhalten hierüber 
vom Prüfungsausschuss einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen ist.  
 
(2) 1Hat der Studierende die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden, so wird ihm auf 
Antrag eine vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnete schriftliche 
Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und ggf. Studienleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die Master-Prüfung insgesamt endgültig nicht bestanden 
ist. 2Entsprechendes gilt, wenn der Prüfungsanspruch erloschen ist.  
 
IX. Schlussbestimmungen  
 
§ 25 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß  
 
(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ bewertet, wenn der Kandidat zu 
einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint, ohne dass er sich in der vom 
Prüfungsausschuss festgelegten Form fristgerecht von diesem abgemeldet hat oder wenn er 
nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 2Dasselbe gilt, 
wenn eine schriftliche oder praktische Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 
Bearbeitungszeit erbracht wird. 3Die Abmeldung von einer schriftlichen oder praktischen 
Prüfungsleistung oder der Master-Arbeit ohne Angabe von Gründen ist bis einschließlich 
zehn Werktage (ohne Samstage) vor dem ersten Tag der Prüfung möglich. 4Bei mündlichen 
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Prüfungsleistungen muss die Abmeldung spätestens zehn Werktage (ohne Samstage) vor 
dem Tag des betreffenden Prüfungstermins erklärt werden. 
 
(2) 1Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Bei 
Krankheit des Kandidaten oder eines von ihm allein zu versorgenden Kindes kann die 
Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden, in besonderen Zweifelsfällen kann ein 
amtsärztliches Attest verlangt werden. 3Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer 
Termin anberaumt. 4Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall 
anzurechnen. 
 
(3) 1Versucht ein Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 2Ein Kandidat, der den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder von der 
aufsichtsführenden Person von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen 
werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet. 3In schwerwiegenden Fällen der Sätze 1 und 2 kann der Prüfungsausschuss den 
Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.  
 
(4) 1Über die Anerkennung der Gründe für Versäumnis und Rücktritt entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 2Der Kandidat kann innerhalb einer Frist von einem Monat verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
 
(5) Werden Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen importiert, so gelten für die 
Abmeldung, Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß hinsichtlich dieser 
Prüfungsleistungen die Bestimmungen des Studienganges, aus dem die Prüfung stammt. 
 
§ 26 Schutzbestimmungen  
 
(1) 1Die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes sowie 
der Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des jeweils gültigen Gesetzes zum Elterngeld 
und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) wird gewährleistet. 2Der 
Prüfungsausschuss entscheidet auf Antrag über die Fristverlängerung und deren Dauer. 3Die 
Möglichkeit der Wahrnehmung von Familienpflichten nach § 34 Abs. 1 Satz 2 LHG wird 
gewährleistet.  
 
(2) 1Studierende, die, ohne studierunfähig zu sein, wegen länger andauernder Krankheit oder 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage sind, 
die Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die erwarteten Studien- bzw. 
Prüfungsleistungen oder etwaige Ergänzungsleistungen zu erbringen, sind auf Antrag beim 
Prüfungsausschuss hin berechtigt, die Masterprüfung innerhalb einer angemessenen Frist 
nach Ablauf der in dieser Prüfungsordnung etwaig hierfür vorgesehenen Frist abzulegen. 
2Der Studierende hat anzugeben, um welchen Zeitraum eine Verlängerung der Frist 
beantragt wird, der Prüfungsausschuss entscheidet über die Dauer der Verlängerung. 3Dem 
Antrag sind entsprechende Nachweise, insbesondere ärztliche Atteste, beizulegen. 4In 
besonderen Zweifelsfällen kann die Universität die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes 
verlangen. 5Der Studierende ist verpflichtet, Änderungen in den Voraussetzungen 
unverzüglich mitzuteilen. 6Der Prüfungsausschuss hat zu prüfen, ob die vorstehend 
genannten Voraussetzungen vorliegen und teilt das Ergebnis sowie gegebenenfalls die neu 
festgesetzten Prüfungsfristen dem Studierenden unverzüglich mit.  
 
(3) Eine Tätigkeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder 
satzungsmäßigen Organen der Hochschule oder des Studentenwerks während mindestens 
eines Jahres kann bis zu einem Studienjahr bei der Berechnung der Prüfungsfristen 
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unberücksichtigt bleiben; die Entscheidung darüber trifft der Rektor. 
 
§ 27 Ungültigkeit einer Prüfung bzw. Prüfungsleistung  
 
(1) 1Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht , so kann, auch wenn diese 
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt wird, die Note der 
Prüfungsleistung, bei deren Erbringung der Kandidat getäuscht hat, berichtigt werden. 
2Soweit dadurch erforderlich kann in diesen Fällen die Prüfung bzw. Prüfungsleistung für 
„nicht ausreichend“ und die Master-Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 
 
(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung oder Prüfungsleistung 
nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst 
nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung bzw. Prüfungsleistung geheilt. 2Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, so können die Noten der Prüfungsleistungen, auf die sich die Täuschung 
bezog, für „nicht ausreichend“ erklärt und entsprechend berichtigt werden, bei aus mehreren 
Komponenten bestehenden Prüfungsleistungen auch die Noten der Gesamt-
Prüfungsleistung entsprechend berichtigt werden und soweit dadurch erforderlich in diesen 
Fällen für „nicht ausreichend“ erklärt und soweit dadurch erforderlich die Master-Prüfung für 
nicht bestanden erklärt werden. 
 
(3) 1Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 2Die 
Möglichkeit einer Entziehung des akademischen Mastergrades nach den gesetzlichen 
Bestimmungen besteht unbeschadet der Abs. 1 und 2.  
 
(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis sowie ein etwaiges unrichtiges Transcript of Records ist 
einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 2Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch 
die Master-Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung bzw. Prüfungsleistung aufgrund einer 
Täuschungshandlung nach Absatz 1 oder Abs. 2 Satz 2 für nicht bestanden erklärt wurde. 
3Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren, 
gerechnet vom Datum des Prüfungszeugnisses, ausgeschlossen. 
 
(5) Die Absätze 1-4 gelten für Studien- und sonstige etwaige Ergänzungsleistungen 
entsprechend.  
 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten  
 
(1) Nach Abschluss der Master-Prüfung wird dem Absolventen auf Antrag innerhalb eines 
Jahres Einsicht in seine Master-Arbeit und die darauf bezogenen Gutachten und ebenfalls 
innerhalb eines Jahres in die Protokolle zu einer etwaig geforderten mündlichen 
Abschlussprüfung am Ende des Master-Studiums, mündlichen Prüfung über den Inhalt der 
Master-Arbeit bzw. zu einem etwaig geforderten, zur Master-Arbeit gehörigen Abschluss-
Kolloquium gewährt.  
 
(2) 1Für die Einsichtnahme in studienbegleitende schriftliche Prüfungsleistungen bzw. in 
Prüfungsprotokolle zu studienbegleitenden mündlichen Prüfungsleistungen gilt in der Regel 
eine Frist von vier Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 2Darüber hinaus 
können zusätzlich allgemeine Termine zur Einsichtnahme in bestimmte Prüfungsleistungen 
angeboten werden.  
 
(3) 1Entsprechende Anträge sind schriftlich beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
stellen. 2Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.  
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§ 29 Inkrafttreten 
 
1Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Bekanntmachungen der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das 
Winter-Semester 2012/2013.  
 
 
 
Tübingen, den 06.06.2012  
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
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Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 

Schulpsychologie mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. 
Sc.) 
 
Aufgrund von §§ 19 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 9, 34 Abs. 1 LHG (GBl. 2005, 1) in der Fassung vom 
01.01.2005, zuletzt geändert durch Artikel 19 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 
65, 67), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 08.03.2012 den 
nachstehenden Besonderen Teil der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen 
für den Studiengang  Schulpsychologie mit akademischer Abschlussprüfung Master of 
Science (M. Sc.) beschlossen. 
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 06.06.2012 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis:  
 
Besonderer Teil  
 
§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 

I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, Studienbeginn 
§ 3 Studienaufbau 
 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
§ 5 Studien- und Prüfungssprachen 
§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
§ 7 Studienumfang 
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
§ 9 Masterarbeit 
§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 

V. Schlussbestimmungen 
§ 11 Inkrafttreten 
 

§ 1 Geltung des Allgemeinen Teils 
 
Die Studien- und Prüfungsordnung der Universität Tübingen für den Studiengang 
Schulpsychologie mit akademischer Abschlussprüfung Master of Science (M. Sc.) – 
Allgemeiner Teil – ist in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil dieser Ordnung, soweit 
hier keine spezielleren Regelungen getroffen werden. 
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I. Ziele, Inhalte und Aufbau des Studiums 
 
§ 2 Studieninhalte und Studienziele, Regelstudienzeit, Studienumfang, 
Studienbeginn  
 
(1)  1Der Master-Studiengang ist ein konsekutiver und forschungs- und anwendungs-
orientierter Studiengang. 2Das Studium des M.Sc. in Schulpsychologie dient der Aneignung 
langfristiger, auf systematische kritische Erkenntnisgewinnung und Erkenntnisfortschritt 
gerichteter wissenschaftlicher Qualifikationen, die eine allgemeine wissenschaftlich fundierte 
berufsbezogene Qualifikation der Studierenden im Bereich der Schulpsychologie begründen; 
der Studiengang baut auf einem ersten Hochschulabschluss fachlich auf. 3Das Fach umfasst 
die Vermittlung inhaltlichen und methodischen Basiswissens in Schulpsychologie. 4Die von 
den Studierenden zu erwerbenden Qualifikationsziele sind im Modulhandbuch ausgewiesen.  
 
(2) 1Die Regelstudienzeit im Master-Studiengang Schulpsychologie ist in § 1 Abs. 5 des 
Allgemeinen Teils bzw. in § 3 Abs. 3 des Besonderen Teils dieser Ordnung geregelt. 2Der 
Erwerb von insgesamt 120 Leistungspunkten ist Voraussetzung, um diesen M.Sc. -
Studiengang erfolgreich abzuschließen. 3Der Beginn des Studiums (Winter- bzw. 
Sommersemester) ist in der Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität 
Tübingen in ihrer jeweils gültigen Fassung geregelt.  
 
(3) 1Voraussetzung für das Studium im Masterstudiengang ist ein  Bachelor-Abschluss im 
Fach Psychologie oder ein gleichwertiger Abschluss mit mindestens einschließlich der Note 
2,5.  2Über die Gleichwertigkeit eines Abschlusses entscheidet der Prüfungsausschuss. 3Er 
kann die Entscheidung widerruflich auf den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
übertragen. 4Im Fall einer festgelegten Zulassungszahl kann durch Satzung vorgesehen 
werden, dass stattdessen die für das jeweilige Auswahlverfahren gebildete zuständige 
Auswahlkommission darüber entscheidet. 
 

§ 3 Studienaufbau  
 
(1) 1Das Master-Studium Schulpsychologie gliedert sich in zwei  Studienjahre. 2Es schließt 
mit der Masterprüfung ab.  
 
(2) 1Die Studierenden absolvieren ein Programm von 120 Leistungspunkten, welches aus 
den folgenden Modulen besteht (V=Vorlesung, Ü=Übung, S=Seminar, P = Praktikum, PA = 
Projektarbeit, K = Kolloquium):  
 
Modul-Nr.  Modulbezeichnung  Art der 

Veranstaltung(en)  
(vorbehaltlich etwaiger 
Änderungen, siehe 
Modulhandbuch)  

ECTS-Punkte 

1 Einführung in die Schulpsychologie V 6 

2 
Grundlagen der Empirischen 
Bildungsforschung & Pädagogischen 
Psychologie 

V, S 
6 

3 
Klinische Grundlagen der Kinder- & 
Jugendpsychologie 

V, S 
6 

5 
Fokus Evaluation: Methoden der Empirischen 
Bildungsforschung & Pädagogischen 
Psychologie 

V, S 
9 

6 Fokus Diagnostik: Leistungsdiagnostik V, P 9 
8 Wahlpflichtfach: Anwendung V 6 
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9 Anwendungsvertiefung Schulpsychologie S, PA 15 
10 
 
 oder  
 
11 

Anwendungsorientierte Vertiefung: 
Berufspraktikum (Modul 10)  
oder  
Forschungsorientierte Vertiefung (Modul 11) 

P oder S 

15 

4 

Wahlpflichtbereich:  
Wahlpflichtbereiche sind:  
- Kognition  
- Sprache  
- Erziehungswissenschaft & Soziologie   
- Berufsethik & Interkulturelle Kompetenz 

siehe Modulhandbuch  

9 

7 
Fokus Intervention: Schnittstelle Forschung & 
Praxis 

S 
9 

12 

Masterarbeit  
 
(Masterarbeit [27 LP] und  
zur Master-Arbeit gehöriges Abschluss-
Kolloquium [3 LP])  
 

Masterarbeit, K 

30 

 
Im Modulhandbuch können weitere Wahlpflichtbereiche vorgesehen werden. Auf Antrag 
können auch weitere Module als Wahlpflichtmodule zugelassen werden, die Entscheidung 
darüber trifft der Vorsitzende des Prüfungsausschusses. 
 
(3) 1Bei vorhergehendem Studium im 8-semestrigen Bachelorstudiengang Psychologie an 
der Universität Tübingen werden über die allgemeinen Anrechnungsregelungen in 
insbesondere § 6 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung hinaus folgende Module bzw. Teil-
Module aus dem Bachelorstudiengang auf die in diesem Masterstudiengang zu erbringenden 
Module angerechnet:  
 
Modul bzw. Teilmodul aus dem 
Bachelor-Studiengang  

Modul bzw. Teilmodul im 
Masterstudiengang Schulpsychologie 

Anrechenbarer 
Umfang in 
ECTS-Punkten 

„Einführung in die Schulpsychologie“ Modul 1 
 „Einführung in die Schulpsychologie“ 

6 

„Psychometrie“ Modul 5  
„Fokus Evaluation: Methoden der 
Empirischen Bildungsforschung & 
Pädagogischen Psychologie“ 
(Anrechnung im Umfang von 6 ECTS-
Punkten) 

6 

„Evaluation“ Modul 5  
„Fokus Evaluation: Methoden der 
Empirischen Bildungsforschunkg & 
Pädagogischen Psychologie“ 
(Anrechnung im Umfang von 3 ECTS-
Punkten) 

3 

„Praktikum 1 Diagnostik“ 
(Aufbaumodul Diagnostik) 

Modul 6  
„Fokus Diagnostik: Leistungsdiagnostik“ 

9 

Bereich „Anwendung“:  
Modul Wirtschaftspsychologie ODER  
Klinische Psychologie ODER  
Wissens-, Kommunikations- und 
Medienpsychologie 

Modul 8  
„Wahlpflichtfach: Anwendung“ 

6 

„Anwendungsvertiefung 1“ im Bereich 
Schulpsychologie  
ODER  
„Anwendungsvertiefung 2“  

Modul 9  
„Anwendungsvertiefung 
Schulpsychologie“ 

15 
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im Bereich Schulpsychologie 
„Praktikum“ Modul 10  

„Anwendungsorientierte Vertiefung: 
Berufspraktikum“ 

15 

  Gesamt: 60 
 
2Werden sämtliche dieser Module angerechnet beträgt die Regelstudienzeit des 
Masterstudienganges Schulpsychologie zwei Semester. 3Das Studium im Masterstudiengang 
umfasst dann die folgenden der in § 3 Abs. 2 des Besonderen Teils genannten Module: 
 
Module Masterstudiengang Schulpsychologie  
Regelstudienzeit 2 Semester 

ECTS-Punkte 

Modul 2  
„Grundlagen der Empirischen Bildungsforschung & Pädagogischen Psychologie“ 

6 

Modul 3 
„Klinische Grundlagen der Kinder- & Jugendpsychologie“ 

6 

Modul 4 
„Wahlpflichtbereich“ (siehe § 3 Abs. 2 des Besonderen Teils)  

9 

Modul 7  
„Fokus Intervention: Schnittstelle Forschung & Praxis“ 

9 

Modul 12 
„Masterarbeit“  
(Masterarbeit [27 LP] und  
zur Master-Arbeit gehöriges Abschluss-Kolloquium [3 LP] ) 

30 

 Gesamt: 60 
 

II. Vermittlung der Studieninhalte 
 
§ 4 Arten von Lehrveranstaltungen innerhalb der Module 
 
1Lehrveranstaltungen der folgenden Arten werden regelmäßig angeboten: 
1. Vorlesungen 
2. Seminare und Kolloquien 
3. Praktika  
4. Projektarbeiten.  
 
 
2Für Lehrveranstaltungen, die ganz oder überwiegend aus Elementen der Veranstaltungs-
typen von Satz 1 Ziffer 2 bis 4 bestehen, können zahlenmäßige Zugangsbeschränkungen 
festgelegt werden, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet 
werden könnte oder die Beschränkung aus sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder 
Krankenversorgung erforderlich ist. 3In diesen Lehrveranstaltungen sollen insbesondere 
fachspezifische Arbeitstechniken und auch überfachliche berufsfeldorientierte Qualifikationen 
vermittelt werden. 4Außerdem sollen die Studierenden die Gelegenheit haben, in kleineren 
Gruppen die Fähigkeit zu entwickeln, erarbeitete Kenntnisse mündlich und schriftlich 
wiederzugeben. 5Das Recht zur Teilnahme an Lehrveranstaltungen kann darüber hinaus 
beschränkt werden oder der Zugang zu einem Studienabschnitt von dem Erbringen 
bestimmter Studienleistungen abhängig gemacht werden, wenn ansonsten eine 
ordnungsgemäße Ausbildung nicht gewährleistet werden könnte oder die Beschränkung aus 
sonstigen Gründen der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 
 

§ 5  Studien- und Prüfungssprachen 
 
1Die Studien- und Prüfungssprache im Masterstudiengang Schulpsychologie ist deutsch. 
2Lehrveranstaltungen und Prüfungen können in englischer Sprache stattfinden; es wird 
vorausgesetzt, dass die Studierenden über ausreichende englische Sprachkenntnisse 
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verfügen.  
 

§ 6 Arten von Prüfungsleistungen 
 
Die konkret in den einzelnen Modulen geforderten Prüfungsleistungen sind in § 3 bzw. im 
Modulhandbuch angegeben.  
 

III. Organisation der Lehre und des Studiums 
 
§ 7 Studienumfang 
 
Der erforderliche Studienumfang ergibt sich aus dem Allgemeinen Teil der Studien- und 
Prüfungsordnung, der Studienaufbau und die Module insbesondere aus § 3 des Besonderen 
Teils der Studien- und Prüfungsordnung.  
 

IV. Master-Prüfung und Master-Gesamtnote 
 
§ 8 Art und Durchführung der Master-Prüfung 
 
Fachliche Zulassungsvoraussetzung für die Master-Arbeit und etwaige andere am Ende des 
Studiums zu erbringende mündliche Prüfungen nach § 15 des Allgemeinen Teils ist neben 
den im Allgemeinen Teil dieser Ordnung genannten Voraussetzungen: 
 

- die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den Modulen 1-9 und 10 bzw. 11 (vgl. 
Übersicht § 3).  

 

§ 9 Masterarbeit 
 
Die Masterarbeit ist in § 17 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung geregelt. 
 

§ 10 Bildung der Master-Gesamtnote 
 
Die Gesamtnote der Masterprüfung ergibt sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Regelungen in § 21 des Allgemeinen Teils dieser Ordnung aus dem nach Leistungspunkten 
gewichteten Durchschnitt aller Noten der benoteten Module.  
 

V. Schlussbestimmungen 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Winter-Semester 2012/2013. 
 
 
Tübingen, den 06.06.2012  
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor
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Vierte Satzung zur Änderung der Satzung der Universität Tübingen über die 

Ausbildung und Prüfung für die UNIcert®-Sprachausbildung am 
Fachsprachenzentrum 
 
Aufgrund von § 34 Abs. 1 LHG i.d.F. vom 01.01.2005 (GBl. 2005, 1), zuletzt geändert durch 
Art. 19 Achte AnpassungsVO vom 25.1.2012 (GBl. S. 65), hat der Senat der Universität 
Tübingen in seiner Sitzung am 21.6.2012 die nachstehenden Änderungen der Satzung der 
Universität Tübingen über die Ausbildung und Prüfung für die UNIcert-Sprachausbildung am 
Fachsprachenzentrum (Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2001, Nr. 7, 
S. 186 ff), zuletzt geändert am 20.3.2012 (Amtliche Bekanntmachungen der Universität 
Tübingen 2012, Nr. 3, S. 112) beschlossen.  
 
Der Rektor hat seine Zustimmung am 25.6.2012 erteilt. 
 
 
 

Artikel 1 
 
1. In § 5 Abs. 1 werden die Worte „UNIcert® II bis IV“ durch die Worte UNIcert® „III und 

IV“ ersetzt. 
 
In § 5 Abs. 2 werden die Worte „zu Stufe UNIcert® I“ durch die Worte „zu den Stufen 
UNIcert® I und II“ ersetzt. 

 
2. § 8 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

 
 „Nach Ablauf der Frist ist eine Anmeldung zur Prüfung ausgeschlossen.“ 
 
3. § 9 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 

„Das Zertifikat der UNIcert® - Stufe II wird durch Kumulation der Endnoten aus den zur 
jeweiligen Ausbildungsstufe gehörenden Pflichtkursen erworben. Die erreichte 
Gesamtnote errechnet sich aus dem Mittelwert der Endnoten aus den einzelnen 
Kursen. § 10 Abs. 2 und 3 sowie Abs. 4 Sätze 3 und 4 und § 11 Abs. 1, 3 und 4 gelten 
entsprechend. Quereinsteiger können nur dann ein Zertifikat erwerben, wenn sie mehr 
als 50 % der vorgesehenen Kurse besucht haben.“ 

 

Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt zum 1.10.2012 in Kraft.  
 
 
 
Tübingen, den 25.6.2012 
 
 
 
 
 Professor Dr. Bernd Engler 
 Rektor 
 


